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bisschen von Kaffe auf Mate – ohne
Club, so ganz echte, wie in Süd-
amerika – umgestiegen. Apropos
Südamerika: Die Lateinamerika
Nachrichten wollen irgendwie kein
Austauschabo mit uns haben, jetzt
musste ich die doch tatsächlich so
ganz echt, mit bezahlen und so, ab-
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Räumung für die A100
jmd. Am Montag, den 03.02. 2014 ist
die seit über einem Jahr bestehende
Baumbesetzung auf der geplanten
Trasse der A100 geräumt worden.
Dem Eigentümer des Grundstücks
wurde vom Senat der Besitz entzogen.
Etwa 50 Leute waren vorher zu einer
Kundgebung auf das Gelände gekom-
men. Ein Großaufgebot der Polizei
war bis in die Abendstunden im Ein-
satz.

Die Räumung begann gegen 12 Uhr.
Als Letztes krachte gegen 18 Uhr die
Protestpappel samt Baumhaus zu Bo-
den. Dazwischen lag ein für den bis-
herigen Protest und Widerstand gegen
die A100 beispielloser Polizeieinsatz.
Beamte mehrerer Hundertschaften,
Hunde, Flutlicht, eine technische so-
wie ein kletternde Spezialeinheit wur-
den aufgeboten, um die geplante Tras-
se von allen Zeichen des Protests zu
säubern. Holzfäller und Baufirmen
agierten als ein Bestandteil dieses
Großeinsatzes, so wurde zum Beispiel
die Hebebühne zur Räumung der Bäu-
me von den Holzfällern gestellt und

bedient. Die Polizei holte drei Klet-
terInnen von den Bäumen. Eine Per-
son hatte sich dort festgekettet, was
die Ordnungsmacht längere Zeit in
Atem hielt. Ein weiterer Aktivist wur-
de auf dem Dach der zum Grund-
stück gehörenden Lagerhalle abge-
griffen. Mehrere Leute am Boden lie-
ßen sich abführen oder wegtragen.
Es wurden mehrere Anzeigen wegen
Hausfriedensbruch geschrieben. Der
Senat lässt Zähne zeigen und macht
deutlich, dass ein Projekt wie die
A100 nur mit massiven Zwang gegen
die Bevölkerung durchsetzbar ist.

Die Räumung ist keine Niederlage
Anders als in manchen Medien sug-
geriert, ist die Räumung und Fällung
der besetzten Bäume keine Niederla-
ge des Protests. Die Protestpappel
sollte ein Symbol für die Zerstörung
sein, die die falsche Verkehrspolitik
insgesamt anrichtet. Betrachtet man
die umfangreiche mediale Berichter-
stattung, wird klar, dass dieser Plan
aufgegangen ist. Der Berliner Senat
wurde gezwungen zu zeigen, wie
weit er für die Profite von Baufirmen

und Autokonzernen geht.

Es geht um mehr als Bäume
Dabei geht es um sehr viel mehr, als
das Dutzend Bäume, die an dem Tag
unter Polizeischutz gefällt wurden.
Nicht nur hunderte Straßenbäume
sondern auch ebenso viele Kleingar-
tenparzellen mussten dem 17. Bau-
abschnitt bereits weichen. Aktuell
hat die Entmietung der zum Abriss
vorgesehenen Wohnhäuser in der
Beermannstraße 20 und 22 begon-
nen. Hier soll günstiger Wohnraum
aktiv vernichtet werden. Die den
MieterInnen vom Senat angebotene
Entschädigung ist völlig unzurei-
chend. Würde der 16. Teilabschnitt
in Betrieb gehen, hieße das mehr
Lärm, mehr Abgase, mehr Klimaschä-
den, mehr Verkehrstote und eine
weitere Schwächung des öffentlichen
Nahverkehrs. Davon unbeeindruckt
plant der Senat bereits den 17. Bau-
abschnitt quer durch den Friedrichs-
hain bis zur Storkower Straße.

Der Protest wird nicht aufhören
Es ist klar, dass der Protest gegen die
A100 gerade jetzt weitergehen wird.
Sein Atem ist lang, die Möglichkeiten
vielfältig und der Beton noch nicht
gegossen.

Mehr Information und Bilder zur
Räumung finden sich auf dem Blog
des Bündnisses:

http://www.a100stoppen.de/kund
gebung-baumbesetzung-gegen-
raeumung-a100-berlin-neukoelln/

Baumhaus in der Pappel

Robin-Wood-Kletter_in beim Baumhaus

Klettern gegen Räumung - Aktivist_in in den Bäumen
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RASSISMUS, MIGRATION UND LINKE

BEWEGUNGEN IN GRIECHENLAND

1 . Die EU-Außengrenze

Hanna Krügener Unsere letzte
Station in Griechenland ist für viele
Migrant_innen, denen legale Wege
verwehrt sind, die erste Station in
der EU: Chios, eine griechische In-
sel 7 km vor der türkischen Küste.
Die Grenze im Norden beim Grenz-
fluss Evros ist nur noch schwer zu
überqueren, da ein großer Zaun
gebaut wurde. Wir trafen uns auf
Chios mit den Aktivist_innen der
kleinen Initiative Latra, – größten-
teils Lehrer_innen, die Soliarbeit
machen – und einigen linksorien-
tierten Studis. In Athen trafen wir
noch einige Geflüchtete, die über
Chios gekommen sind.

Die Überfahrt an sich ist bei ruhi-
gem Wetter nicht das eigentliche
Problem. Das Problem ist die
Grenzpolizei. Es kursieren ver-
schiedene Versionen, was passiert
wenn die Küstenpolizei ein Boot
entdeckt. Für die Suche werden
übrigens Hubschrauber verwendet,
deren Scheinwerfer wir auch
nachts auf dem Meer rumsuchen
gesehen haben. Grundsätzlich ist
es das Ziel der griechischen Küs-
tenwache, die Boote zum Umkeh-
ren zu zwingen. Sind sie dann in
türkischen Gewässern, sollen die
Boote oft zum Kentern gebracht
werden, damit sie es nicht erneut
vesuchen und sodass die türkische
Küstenwache sie retten muss. Um
dem zu entgehen bringen immer

mal Geflüchtete selbst ihr Boot zum
Kentern sobald sie die griechische
Küstenwache sehen, damit diese sie
retten muss.

Haben es dann doch welche ge-
schafft, können sie versuchen ir-
gendwie zum griechischen Festland
zu kommen, das allerdings mehrere
hundert Kilometer entfernt ist. Sie
können versuchen illegalisiert auf
der Insel zu leben, obwohl es sehr
wahrscheinlich ist, dass sie irgend-
wann aufgegriffen werden. Oder sie
melden sich bei der Polizei, um Asyl
zu beantragen.
Dann kommen sie zunächst in einen
kleinen Container bei der Hafenpo-
lizei, die noch nicht mal Mittel auf-
bringt, diese zu versorgen. Der
Container ist für maximal 5 Perso-
nen gedacht – manchmal sind je-
doch bis zu 25 Menschen darin un-
tergebracht. Nach ein paar Tagen
bekommen sie entweder ein Visum
für 30 Tage, in denen sie das Land
zu verlassen haben oder sie kom-
men in den Abschiebeknast.

Und was machen die Latra-Men-
schen? Sie versuchen, die Men-
schen zu treffen bevor sie in Ge-
wahrsam genommen werden, sie zu
informieren, mit dem Nötigsten
auszustatten und einfach persön-
lich für sie da zu sein. Gleichzeitig
versucht Latra auch, politische Ar-
beit zu machen, z. B. Demonstra-
tionen, und die normale Bevölke-
rung zu erreichen, u. a. durch ein
jährliches Festival gegen Rassis-
mus.

2. Geflüchtet in Griechenland

– Inhaftierung, Behörden- und

Polizeischikane und Faschismus

Farshid ist vor 8 Jahren aus dem
Iran geflüchtet. Er ist Journalist. 6
Jahre war in der Türkei bis der
UNHCR seinen Asylantrag ablehn-
te und er ausreisen musste. Er kam
über den Evrosfluss und sofort in
den Abschiebeknast. Zusammen
mit einem türkischen Aktivisten,
den ich aus Berlin kenne, ging er
dort in Hungerstreik. Fünf Mal
wurde er verlegt, er kennt die ver-
schiedenen Knäste also ganz gut.
Der bei Athen ist der Schlimmste.
50 - 70 Menschen in einem Raum,
kein Ausgang und Familien werden
getrennt. Nach 8 Monaten kam er
raus mit einem Visum für 6 Tage.
Endlich konnte er Asyl beantragen
- dachte er zumindest. Doch in
Athen wurden immer nur 40 Asyl-
anträge pro Woche aufgenommen.
Folglich ist vor der Behörde eine

ewig lange Schlange. Men-
schen übernachten davor
und die ersten Plätze wer-
den oft verkauft. So kam er
rein und bekam den Asylbe-
werberstatus.
Lange war es leicht, eine
Arbeitserlaubnis zu bekom-
men. Jetzt nicht mehr. Auch
undokumentierte Beschäfti-
gungen sind seltener. Un-
terstützung vom Staat gibt
es keine. Zum Glück kann
seine Familie aus dem Iran
ihn unterstützen. Nur krank
werden darf er nicht – die
paar freiwilligen Ärzte sind

Chios (Foto: Wikimedia Commons)

Flüchtlingslager in Pagiani (Lesvos) – wurde nach zahlreichen Revolten der
Inhaftierten 2009 geschlossen (Foto: w2eu.net)
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groß. Schon einmal wurden sie am
Strand kontrolliert und sind erst-
mal 10 Monate im Knast gelandet.
Insgesamt sind sie erst ein Jahr in
Griechenland. Eigentlich ist es
nach EU-Recht verboten, Asylbe-
werber_innen zu inhaftieren. Aber
in Griechenland – und auch an-
derswo – wurden erst vor 1 - 2 Jah-
ren viele neue große Knäste ge-
baut, natürlich mit europäischer
Unterstützung. Panos, ein Arzt in
Patras, erzählte uns, dass es dort
bis 2012 viele Migrant_innen gab,
die versuchten nach Italien zu ge-
langen. Patras ist einer der Haupt-
fährhafen nach Italien. Sie lebten in
schlimmsten Bedingungen ohne ir-
gendwelche staatliche Unterstüt-
zung in leerstehenden Gebäuden in
der Nähe des Hafens. Panos war in
einer freien Klinik aktiv. Im Som-
mer 2012 wurden dann massive
Polizeirazzien durchgeführt und al-
le in einen neuen Knast in Ko-
rinthos gebracht. Seitdem gibt es
nur noch sehr wenige in Patras.

3. Ausländischer

Farmarbeiter in Griechenland
In Korinthos auf dem Bauernhof,
auf dem wir 3 Wochen arbeiteten,
blieben wir von dem Thema auch
nicht verschont. Es ist in Griechen-
land sehr verbreitet, Arbeiter_innen
vornehmlich aus Pakistan oder Al-
banien zu beschäftigen und auszu-
beuten. Auch bei uns auf der Farm.
Dem Arbeiter Jamil, mit dem wir
viel Zeit ver-
brachten,
schuldeten
sie noch über
1000 €. Seit
der Krise hat
sich die Si-
tuation für
die meisten
noch ver-
schlechtert.

Vorher haben
sie zumindest
meist legal
gearbeitet
und bekamen
jährlich ihr
Arbeitsvisum
verlängert.
Das ist jetzt
nicht mehr
der Fall. Also
lebt auch Ja-
mil jetzt ille-
galisiert. Ei-
gentlich wür-
de er gerne

zurück, aber vorher will er noch
sein Geld haben. Ob er das je be-
kommen wird?

4. Antimuslimischer Rassismus

– Auch in Griechenland sehr ver-
breitet. Noch gefüttert durch histo-
rische Konflikte mit der Türkei.
Zum Beispiel ist es so gut wie un-
möglich eine Moschee zu bauen,
wie uns u.a. ein Stadtführer in
Athen erzählte.

5. Protest

Farshid und seine Freunde halten
die Antiraszene für sehr klein. Sie
sind kaum mit ihnen in Verbindung.
Migrantische Selbstorganisation
und Protest halten sie aus eigener
Erfahrung für schwierig wegen der
Gefahr von der Goldenen Morgen-
röte, der Polizei und der zu schwa-
chen Unterstützung.
Wir trafen einige Menschen aus
verschiedenen Gruppierungen. Die
Leute bei denen wir wohnten wa-
ren sozialistisch und antifaschis-
tisch organisiert, einer gab außer-
dem kostenlosen Griechischunter-
richt. Von kleinen Initiativen, die
Beratungen und Sprachunterricht
anbieten und im Kleinen politisch
aktiv sind, haben wir auch einige
getroffen. Außerdem wurde aus
anarchistischen Kreisen eine grö-
ßere Demo organisiert. Alle sagen,
dass es momentan eher wenig Pro-
test gibt.

immer maßlos überlastet.
Schon zwei Mal wurde Farshid von
Mitgliedern der faschistischen Par-
tei Goldene Morgenröte zusammen-
geschlagen. Die Polizei ist da keine
Hilfe. Eher im Gegenteil. Viele sind
selbst Mitglieder dieser Partei und
grundlose Kontrollen und Schika-
nen gehören zum Alltag. Einmal hat
Farshid mit einigen anderen Ge-
flüchteten ein Protestcamp vor dem
Parlament gestartet. Schon in der
ersten Nacht kamen Faschist_innen.
Bleiben will er folglich nicht! Schon
mehrere Male versuchte er mit an-
derem Pass auszureisen – erfolglos.
Aber jetzt hat er, unglaublich aber
wahr, eine amerikanische Green
Card (Arbeits- und Aufenthaltser-
laubnis) gewonnen. Diese werden
jährlich verlost.
Zwei seiner Freunde, die leider
nicht so gut Englisch sprachen, ha-
ben wir auch getroffen. Beide sind
über Chios eingereist. Beide aus
dem Iran. Beide illegalisiert. Einer
hat versucht, Asyl zu beantragen,
und ist sogar drangekommen, da es
jetzt etwas leichter ist. Seine Daten
wurden aufgenommen und ihm
wurde gesagt, dass er zum Inter-
view eingeladen werden wird. Ir-
gendeine schriftliche Bestätigung,
die ihn vor Polizeikontrollen schüt-
zen kann, hat er nicht bekommen.
Der Sachbearbeiter meinte, er solle
doch einfach seine Wohnung nicht
verlassen.
Der Andere will gar nicht erst ver-
suchen, hier Asyl zu beantragen.
Hier will er eh nicht bleiben. Aber
wie weg? Sie können ihre Wohnung
kaum verlassen. Die Gefahr von der
Polizei aufgegriffen zu werden ist zu

Anzeige

Im Flüchtlingslager in Fylakio
(Foto: Wikimedia Commons)
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Teil I: Die Form der
Öffentlichkeit und ihr

formeller Inhalt

Das bisherige Flüchtlingsabwehrre-
gime ist überfordert
GKN Am 3. Oktober 2013 ertrin-
ken mit einem Mal fast 400 Men-
schen bei dem Versuch, nach Europa
zu kommen. Die Presse, die europäi-
schen Regierungen und der Papst
sprechen von einer Tragödie, man-
cher sogar von einer Schande. Ge-
nauso wie die großen Hungerkata-
strophen in Afrika alle paar Jahre
mal die deutsche Öffentlichkeit kurz-
zeitig beschäftigen, ist dieses Mas-
sensterben eine Debatte (bzw. eine
Runde an Statements) wert. Jedes
Jahr sterben tausende Menschen bei
dem Versuch übers Mittelmeer nach
Europa zu kommen. Dass es ausge-
rechnet jetzt zu einer breiten Dis-
kussion kommt, liegt daran, dass die
bislang vorgesehenen Institutionen
vor Ort mit der Bewältigung der vie-
len Toten und der traumatisierten
Überlebenden überfordert sind. Dass
die Politik sich auch drei Wochen
danach noch mit dem Thema be-
schäftigt hat, lag wiederum daran,
dass die italienische Regierung die
Aufmerksamkeit nutzte, um einige
Reformen der bisherigen Arbeitstei-
lung in der europäischen Flüchtlings-
politik zu fordern.

Die Stunde der „Schicksale“
Die Zeit unmitelbar nach dem Tod der
Flüchtlinge ist die große Stunde der
„Schicksale“. Alle Beteiligten bekom-
men ein Gesicht, hier geht es um
Menschen. Der Stern druckt Fotos ab,
die die ertrunkenen Flüchtlinge bei
sich hatten, Überlebende dürfen ihre
Hoffnungen, Ängste und Traumata

detailliert berichten, Fischer und Tau-
cher berichten, wie es ihnen dabei
geht, wenn sie von Fischen angefresse-
ne Leichen aus dem Mittelmeer holen.
Und natürlich fängt jeder Artikel über
die Regierenden damit an, wie „ent-
setzt“, „tief betroffen“ usw. sie selbst
sind.
Erstens weiß die Journaille um das
Bedürfnis ihrer Leser: Ein wenig
Schauder, der aber auch wohlig sein
kann, weil man dadurch im Vergleich
weiß, dass es einem trotz der Sorgen
um steigende Mietpreise, Lohnsen-
kung, Arbeitsstress und sonstigen
Existenzängsten immer noch besser
geht als den Ertrunkenen und ihren
Familien. Auch wenn diese Sorgen da-
durch freilich nicht verschwinden.
Zweitens ist damit die Folie für alles
Weitere gelegt: Was auch immer man
aus diesem „Drama“ folgen lässt: Es
geht im Wesentlichen um individuelle
Schicksale, die einem nicht gleichgültig
sein sollen. Damit leistet die Öffent-
lichkeit zugleich Folgendes: Alles Rin-
gen in der Politik, um neue Maßnah-
men, dient angeblich auch diesen indi-
viduellen Schicksalen. Wenn dann
Schleuser noch besser bekämpft wer-
den sollen, soll es so aussehen, als gin-
ge es der Politik dabei um diese indi-
viduellen Schicksale.1

Teil II: Ursachen,
die unterstellten oder

hervorgehobenen Probleme
und ihre Lösung

In der ersten Presseschau am Tag da-
nach wird die europäische Flüchtlings-
politik hart ins Gericht genommen:
Diese Toten hätten nicht sein müssen
und es gebe sie nur, weil die Politik
ihrer Verantwortung nicht nach ge-
kommen sei. Fluchtursachen, Flucht-

wege, Fluchtmittel, Ankunfts- und
Aufenthaltsbedigungen, alles wird mit
der Betonung herangezogen, da habe
die Politik doch was mit zu tun.2 Wel-
che Schlussfolgerungen daraus gezogen
werden, darum soll es im Folgenden
gehen.

II.1 . Fluchtgründe – die Situa-
tion in den Herkunftsländern

Bürgerkriege
Mit den ertrunkenen Flüchtlingen, die
vorwiegend aus Eritrea und aus So-
malia stammen, kommt das Thema
Bürgerkriege auf den Tisch. Diese
werden nach dem Motto „So ist das
dort“ behandelt. Die EU-Länder hät-
ten mit den Bürgerkriegen eigentlich
nichts zu tun, bzw. nur insofern, als
dass sie nicht genug getan hätten, um
die Bürgerkriege zu beenden.
Als ob den EU-Ländern das Vermeiden
von Bürgerkriegen ein Zweck an sich
wäre. Als ob sie ihren Bezug auf Bür-
gerkriege nicht nach ihren nationalen
Interessenlagen entscheiden würden.
Das ist nicht der Fall. Mal stacheln
EU-Staaten Bürgerkriege an, weil ih-
nen die Regierung nicht passt, mal
unterstützen sie Regierungen im Bür-
gerkrieg, weil sie ihnen passen und
manchmal warten sie abwägend ab,
was sich so Interessantes für eine zu-
künftige Einmischung ergibt.
Die „Vermeidung von Bürgerkriegen“
ist dabei ein guter Titel, um die natio-
nalen Interessen dort mit allen Mitteln
der Politik durchzusetzen; mit wirt-
schaftlicher Erpressung, der Unter-
stützung von Oppositionsgruppen oder
deren Bekämpfung, manchmal auch
mit Krieg.

Diktaturen
Es gibt Regierungen auf der Welt, die
unliebsame Untertanen misshandeln

Lampedusa – über die öffentliche Diskussion

zur europäischen Flüchtlingspolitik

1 Dies verpasst Jan Ole Arps, wenn er im AK vom 1 5.1 0.201 3 schreibt: „Ekelhaft ist drittens, dass selbst im Tod die Opfer der europäischen Flücht-
l ingspolitik noch einen identitätsstiftenden Nutzen für Europa haben. Als Flüchtl inge, TeilnehmerInnen einer großen Elendsbewegung, bleiben sie
das gesichtslose, leidgeprüfte, dunkle Gegenbild zum aufgeklärten, entwickelten, demokratischen Europa und bestätigen uns letztl ich, wie viel zivi l i-
sierter, individuel ler und vielschichtiger wir EuropäerInnen mit unseren Europäerproblemen sind. Das funktioniert auch deshalb gut, weil es uns die
Auseinandersetzung mit der einzelnen Person erspart. So bleibt zum Beispiel Yonas (der jetzt tot ist) ein »Flüchtl ing«, das schafft Abstand zwischen
ihm und uns. Dabei hätte er ebenso gut ein Freund oder Vereinskollege oder nerviger Nachbar sein können. Zumindest auf den Erinnerungsfotos
der Toten, die einige Medien veröffentl ichten, kann man das zum Glück noch erkennen: ein junger Mann, eine junge Frau, ein Gruppenbild, einer
sieht nett aus, ein anderer ziemlich bescheuert - in etwa so wie die Leute auf dem Jahrgangsfotos der eigenen Schule, die super Leute neben den
größten Deppen.“
2 Wie sich über Fluchtursachen und Fluchtwege Gedanken gemacht wird, hat von Anfang an eine unangenehme dauerhafte Begleitunterstel lung:
„Wir können nicht al le aufnehmen“ - dazu am Ende des Textes mehr.
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(Welche eigentlich nicht?) . Welche Re-
gierung ihre Untertanen misshandelt,
liegt dabei in der Interpretationshoheit
der europäischen Regierungen. Eine der
EU wohlgesonnene Regierung mag
noch so viele Leute wegen ihrer politi-
schen Absichten in den Knast stecken,
sie gilt dann nicht als Diktatur.
Hier ist der ganze Sinn der Asylpolitik
angesprochen: Staaten geben denjeni-
gen Menschen Asyl, dessen Herkunfts-
ländern sie einen Unrechtsstatus ans
Bein binden wollen, um gegen sie be-
stimmte nationale Interessen durchzu-
setzen. Diesen Unrechtsstatus unter-
streichen die europäischen Staaten, um
so ihre Politik gegen diese Länder als
Handeln im Sinne der Menschlichkeit,
also eines dem nationalen Interesse
übergeordneten weltweiten Wertesys-
tems darzustellen.

Armut
Dass Leute vor Ort unter den erbärm-
lichsten wirtschaftlichen Bedingungen
zurechtkommen müssen, ist für die hie-
sigen Regierungen einerseits kein
Grund, ihnen Zuflucht zu bieten. An-
erkannt ist dieser Fluchtgrund ande-
rerseits in einer sehr eigentümlichen
Art und Weise. Er wird glatt als einer
der Hauptgründe ausgemacht, warum
sich Leute auf den Weg nach Europa
machen.
Warum sind die Leute arm? Es gibt
dort zum Beispiel Bürgerkriege, die je-
de vorhandene erbärmliche Lebens-
grundlage oder kleine Entwicklung
gleich wieder kaputt machen. Gehe
zwei Schritte im Text zurück.
Den Regierungen vor Ort wird Kor-
ruption vorgeworfen. Anstatt eine Ent-
wicklung für alle zu befördern, würden
sie nur in ihre eigene Tasche wirtschaf-
ten. Da kann eine europäische Nation
natürlich nur den Kopf schütteln und
mehr Transparenz fordern, good gover-
nance, sprich gutes Regieren, dafür
sollen die Regimes vor Ort sorgen.
Diese Forderung ist dann wieder ein
guter Titel, das zu machen, was dem
eigenen nationalen Interesse entspricht.

Warum Regierungen in Ländern, deren
heimische Ökonomie kaum Erträge
einbringt, um den Staatsapparat zu
unterhalten, die Tendenz haben, alle
möglichen Geldmittel bei sich zu kon-
zentrieren und sich dafür auch locker
über selbstgemachte Gesetze hinweg-
setzen; warum solche Regierungen Kli-
entelpolitik machen, als einziger Weg,
um sich wenigstens eine kleine loyale
Gefolgschaft zu beschaffen, darüber
haben wir anhand des Beispiels Mali
geschrieben.3 Dort ist auch ausgeführt,

worum es sich bei dem Anspruch
„ good governance“ handelt: Es soll so
regiert werden, dass die Machtwechsel
nicht zusätzlich die Staatsgewalt
schwächen. An Staaten, aus deren Ge-
sellschaft mit Notwendigkeit immer
wieder der Drang entsteht gegen die
aktuellen Machthaber selber an die
Macht zu gelangen und dabei nicht
selten der Staatsapparat die einzige
halbwegs funktionierende Erwerbs-
quelle in der Gesellschaft ist, wird der
Anspruch gestellt: Machtwechsel o.k. ,
aber friedlich!
Es wird aber auch von Seiten europäi-
scher Politiker zur Sprache gebracht,
dass äußere wirtschaftliche Interessen
für schlechte wirtschaftliche Zustände
vor Ort sorgen. Freilich wird auch das
durch eine nationale Brille gefiltert:
China betreibt „Land Grabbing“;
kauft also vor Ort Land auf, sorgt für
die entsprechende Infrastruktur, um
dann dort erfolgreich Landwirtschaft
zu machen – für die eigenen Zwecke.
Böse. Es könnte einem daran auffallen,
dass es nicht schwer wäre mit dem ge-
gebenen Stand der Technik in Afrika
eine ertragreiche Landwirtschaft zu
betreiben – wenn man das für die
Leute vor Ort machen wollte. Dieser
Aufwand scheint aber zu hoch zu sein
für das nationale Interesse an der Ver-
mehrung des Geldreichtums, da schei-
nen Frontex und Eurosur vergleichs-
weise bessere Nebenkosten zu sein.
Europa überflutet die dortigen Märkte
mit subventionierten Lebensmitteln
und untergräbt entsprechend die dor-
tige Landwirtschaft, die ebenfalls aufs
Geldverdienen angewiesen ist. Aus der
deutschen Brille wird dann gerne auf
Spanien verwiesen, deren Fischerei-
wirtschaft sich Fangrechte entlang
Nord-West-Afrika organisiert hat und
damit den Fischern in der Region die
Fische wegschnappt.
Weniger ist die Sprache davon, dass
eine verarbeitende Industrie aufgrund
der Produktivkraftüberlegenheit der
westlichen Firmen in vielen Teilen
Afrikas von vorneherein keine Chance
hat. Dass der Westen da auch nichts
anbrennen lässt, wenn die Staaten
verschuldet und vom IWF abhängig
sind und von demselben aufgedrückt
bekommen, hier keine kostspieligen
nationalen Projekte voranzutreiben
und gleichzeitig den freien Handel
nicht zu beschränken. So wie die eige-
nen Subventionen von Lebensmitteln
immer weiter gekürzt werden sollen, da
der IWF sonst keine weiteren Kredite
mehr vergibt. Der Export von Roh-
stoffen aber, produziert oder abgebaut
von westlichen Firmen, die eh keine

Arbeitskraft vor Ort, dafür aber
Landflächen brauchen und verbrau-
chen (siehe Shell im Niger-Delta) , wird
als einzig senkrechter nationaler Ent-
wicklungsweg vorgeschrieben.
Mit Blick auf das ganze Elend fordern
dann einige europäische PolitikerInnen
und JournalistInnen die Entwicklungs-
hilfe auszubauen, die noch nicht um-
fassend und ausreichend genug sei.
Dafür brauche es vor Ort die richtige
Regierung (siehe zwei und drei Ab-
schnitte vorher ) und so werden immer
mehr Gelder der originären Entwick-
lungshilfe für polizeiliche und mili-
tätrische Zwecke umfunktioniert. Aber
auch abgesehen davon, sorgen Schulen
vielleicht für mehr Leute, die Lesen
und Schreiben können, die dann aber
ökonomisch gar nicht gebraucht wer-
den, weil eine nennenswerte Industrie
vor Ort aufgrund der überlegenden
Konkurrenz des Westen eh nicht ent-
steht. Zugleich sorgt der Westen dafür,
dass der einzige vorgesehene Weg für
eine Existenz das Geldverdienen bleibt.

II.2. Fluchtwege

Die Fluchtwege, vor allem durch die
Sahara, sind hart und gefährlich, wo-
bei überwiegend unterschlagen wird,
dass es natürlich viel einfachere Wege
gäbe – Flugzeuge und moderne Schiffe,
wie jeder Tourist sie benutzt. Der
Konsens unter den europäischen Re-
gierungen besteht dann darin, dass die
Leute, wenn sie denn schon fliehen
müssen, in der Region bleiben sollen.
Dafür unterhält sich die Staatenge-
meinschaft ein Flüchtlingshilfswerk der
UNO. IKEA darf da gerade neue 1000-
Euro-Kleinhäusercontainer statt Zelte
testen, damit die Leute in der Region
in den Massenflüchtlingscamps bleiben
(Ist dem Spiegel ein Artikel wert in der
Ausgabe vom 21.10.2013 nach dem
Motto – guck mal, das was du als
Steckbaukasten zu Hause hast, darin
leben jetzt vielleicht zukünftig Flücht-
linge in Afrika) .

Sahara-Anrainer einbinden
Die Flüchtlinge vor den europäischen
Grenzen müssen an diversen Grenz-
posten vorbei, dafür sorgt vor allem
die EU. Irgendwie immer wieder er-
wähnt, aber keiner weiteren Verwun-
derung wert, wird berichtet, dass Itali-
en mit Gaddafi ein Abkommen hatte,
in dem Libyen sich verpflichtete, die
Flüchtlinge im eigenen Land abzufan-
gen. Solche Abkommen versucht die
EU seit langem allen Sahara-Anrainern
mit wirtschaftlicher Erpressung nahe

3 Siehe https://gegen-kapital-und-nation.org/mali-–-und-noch-ein-anti-terror-krieg
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zu bringen. Darin erklärt die EU ihr
„nachbarschaftliches“ Interesse an dem
Ausbau der Grenzsicherung in den
nördlichen afrikanischen Staaten.
Gaddafi wollte damit ein Stück weit
mehr in die westliche Normalität ge-
langen – der Versuch hat ihm nichts
genützt. Wenn das Abkommen er-
wähnt wird, dann glatt mit der Em-
pörung, dass Gaddafi das Abkommen
nicht mehr einhielt, als die EU Krieg
gegen ihn gemacht hat. Er wollte die
EU erpressen!
Auf jeden Fall gelten die gewünschten
Abkommen als ein Mittel, „Tragödien“
wie Lampedusa zukünftig zu vermei-
den. Die Leute würden das Mittelmeer
gar nicht erreichen und was in den
Flüchtlings-Camps in Afrika los ist,
wird schon kein Schwein interessieren,
bzw. kann die EU ja nichts dafür,
denn das liege ganz in der nationalen
Verantwortung der afrikanischen Staa-
ten.4

Zu wenig legale Wege
Um überhaupt an die europäische
Grenze zu kommen, müssen die meis-
ten Flüchtlinge über das Mittelmeer.
Und da sie von keinen vernünftigen
Schiffen mitgenommen werden dürfen,
müssen sie es illegal mit den abenteu-
erlichsten Geräten versuchen.
In diesem Zusammenhang kommt das
Grenzregime von Europa deutlicher
zur Sprache. Es gibt ein paar kritische
Stimmen, die meinen, man müsse
mehr legale Arten und Weisen etablie-
ren, auf denen die Leute sicher nach
Europa kommen können – das Gerät
sei ja vorhanden, wovon nicht nur die
modernen Frontex-Schiffe zeugen.
In der Mehrheit kontern die Regieren-
den schlicht mit dem Argument: „Wir
können nicht alle aufnehmen und wenn
man mehr legale Wege eröffnet, dann
macht man den Leuten nur falsche
Hoffnungen auch bleiben zu dürfen.“
Dieser Vorwurf wird dann in der Öf-
fentlichkeit nicht gekontert mit: „Das
ist Heuchelei, ihr wollt einfach was an-
deres“, sondern es wird gesagt: '„Aber
ihr seht doch, dass man Flüchtlinge
praktisch nicht verhindern kann. Das
bisherige System ist unpraktikabel.“
Damit wird den Regierenden in ihrem
politischen Willen, Flüchtlinge nicht
haben zu wollen, Recht gegeben.
Vorerst ist mit dem Machtspruch der

Regierenden alles entschieden. Es kann
aber sogar sein, dass die Debatte in
der politischen Elite weitergeht und
dann doch irgendwann ein erweitertes
Green- und Bluecard-System heraus-
kommt. Das würde dann für passge-
naue Arbeitskräfte für die Nation und
für den unerbittlichen Willen sorgen,
die Unpassenden draußen zu halten.5

Schleuser
Dass verzweifelte Leute selbst mit
Schlauchbooten versuchen, über das
Mittelmeer zu kommen, ist das Eine.
Das sorgt aber nicht für 300 - 400 Tote
auf einmal. Dafür braucht es schon
größere Schiffe und die sind ohne Geld
in der heutigen Welt nicht zu haben.
Also kommt in der Debatte auch das
große Thema Schlepper und Schleuser
auf den Tisch. Wo Leute in besonderer
Not sind, lässt sich richtig Geld ver-
dienen, das weiß jeder anständige Un-
ternehmer. Und wo das Geschäft ille-
gal ist, lassen sich bei und wegen eines
Risikos noch ordentliche Extragewinne
machen. Kein Wunder, dass sich in
Afrika genügend Leute finden, mit den
Flüchtlingen ein Geschäft aufzuma-
chen. Und weil es ums Geschäft geht,
ist es auch kein Wunder, dass die Si-
cherheit des Menschenlebens ein un-
tergeordneter Gesichtspunkt ist, wenn
z.B. die Boote mit so vielen Leuten
wie möglich vollgestopft werden.
Mit diesen Geschäftsleuten will die EU
wiederum nichts zu tun haben – das
sind Kriminelle, die irgendwo herkom-
men – schließlich hat man's verboten.
Nun ist klar, dass das Geschäft auf
dem Verbot der EU beruht. Dass die
Flüchtlinge so erpressbar sind, ist nicht
die Tat der Schleuser, sondern der
Staaten, die ihre Grenzen schließen
und bewachen. Dass die EU-Staaten
samt NATO alle Welt aufs Geldver-
dienen verpflichtet, statt auf Bedürf-
nisbefriedigung, könnte einem als
Grund einfallen, warum es solche Ge-
schäftemacher gibt. Auch, dass die EU
mit den eher dürftigen legalen Ge-
schäftsbedingungen am Südmittelmeer
einiges am Hut hat, könnte den Un-
schuldsgedanken in Zweifel ziehen. Auf
den Kriminellen lässt sich herzlich
herumtrampeln und ihre Gleichgültig-
keit gegen Mensch und Leben heraus-
stellen. Wieder ist ein Auftrag im Na-
men der Ertrunkenen kreiert: Europa

muss den Schleppern das Handwerk
legen. Gut, dass die EU mit Eurosur
schon geplant hatte, modernste Satel-
litentechnik einzusetzen, um das Mit-
telmeer lückenlos zu scannen. Das
Überwachungssystem wurde dann auch
eine Woche nach „Lampedusa“ ins
Werk gesetzt.
Wenn die verantwortlichen Politiker
das Bild von Schleppern zeichnen, de-
nen das Menschenleben egal ist, dann
können sie auf tatsächliche Beispiele
zurückgreifen. Diese Beispiele werden
verallgemeinert, damit sich die EU
dann in die Menschenretterpose
schmeißen kann und sich so einen tol-
len moralischen Titel schafft, um das
zu machen, was sie will: Hilfe für un-
gewünschte Flüchtlinge insgesamt zu
unterbinden. Das trifft dann eben auch
die Verwandten, Freunde oder sonstige
Menschen, die schlicht die Flucht
schon geschafft haben und versuchen,
den Leuten dort, wo sie selber her-
kommen, Tipps zu geben, wie man es
überhaupt nach Europa schaffen kann.
Auch diese Netzwerke werden dann
mit dem Titel Schlepper versehen und
jeder soll sie sich als gewissenlose
Mörder vorstellen.

Verbot von Seenotrettung
Im Zuge der 300 - Toten kommen ein
paar Besonderheiten ans Tageslicht. Es
gibt glatt eine Strafe für Fischer oder
andere Schiffsbetreiber im Mittelmeer,
wenn sie illegale Flüchtlinge in Seenot
an Bord nehmen. So die italienische
Gesetzgebung. Die italienische Regie-
rung hat den Aufschrei um Lampedusa
als Gelegenheit entdeckt, ein wenig
mehr Geld von der EU zu fordern und
fördert deswegen den humanitären
Aufschrei, der durch Europa geht,
nach Kräften. Und zwar so, dass sie
Deutschland der Gleichgültigkeit be-
zichtigt, weil es die ganzen angeblichen
humanitären Aufgaben an Italien ab-
wälzt. Die deutsche Seite kontert: Ha,
von wegen Humanität, wenn man sol-
che inhumanen Gesetze macht. Die
deutsche Regierung selbst, da geht sie
mit der deutschen Presse d'accord,
könne natürlich nichts für solcherlei
nationale Gesetze wie in Italien. Man
habe sich auf europäischer Ebene geei-
nigt, dass diejenigen Länder für die
Flüchtlinge zuständig sind, wo sie an-
kommen (Drittstaatenregelung, mit

4 Es gibt mittlerweile „Mobil itätspartnerschaften“ mit den Subsaharastaaten mit dem Ziel, Maßnahmen zur legalen und il legalen Einwanderung zu
verknüpfen und so mehr Druck auf die Staaten auszuüben. Zudem haben eine ganze Reihe nordafrikanischer Staaten auf Druck der EU
(wirtschaftl ich-entwicklungspolitisch) Maßnahmen selbst umgesetzt: Z.B. Gesetz gegen il legale Migration in Marokko (2003). Darüber hinaus gibt es
zwei Programme: TACIS (2000 - 2006 für osteuropäische und zentralasiatische Staaten) und MEDA-programme (für Subsaharastaaten von 2002
bis 2004). Darin wurden wirtschaftl iche Maßnahmen mit Maßnahmen zur Grenzsicherung verbunden. Jetzt läuft das alles unter dem Titel:
„Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument“ (2007 - 201 3). Hier wird Entwicklungspolitik mit Grenzpolitik verknüpft durch
finanziel le und technische Unterstützung bei dem Ausbau der Grenzsicherung.
5 Das Prinzip gibt es übrigens schon: In der „Mobil itätspartnerschaft“ mit den Subsaharastaaten geht es genau darum, Kriterien für legale
Einwanderung stärker nach den Bedürfnissen der europäischen Arbeitsmärkte auszurichten. Befristet natürl ich.
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der sich Deutschland bei Beibehaltung
des Asylzweckes, die Kosten und den
Aufwand des Asyls einsparen will) . Wie
dann die jeweiligen nationalen Regie-
rungen mit den geteilten Pflichten um-
gehen, da kann Deutschland natürlich
nicht mitreden, weil es eben nationale
Sachen sind. Deutschland bemüht sich
hier derselben Argumentation wie an-
erkannte und ehrenwerte Großunter-
nehmen, die nichts für das Gebaren ih-
rer Subunternehmen können.
Ansonsten lautet das Angebot der
Stunde: Frontex, also diejenige Institu-
tion, die materiell die Festung Europa
an den Rändern mit ihrem Militärgerät
herstellt und gerade den Grund für die
waghalsigen Versuche über das Mittel-
meer abgeben, soll sich zukünftig ver-
stärkt für die Seenotrettung einsetzen.

II.3. Das Ankommen und
Dableiben:

Wer das Mittelmeer überlebt, erreicht
Italien, Spanien, Griechenland oder
Malta. Im Zuge der Berichterstattung
über die „Tragödie“ werden die Le-
bensbedingungen in den Auffanglagern
geschildert. Wieder wird an individuel-
len Lebensberichten nicht gespart und
im Grunde wird auch nichts beschö-
nigt. Lauter traumatisierte Menschen
sind auf engsten Raum zusammenge-
pfercht und haben nicht einmal ein
Dach über den Kopf.

Wie die Lage in den
Lagern funktionalisiert wird
Die italienische Regierung beschönigt
hier nichts, weil sie auf Grund dieser
Sachlage mehr Gelder und einen ande-
ren Aufteilungsschlüssel für die ange-
kommenen Flüchtlinge auf die Mit-
gliedsstaaten von der europäischen
Union verlangt. Das wird von
Deutschland & Co. im Grunde abge-
lehnt. Italien bekomme genug und solle
seinen Pflichten nachkommen. Dabei
bezieht sich die deutsche Regierung auf
Berichte, dass Italien den Aufwand für
die Lager und die Flüchtlinge gar nicht
betreiben will. Italien macht seinen ei-

genen Beitrag dafür, dass die Geflüch-
teten elende Bedingungen vor Ort ha-
ben und lässt sie gerne weiterflüchten
– damit sie gen Norden ziehen. Das
ärgert Deutschland.
Deutschland macht wiederum den
Aufenthalt innerhalb seiner Staats-
grenzen so unangenehm wie möglich
(Residenzpflicht, ebenfalls überfüllte
Lager und sonstige Schikanen) , damit
ja kein Hoffnungssignal an weitere po-
tentielle Flüchtlinge im Süden gemacht
wird. Über die Aufenthaltsbedingun-
gen der Flüchtlinge wird auf diese
Weise die Kostenkonkurrenz für den
gemeinsamen Asylzweck zwischen den
europäischen Staaten ausgetragen.

Wie die Lage der
I llegalen funktionalisiert wird
Viele Flüchtlinge wissen, dass auf dem
legalen Wege in Europa nichts zu ho-
len ist und versuchen sich als Illegale
durchzuschlagen. In Gesellschaften, in
denen die kapitalistische Produktions-
weise herrscht, ist die Armut der lohn-
arbeitenden Klasse die dauerhafte
Grundlage ihrer Botmäßigkeit für das
legale kapitalistische Geschäft. Illegale
bieten da eine zusätzliche Notlage, die
sich fürs Geschäft ausnutzen lässt. So
waren und sind Illegale zum Beispiel in
Spanien und Italien lange Zeit ein
wichtiger Teil der dortigen Ökonomie.
Das zeigt sich auch an der Meldung,
die in den Medien kursierte, dass Ille-
gale als Saisonkräfte auf spanischen
Großplantagen arbeiten und das
Pflanzenschutzgift aus Flugzeugen di-
rekt auf die arbeitenden Kräfte abge-
worfen wird. (Auch eine Art und Weise
die Poren des Arbeitstages zu schlie-
ßen, wenn es das Kapital nicht aushält,
Menschen eine Pause machen zu las-
sen) .6

Auch die miserablen Lebensbedingun-
gen der Illegalen in Deutschland wer-
den in der Presse nicht verschwiegen,
wenn es auch nicht richtig erklärt wird.
Im Spiegel vom 21.10.2013 wird ein Il-
legaler, der sich am Stadtrand von
Hamburg auf einer Brache in einem
Container ohne fließend Wasser
durchschlägt, interviewt. Er sagt, er

würde am liebsten zurück nach Afrika,
weil dort die Situation doch besser war
als jetzt in Deutschland (er kann aber
nicht zurück, weil im Herkunftsland
durch seine Familie Geld gesammelt
wurde, damit er Deutschland erreicht
und es wird dort erwartet, dass Geld
zurückfließt) .
Die elende „Lage“ der Flüchtlinge in
Deutschland, die Deutschland selbst
aktiv und bewusst mit herstellt, wird
so zum Argument gemacht, sich ver-
stärkt darum zu kümmern, dass sie
Europa bzw. Deutschland gar nicht
erst erreichen. Das sei dann ein Dienst
an den Flüchtlingen und an Europa.

Teil III: Ein Fazit und warum
die Politik wen nicht

aufnehmen will

Das Resultat der
Fluchtursachenanalyse:
Dafür haben die Toten bei Lampedusa
gedient: Eine Debatte, in der sich die
Öffentlichkeit darüber verständigt,
dass die EU: erstens mit der elendigen
Situation der Flüchtlinge eigentlich
nichts zu tun hat, zweitens aber doch
schon eine Menge tut, aber noch nicht
genug, drittens dieses Tun nur im Sin-
ne der Flüchtlinge ist, sowie im Sinne
der EU. Alles Leid wird in einen Auf-
trag der Politik verwandelt.
Dagegen muss festgehalten werden:
Alles Leid wird in einen Auftrag der
Politik verwandelt, die der Grund für
dieses Leid ist. Die EU-Staaten wollen
nationales kapitalistisches Wachstum
und nehmen dafür die Welt in Be-
schlag und schaffen das politische wie
wirtschaftliche Elend, dessen sich
Menschen durch Flucht entziehen wol-
len. Für die EU-Staaten sind diese
Flüchtlinge eine für ihre Zwecke über-
flüssige Bevölkerung, die in den Her-
kunftsländern und erst recht in Europa
stört.

„Wir können
ja nicht alle aufnehmen“
In der Debatte gibt es noch ein nicht
behandeltes Argument: „Wir können ja

6 An dieser Stel le geht es darum, wie die Lage der I l legalen für die Debatte um den weiteren Ausbau der Festung Europa produktiv gemacht wird.
Natürl ich stel lt die Behandlung der I l legalen durch das Kapital in Europa selber eine Funktionalisierung dar, auf die manche Regionalpol itiker gar
nicht mehr verzichten wollen. Die Treppe der politischen Güterabwägung geht dann so: Erstens stehen alle Ausländer unter dem generel len Ver-
dacht, der Nation gar nicht unbedingt loyal gegenüber zu sein. Zweitens haben die Staaten gelernt, dass es sich dennoch lohnt, die einen oder ande-
ren Ausländer hereinzulassen, damit sie sich als Arbeitskräfte für die Nation nützl ich machen können. Heutzutage vor al lem in der Fachkräftemangel-
debatte en vogue. Dafür erlässt der Staat gezielte Aufenthaltsrechte und wirbt auch gezielt an. Drittens: Die Flüchtl inge dagegen hat der Staat nicht
bestel lt und selbst wenn dort brauchbare Fachkräfte mit dabei sind, wil l er sie so nicht. Die kann er schließlich gezielt anwerben. (Die Verfechter ei-
ner noch menschlicheren Asylpol itik meinen, dass hier doch mehr zu holen sei, wenn sie die Forderung nach mehr legalen Einreisemöglichkeiten mit
dem Hinweis auf potentiel le Fachkräfte unterstreichen). Viertens: Noch die modernsten mil itärischen Flüchtl ingsabwehrmaßnahmen zeigen aber: Ab-
solut verhindern kann man die Einreise von I l legalen nicht. Fünftens: Zunächst gar nicht politisch gewollt, machen sich findige Unternehmer daran,
die besondere Notlage der I l legalen für ihr Geschäft zu funktionalisieren. Sechstens: Politiker vor Ort bemerken oder bekommen es von der unter-
nehmerischen Elite mitgetei lt, dass jetzt vor Ort ein Stückchen Ökonomie entstanden ist, das erstens einen deutl ichen Beitrag zum Wirtschafts-
wachstum bringt und zweitens ohne I l legale gar nicht oder nicht so gut ginge. Das wird von der Politik anerkannt und ein Auge zugedrückt bei der
Verfolgung der I l legalen. Siebstens: Zugleich widerspricht es dem Sti l der bürgerl ichen Politik rechtsfreie Räume zuzulassen und so kommt es
manchmal dazu, dass ein Teil der I l legalen legalisiert werden. Das ist ärgerl ich für die Unternehmen, aber der Nachschub kommt dann ja.
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nicht alle aufnehmen.“ Dieses Argu-
ment liegt fast allen oben bestimmten
Debatten über Fluchtwege, Ankommen
und Dableiben zu Grunde. Das „Ar-
gument“ ist in mehreren Hinsichten
verlogen. Erstens: Wer ist denn dieses
„Wir“? Regierungen beschließen, wer
rein darf und wer nicht. Zweitens: Der
Satz unterstellt, dass es (auch unab-
hängig von Flüchtlingen) in dieser Ge-
sellschaft eine kooperative Absprache
gäbe, wie man Menschen eine Lebens-
grundlage sichern könnte. Die Lohnar-
beitenden haben sich aber im Gegen-
teil nach der Konjunktur und dem Be-
darf des Kapitals zu strecken. Nie ist
es andersherum, dass die Bedürfnisse
der Menschen zum Ausgangspunkt ge-
macht werden und dann gefragt wird:
Wie sollten wir die Wirtschaft dafür
einrichten?
Die fehlende Kritik der kapitalistischen
Ökonomie ist einer der Gründe, warum
linksliberale Bürger selber immer wie-
der das Argument „Man kann ja nicht
alle aufnehmen“ implizit oder explizit
mittragen. Sie mögen keinen Unter-
schied in der Frage machen, ob ihr
Nachbar ein Deutscher oder ein
Mensch ist, der sonst irgendwo her
kommt. Sie mögen vollste Empathie
mit den Geflüchteten haben. Dem
„Argument“ - ja, geht das denn, wenn
in den kommenden Jahren 5 Millionen
Leute kommen - haben sie nichts ent-
gegenzusetzen, weil auch sie sich dann
in den Realismus des „können die So-
zialsysteme, die auf den Beiträgen der
Beschäftigten beruhen, das tragen?“
hineindenken.
Drittens ist mit der „Integration“ in
erster Linie gar nicht das Arbeiten und
Wirtschaften gemeint, sondern die po-
litische Forderung, dass die Leute
hierzulande Deutschland gegenüber
loyal zu sein haben. Hier hat die Poli-
tik prinzipiell einen deutlichen Vorbe-
halt gegenüber Ausländern. Wirt-
schaftspolitisch wird dieser Vorbehalt
bedingt relativiert, wenn z.B. Fach-
kräfte aus dem Ausland angeworben
und ihnen ein Aufenthalt in Deutsch-
land gewährt wird. Flüchtlinge dage-
gen sind Ausländer, die kein Politiker
bestellt hat. Selbst wenn unter ihnen
Fachkräfte sind: Sie sind illegal ge-
kommen und das ist erst mal ein
deutliches Minus in Sachen Loyalität.

Fachkräfte holen sich Staatenlenker
anders. Dass es nicht alleine um die
Masse Menschen in Deutschland geht,
sondern um solche, von der sich die
Politik eine besondere Loyalität ver-
spricht, zeigt sich daran, dass parallel
zum „Boot ist voll“-Bild, das dauernde
Gejammer darüber besteht, dass „ur-
deutsche“ Frauen zu wenig Kinder in
die Welt setzen.
Nicht nur die deutsche Politik hält (im
Ergebnis gar nicht zu Unrecht) die
Staatsbürgerschaft aufgrund von
Blutslinie für ein unschlagbares Loya-
litätsprogramm, in dem Leute heraus-
kommen, die das Wohl und Wehe
Deutschlands für ihr persönlichstes
Anliegen halten. Und diese Identifika-
tion mit der Nation ist dem deutschen
Staat wichtiger als kleinliche Berech-
nungen, wie man wirtschaftlich so über
die Runden kommt. Auf die Blutslinie
als politisches Loyalitätsprogramm
verzichtet kein Staat der Welt, einige –
mittlerweile auch Deutschland – ken-
nen daneben noch andere Kriterien der
Staatsbürgerschaft. Flüchtlinge dage-
gen, die nur wegen der Armut fliehen,
sind in diesem brutalen und bedürf-
nisfeindlichen Gedankensystem un-
brauchbar: Sie gehen ja nur weg, weil
sie es persönlich besser haben wollen,
anstatt alles persönliche Elend in Kauf
zu nehmen und ihre Nation tatkräftig
zu unterstützen, wie es die Trümmer-
frauen einst in Deutschland gemacht
haben.
Kurzum: Die Wahrheit von „Wir kön-
nen ja nicht alle aufnehmen“ heißt: Die
um die Nation besorgte Politik will
nicht alle und auch nicht viele aufneh-
men. Für das Programm „nationaler
kapitalistischer Reichtum“ sterben
Menschen rund um und in Europa.
Und dieses Sterben wird für dieselbe
Politik in der Debatte um Lampedusa
fruchtbar gemacht.

Teil IV: Die Arbeitsteilung der
deutschen Regierung

Die Regierung: Weiter so, nur enga-
gierter
Die deutsche Regierung beherrscht das
Spiel der Selbstbezichtigung sehr gut:
Wir haben bisher zu wenig getan, des-
halb sollten wir mehr tun: Eine

Staatsministerin verspricht, dass die
Bundesregierung sich mehr dafür ein-
setzen wird, dass Frontex auch zur
Seenotrettung beitragen soll – was na-
türlich schon längst ein Unterauftrag
sei. Der scheidende Minister für Ent-
wicklungshilfe, verspricht, für noch
mehr Entwicklung zu sorgen. Der In-
nenminister verspricht, noch konse-
quenter die Schleuser zu bekämpfen.
Der Antrag von Italien, dass Deutsch-
land mehr Geld geben soll oder mehr
Flüchtlinge aufnehmen solle, wird zu-
rückgewiesen.

Der Bundespräsident: Rettet die
Werte!
Der Bundespräsident Gauck gab gleich
am Tag nach der „Tragödie“ den
Blickwinkel vor, um den es in der De-
batte zu gehen hat: Die Werte von
Europa stehen auf dem Spiel.7 Kurz
gesagt: Alle moralischen Titel, in die
sich die nationalen Interessen der EU-
Staaten kleiden, sind durch die vielen
Toten auf einmal angekratzt. Betrof-
fenheit ist fällig, um zu zeigen, die
Werte sind da. Selbstkritik ist fällig,
um zu zeigen, wie sehr diese Werte der
Grund der Politik seien (und nicht,
was die Wahrheit ist: Die Werte be-
schönigen die machtpolitischen Inter-
essen) .8 Damit das keiner missversteht,
erklärt Gauck gleich dazu, wie fehlbar
der Mensch an sich sei und der Kampf
um die Werte ein ewiger Kampf blei-
ben wird - also ein naives Messen,
dass, wo gesagt wird, kein Mensch
dürfe sterben, auch kein Mensch zu
sterben habe, fehl am Platze ist. Und
alle politischen Repräsentanten haben
sich erneut Mühe gegeben, die Projek-
te mit dem Namen der Menschlichkeit
zu dekorieren.9

Die Betroffenen am 03.10.2013 waren
nicht die 300 - 400 ertrunkenen
Flüchtlinge. Der Betroffene war der
Wertehimmel, mit dem sich das bru-
tale Programm des nationalen Kapita-
lismus in Europa schmückt. Diesen
Wertehimmel galt es zu flicken.10

7 „Wegzuschauen und sie hineinsegeln zu lassen in einen vorhersehbaren Tod, das missachtet unsere europäischen Werte.“ Gauck am 04.1 0.201 3.
8 „Wenn wir also nun an das Wunder der deutschen und der europäischen Einigung erinnern, lassen Sie uns immer mit bedenken, dass unser Kontinent trotz
aller Fortschritte alles andere als perfekt ist – genauso wenig wie unser Staat und unsere Demokratie. Es bedarf, wir wissen es alle, unseres täglichen Engage-
ments, um dem elementarsten Recht Geltung zu verschaffen: dem Recht auf Leben.“ ebd.
9 „Den perfekten Staat oder die perfekte Gesellschaft können wir nicht erwarten, denn der perfekte Mensch ist ja noch nicht geboren, der eine solche Gesell-
schaft hervorbringen könnte. Wir alle sind Mängelwesen, und das fällt uns öfter auf, als wir es uns wünschen. Wir verkalkulieren uns und wir machen Fehler. Wir
machen übrigens nicht nur Fehler, sondern wir laden auch Schuld auf uns. Das gehört zu unserem menschlichen Maß.“ ebd.
1 0 Aus diesem Zweck, den Wertehimmel zu pflegen, erklärt sich auch folgender Zynismus: Während die Überlebenden von Seiten Italiens ein Verfahren wegen
il legaler Einreise an den Hals bekommen haben, wurden die Toten posthum zu italienischen Staatsbürger erklärt. Und weil das viele innerhalb von Italien und
vor allem außerhalb Italiens nicht als einen gelungenen Beitrag zur Pflege des Wertehimmels betrachtet haben, wurde das Projekt in den Medien kritisiert.
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fahrradtour dienen und wurde von
drei Aktiven der Wietze/n-Kampagne
gegeben. Seit dem Training war er
mit seiner Mail-Adresse „alf-das-
huhn@web. de“ auf der Antirepnetz-
Mailingliste dabei. Die Liste dient
verschiedenen Aktivist_innen zum
Austausch über Handlungsstrategien
gegen Repression. Gross leitete etwa
ein Dutzend E-Mails an die immer
gleiche Yahoo-Adresse („Fritz Fuchs
24“) weiter. Einen Teil dieser Mails
versah er mit Anmerkungen und Fra-
gen zu konkreten Personen. Etwa
mutmaßte er am 20.3.2013, ob es
sich bei zwei Menschen mit sehr
ähnlichen Vornamen um ein und die-
selbe Person handele; am selben Tag
wies er auch auf die „vielleicht inter-
essanten“ Kontaktdaten in einer wei-
tergeleiteten Mail von der Antirep-
netz-Liste hin. Am 10.5.2013 leitete
er die Info weiter, wer bei einem be-
stimmten Verfahren die Laienvertei-
digung übernehme und merkte an:
„für mich wäre jetzt gut zu wissen, wer
denn die Angeklagten sind“.

Auch für Camps und Aktionen stellte
er sein Auto regelmäßig zur Verfü-
gung. So fuhr er beispielsweise Ma-
terial zu der „Critical Mast“- Aktions-
fahrradtour im Mai 2012 und zu dem
Aktionscamp
gegen Tierfa-
briken im Juli
2013.

Bei zwei ge-
planten Blocka-
den der
Schlachtfa-
briken in Wiet-
ze und Wietzen
– eine im Juli
und eine im
Oktober 2013 –
war er in der
Planung und in
der Bereitstel-
lung der Logis-

tik involviert. Beide scheiterten, da
die Aktivist_innen vor Ort von meh-
reren Hundertschaften der Polizei
überrascht wurden.

(Doch) auch für Aktionen und Kam-
pagnen außerhalb der Wietze/n-
Kampagne interessierte er sich, so
war er beim Sommerfest der IGIT
(Initiative gegen Industrielle Tierhal-
tung im Wendland) , wo er scheinbar
zufällig zwei Aktive der Wietze/n -
Kampagne traf.

Vom 28.09.-03.10.2012 fuhr er ge-
meinsam mit ein paar Aktiven der
Kampagne zu den Aktionstagen ge-
gen Kohleabbau im Hambacher Forst.

Am 13.04.2013 fuhr Gross mit Akti-
ven der Wietze/n und der Kampagne
gegen Versuchstiertranspore von Air
France/KLM zu deren Infostände
beim „Vegan Spring“ in Hannover.

Wie er selbst unmittelbar danach er-
zählte, nahm Gross am 31.05.2013
an einer Infoveranstaltung im Antifa-
Café Braunschweig teil. Thema war
der bevorstehende Naziaufmarsch in
Wolfsburg; ihn hatte nach eigenem
Bekunden vor allem die Organisation
der Antifa-Aktionen interessiert.

Am 26.01.2014 wurde in meh-
reren Medien berichtet, dass
sich eine V-Person in Zusam-
menhänge der Tierbefreiungs-
bewegung – die seit nun mehr 3
½ Jahren erheblichen Wider-
stand gegen die Schlachtfabri-
ken in Wietze und Wietzen lei-
steten – geschlichen hat. Noch
am selben Tag erschien auf In-
dymedia und auf der Homepage
der Kampagne ein ausführlicher
Artikel, der eine Chronik aller
bekannten politischen Tätigkei-
ten der V-Person, sein Auftreten
und seine Auffälligkeiten, seine
Enttarnung und eine politische
Bewertung des Ganzen in aller
Ausführlichkeit beinhaltete. Die-
ser Beitrag basiert im Wesentli-
chen auf diesen Text, er wurde
allerdings teilweise zusammen-
gefasst und stark gekürzt. Der
vollständige Text ist auf antiin-
dustryfarm.blogsport.de zu fin-
den.

Ralf Gross‘ Tätigkeiten in
der Szene

Aufgetaucht ist Gross erstmals am
22.03.2012 in Bremen zu einem Vor-
trag über „Europas größte Hühner-
schlachtfabrik in Wietze bei Celle“. Er
fertigte heimlich einen Mitschnitt des
Vortrags an, den er von seinem E-
Mail-Konto an Fritz.fuchs24@ya-
hoo.de schickte.

Seitdem tauchte Gross bei diversen
Strafprozessen von Aktivist_innen die
z.B. wegen Aktionen gegen Atom-
kraft, Tierhaltung und Gentechnik
angeklagt wurden, auf. Oft rief er im
Vorhinein Aktivist_innen aus Braun-
schweig an, um mit ihnen gemeinsam
zu den Prozessen zu fahren. Auf die-
sen Fahrten bekam er oft noch die
letzten Absprachen der Prozessvorbe-
reitungen mit. Auch außerhalb der
Prozesse war er sehr an den Strate-
gien der Angeklagten, die sich in den
meisten Fällen selbst und offensiv
verteidigten, interessiert. Vom 14 -
16.12.2013 nahm Gross an einem
Strafprozesstraining in Braunschweig
teil. Das Training sollte u.a. zur Vor-
bereitung auf mögliche Strafprozesse
wegen der „Critical Mast“ - Aktions-

- Schwerpunkt -

Ein Spitzel in der Wietze/n - Kampagne

Ralf Gross als vermeintlich solidarischer
Unterstützer von Repression

Ralf Gross bei einer Demo in Wietze
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Vom 30.09. - 02.10.2013 fand in
Hamburg eine Dauermahnwache ge-
gen das Tierversuchszentrum LPT
statt. Gross fuhr zusammen mit Akti-
ven der Wietze/n-Kampagne hin.

Am 25.11 .2013 nahm Gross an einer
Mahnwache der BI (Bürger
_inneninitiative) in Wietze teil. Dies
ist sein letztes, bekanntes Auftauchen
in politischen Zusammenhängen.

Gross‘ Auftreten und
Auffälligkeiten

Gross behauptete von Hartz IV, Früh-
rente und von zusätzlicher Unter-
stützung durch seinen großen Bruder
zu leben. Dadurch hatte er Zeit an
vielen, oft auch überregionalen Ak-
tionen, teilzunehmen. Dabei nahm er
sehr häufig Leute in seinem Auto mit.
Er verbreitete, dass er chronisch
krank sei (was wahrscheinlich auch
stimmt) und daher sowieso zu Arzt-
terminen in den jeweiligen Orten
müsse. Durch die Krankheit hatte er
aber auch immer eine Begründung,
sich bei Sachen rauszuziehen und
Verabredungen wieder abzusagen.
Aus dem selben vermeintlichen
Grund übernahm er keine herausge-
hobenen Rollen bei Aktionen.

Am 23.11 .2012, am Morgen nach
dem nächtlichen Brandanschlag auf
drei Rothkötter-Mastanlagen in Mep-
pen, rief Gross einen Aktiven der
Wietze/n-Kampagne an und fragte
u.a. ob er gut geschlafen habe (was
zu dem Zeitpunkt schon komisch
auffiel) .

Gross inszenierte immer wieder seine
eigene Entschlossenheit und ver-
meintliche Radikalität, wobei er sich
bei inhaltlichen Debatten stets her-
aushielt. Von dem Schlachthof in

Wietze habe er erfahren,
als das Jobcenter ihn
dorthin vermitteln woll-
te, was er aber aus ethi-
schen Gründen verwei-
gert habe. Er erzählte
von seinem angeblichen
Engagement in einer
Bürgerinitiative gegen
eine Schweinemastanla-
ge in Weddingen (Harz) .
Die BI frustriere ihn
schon seit längeren, da
es den Aktiven vor allem
um Gestank und Lärm-
belästigung ginge. Gross
betonte dagegen, dass
ihm das Leid der Tiere sehr nahe
ginge. Er und seine Frau hätten vor
einiger Zeit zwei Pferde in einer
Nacht- und Nebel-Aktion befreit.
Gross versuchte außerdem, andere zu
illegalisierten/militanten Aktionen
anzustiften.

Zu Beginn seiner Infiltrationsversu-
che fiel Gross durch seinen Sprach-
gebrauch auf. Regelmäßig verwen-
dete er sexistische Ausdrücke, z.B. in
Bezug auf seine Partnerin, was in der
Wietze/n-Kampagne mit ihrem
emanzipatorischen Anspruch vielen
übel aufstieß. Mit der Zeit passte er
seine Ausdrucksweise jedoch mehr
und mehr an.

Was Persönliches und Emotionales
anging, war Gross eher zurückhal-
tend. Zu den meisten Aktiven pflegte
er einen eher funktionalen, weniger
freundschaftlichen Kontakt (es gab
allerdings durchaus Ausnahmen) . Er
war allerdings immer interessiert
daran, wo Leute gerade wohnen oder
hinreisen wollen.

Gross erzählte nicht viel aus seiner
Biografie, das was er erzählte war
aber oft leicht widersprüchlich. Zum
Beispiel erwähnte er des öfteren die
Geschichte von einem Betrugsfall in
den er angeblich involviert war. Wie
genau dieser angebliche Betrug der
Deutschen Bank – oder auch der
Deutschen Post – ablief und was sei-
ne Rolle dabei gewesen war, blieb
stets sehr unklar. Zwar wurde auch
nie näher danach gefragt, aber für
einige seiner Versionen der Ge-
schichte erschien seine angebliche
bloße Bewährungsstrafe schon reich-
lich unwahrscheinlich.

Freunde oder Bekannte von Gross
waren niemanden bekannt. Bei ei-
nem überraschenden Besuch bei ihm
zu Hause (zu diesem Zeitpunkt war
der Verdacht gegen ihn bereits sehr

stark) wirkte sein Haus zwar be-
wohnt, auffällig war jedoch seine
sichtliche Nervosität und der Fakt,
dass die besuchende Person schon
nach nicht einmal 5 Minuten wieder
aus der Wohnung hinaus befördert
wurde und mit Gross die nächsten 15
Minuten in einem Cafe verbrachte,
obwohl Gross es vor wenigen Minu-
ten noch so eilig hatte.

Im Vorfeld der gescheiterten Blocka-
deaktion am 28.10.2013 reagierte er
auffällig nervös auf die Frage, ob sich
jemand seinen Laptop ausleihen
könne. Er zog sich daraufhin alleine
in ein Zimmer zurück. Als eine Per-
son dort hereinplatzte, konnte sie se-
hen, dass er Textdokumente geöffnet
hatte. Als er den Laptop später
übergab, fand sich dort kein einziges
Textdokument mehr. Es ließen sich
auch keine zuvor geöffneten Doku-
mente wieder herstellen.

Gross schrieb bei Vorbereitungstref-
fen viel und auch Namen mit. Er
wollte immer genau verstehen, wer
was macht und die Leute kennenler-
nen. In der Tendenz (! ) scheiterten
Aktionen, bei denen er mittel- bis
langfristig in die Vorbereitung einbe-
zogen worden war. Aktionen ohne
ihn funktionierten besser. Während
Aktionen verschwand Gross immer
wieder kurzzeitig ohne das klar war
warum.

- Schwerpunkt -

Bei der Arbeit?

Bei einem Infostand der "Stop vivisection"

Kampagne in Hannover
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Gespräch weiter.

Ungefähr zu dieser Zeit
wurde Gross ein fiktiver
Blockadetermin mitgeteilt.
Es gelang, einen Mitschnitt
von einem Handytelefonat
in Gross‘ Auto anzuferti-
gen, der dokumentierte,
wie er diesen Termin an
eine unbekannte Person
weitergab. Gross war mit
Sicherheit klar, dass über
derartige Aktionen nicht
am Telefon gesprochen
wird – grundsätzlich
niemals und schon gar nicht nach
dem Auffliegen zweier Blockadever-
suche in jüngster Zeit.

Nachdem diese Beweise zusammen-
getragen worden waren, wurde Gross
im Dezember in einem Gespräch mit
dem Spitzelvorwurf konfrontiert. Er
stritt alles ab und versuchte Empö-
rung wegen den gegen ihn gerichte-
ten Recherchemethoden vorzutäu-
schen, wirkte aber auf viele der
Anwesenden eher auffällig ruhig und
keineswegs überrascht. Gleichzeitig
äußerte er aber immer wieder
Verständnis für das Bestehen des
Verdachts, den er in dem mehrstün-
digen Gespräch auszuräumen ver-
suchte. Dabei verwickelte er sich aber
in weitere Widersprüche.

Er räumte die Weitergabe sensibler
Informationen, einschließlich des
mitgeschnittenen Telefonats in sei-
nem Auto, ein. Diese habe er an ein
Mitglied einer Gruppe in einer ande-
ren Region weitergegeben. Er habe
sie zu mehr Aktionen motivieren bzw.
allgemein informieren wollen. Gross
war tatsächlich einer Person in dieser

Gruppe bekannt, allerdings gab er im
Gespräch einen falschen Namen an.
Er nannte im Lauf des Gesprächs un-
terschiedliche Zeitpunkte, seit denen
er die Person kennen würde. Zu dem
konkreten Telefonat im Auto sagte er
mal, er habe die Person direkt er-
reicht und ein anderes mal, er habe
ihr auf die Mailbox gesprochen.

Auch die Weiterleitung von Mails an
„Fritz Fuchs“ räumte Gross ein: Das
sei ein alter Kumpel aus seiner Punk-
bzw. Jugendzeit, den er vor drei oder
vier Jahren im Zug wiedergetroffen
habe. (Später sprach er von zwei
Jahren.) Er wolle „Fritz“ für „die Sa-
che“ begeistern, habe ihm deshalb
die E-Mails zukommen lassen und
manchmal auch in Bad Harzburg
oder Goslar getroffen. Noch später
brachte er hierfür seine Frau ins
Spiel, da sie mit seinem Engagement
nicht einverstanden sei und deswe-
gen die Mails wohl weitergeleitet ha-
ben muss. Er schrieb die Wohnadres-
se von „Fritz“ auf, behauptete aber
später, es sei die von seinem Bruder.
Er sei einmal bei Fritz Zuhause
gewesen aber wisse nicht mehr, wo
der wohne.

Eine Person „Fritz Fuchs“ existiert
wahrscheinlich nicht. Gross hat in
seiner Erzählung lange Pause ge-
macht und gezögert, bevor er nach
und nach die Geschichte weiter
gesponnen hat. Außerdem schrieb er
Fritz im Plural („ihr“) an oder auch
in anderen Mails mit „Jürgen“ und
„Holger“.

Die Gesprächsgruppe hatte mit einem
solchen Szenario (Bereitschaft zu
einem 3,5 stündigen Gespräch in
großer Runde, dabei aber beharrli-
ches Abstreiten) nicht gerechnet. Die
Beteiligung zu vieler Leute an der
Gesprächsführung wurde von man-
chen als kontraproduktiv erlebt.

Enttarnung

Besonders das im letzten Absatz Ge-
schilderte führte dazu, dass eine klei-
ne Gruppe misstrauisch wurde. Von
ihr ging die Initiative aus, sich in ei-
nem größeren Kreis zusammenzu-
sezen. In dieser Runde wurde eine
Bedrohungsanalyse für den eigenen
Zusammenhang erstellt. Fast alle
hierfür in der Broschüre „Schöner
Leben ohne Spitzel“ vorgeschlagenen
Fragen bei Spitzelverdächtigungen
konnten mit Ja beantwortet werden.
Außerdem wurden die genannten
Auffälligkeiten in Gross‘ Verhalten zu-
sammengetragen.

Zwischenzeitlich kam es bei einem
Unterstützer in Wietze zu einem An-
quatschversuch durch die Polizei.
Hierbei entstand der Eindruck, dass
bereits ein Spitzel in den betroffenen
Zusammenhängen unterwegs sein
könnte.

Nachdem sich der Verdacht erhärtet
hatte, wurden weitere Nachforschun-
gen angestellt. Die Gruppe erhielt
Zugang zu Gross‘ E-Mail-Konto und
seinem Facebookprofil. In seinem
Mail-Account befanden sich die
beschriebenen Weiterleitungen von
Mails der Antirepnetz-Liste. In seinem
Facebookprofil befand sich ein Chat-
protokoll mit Stefan K. Darin sagte
Gross den gemeinsamen Besuch eines
Fußballspiels mit folgendem Grund
ab: „Habe viel Lust, muss aber Steine
werfen in Hamburg. LPT [ein Tierver-
suchszentrum, gegen das derzeit eine
Kampagne läuft] oder irgendein an-
derer Grund, Pelze, Schweine oder
brutaler Umgang mit Gemüsezwie-
beln.“. In ähnlich respektloser und
wenig kreativer Weise geht das

- Schwerpunkt -

Ein toter Briefkasten?

Ralf Gross' Kolleg_innen durchsuchen ihr Auto

Quelle: visual-rebellion. com
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Direkt im Anschluss stiegen Leute mit
Gross in sein Auto, um mit ihm zu
seinem Bruder zu fahren. Die Fahrt
ging zur Virchowstraße 24 in Goslar,
einem mehrstöckigen Plattenbau.
Dort gab es einen Briefkasten mit
dem Namen „W. Gross“, aber kein
dazugehöriges Klingelschild. Gross
behauptete nun, sein Bruder habe
dort noch letzte Woche (wenige
Stunden zuvor hatte er von „gestern“
gesprochen) zusammen mit seiner
Frau gewohnt und zwar seit 2 oder 3
Jahren; von einem Umzug wisse er
nichts. Nachbar_innen verneinten,
dass ein Herr Gross in dem Haus leb-
te. Der Briefkasten war ihnen zum
Teil auch schon komisch aufgefallen.

Die Fahrt ging weiter zu Ralf Gross‘
Haus, um sich E-Mails auf seinem
Laptop anzuschauen. Leider waren
just an diesem Tag angeblich Telefon
und Internet defekt. Trotzdem stellte
Gross seinen Laptop zur Verfügung.
Es wurden per E-Mail-Client weitere
Mails an fritz.fuchs24@yahoo.de
Adresse gefunden, diesmal gesendet
von ralfgross6@alice.de. Er stritt ab,
die Mails geschrieben zu haben.

Als am folgenden Tag Leute vor Ralf

Gross‘ Haus auftauchten, wurden sie
von der Polizei kontrolliert und weg-
geschickt. Die hierfür gegebene Be-
gründung (verdächtig aufgrund ihres
auswärtigen Autokennzeichens) war
extrem schwach und durchsichtig.

Derzeit besteht kein Kontakt mehr zu
Ralf Gross. Er scheint noch im selben
Haus zu wohnen wie eh und je, laut
Nachbar_innen auch schon seit 15
Jahren.

Der Fall Gross – ein noch
nicht abgeschlossenes

Fazit
Das in radikalen Bewegungen Spitzel
auftauchen war den Aktivist_innen
der Witze/n-Kampagne auch bereits
vor der Aufdeckung von Ralf Gross
bewusst, dennoch war die Enttar-
nung keinesfalls routiniert und
wurde von einigen trotz der auch
teilweise motivierenden Erfolge als
enorm druckvoll und emotional
belastend wahrgenommen.

Bei einer taktischen und politischen
Aufarbeitung von Spitzeleinsätzen –
wie auch anderen Formen von Re-

pression - sollte die Bedeutung der
psychischen Folgen nie unterschätzt
werden.

Überprüft gegebenenfalls in aller
Ruhe den Selbstschutz eures Zusam-
menhangs. Seid dabei aber aufmerk-
sam, dass das Ganze nicht in Para-
noia, Misstrauen und ausschließen-
dem Rumgemacker ausartet. Seid
sorgsam mit Verdachtsmomenten und
hinterfragt sie kritisch, wenn sie sich
doch häufen geht ihnen nach, Be-
denkt dabei aber immer was es für
Menschen bedeuten kann zu unrecht
als Spitzel verdächtigt zu werden und
wenn Freund_innen und Genoss_in-
nen ungefragt in ihr Privatleben ein-
dringen. Wenn ihr Verdachtsmomente
und Beweise gesammelt habt, legt sie
mit der Bitte einer kritischen Über-
prüfung Personen, die zwar politisch
auf eurer Seite stehen, aber in den
Gruppenprozessen nicht involviert
sind, vor.

- Schwerpunkt -

Verdeckte Ermittler (abgekürzt: VE;) sind inländische Beamte von Strafverfolgungsbehörden, meist Polizei oder
Zoll, die nach außen als Zivilpersonen auftreten und unter einer auf Dauer angelegten, falschen Identität ermitteln.

V-Person (auch V-Mann, abgekürzt VP genannt, auch V-Leute) , bezeichnet eine Verbindungs- oder Vertrauensperson, die
als ständiger Informant eines Nachrichtendienstes, des Zolls oder der Polizei arbeitet. Dabei agiert sie unerkannt etwa
in politisch extremen oder kriminellen Organisationen oder kriminalitätsverdächtigen Milieus, etwa der Drogenszene
oder dem Rotlichtmilieu.

Informant ist jemand, der in einem Einzelfall - entgeltlich oder unentgeltlich - Polizei, Zoll oder Geheimdienste gegen
Zusicherung der Vertraulichkeit mit Insiderinformationen über Straftaten, politischen Extremismus oder andere für die
entsprechende Behörde interessante Informationen versorgt.

Als Agent Provocateur (frz. ‚provozierender Agent‘, Lockspitzel) bezeichnet man eine Person, die üblicherweise im Auf-
trag des Staates einen oder mehrere Dritte zu einer gesetzeswidrigen Handlung provozieren soll. Im weiteren Sinne
wird damit auch ein Handeln bezeichnet, das durch die gezielte Vortäuschung oder auch Provokation einer ruchbaren
Handlung die Stärkung der eigenen Position und die Legitimation für einen Eingriff anstrebt.

Begriffsdefinitionen nach Wikipedia

Eine Mail an "Fritz Fuchs"
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In Braunschweig wurde unlängst
ein V-Mann des LKA Niedersach-
sen enttarnt. Ralf Gross knüpfte im
Frühjahr 2012 Kontakte zu Aktivi-
stInnen der Proteste gegen die
Schlachtfabriken und den Aufbau
von Mastanlagen in Norddeutsch-
land. In den nächsten anderthalb
Jahren nahm er an einer Vielzahl
von Protestaktionen und Planungs-
treffen teil und leitete Informatio-
nen an staatliche Stellen weiter.
Gross interessierte sich darüber
hinaus für weitere Kampagnen der
Tierrechtsbewegung und offenbar
auch für umweltpolitische Initiati-
ven und Anti-Nazi-Proteste. Im Ok-
tober vergangenen Jahres beteilig-
te er sich auch an einer mehrtägi-
gen Protestaktion der Kampagne
LPT-Schließen gegen die Ausbeu-
tung von Tieren durch das Ham-
burger Tierversuchsunternehmen
LPT. Die Kampagne LPT-Schließen
solidarisiert sich mit den betroffe-
nen AktivistInnen.

Die Polizei – Freund und Helfer der
Fleischindustrie
Zudem nehmen wir vor diesem
Hintergrund Stellung zu den an-
dauernden Versuchen durch Polizei
und andere staatliche Behörden le-
gitime Proteste einzuschränken
und zu kriminalisieren:
Die Debatten und politischen Aus-
einandersetzungen um die Produk-
tionsbedingungen von Nahrungs-
mitteln und die Ausbeutung von
Tieren durch die Tierversuchsindu-
strie haben sich in den vergange-
nen Jahren intensiviert. Tierrecht-
ler Innen versuchen in den politi-
schen Auseinandersetzungen den
Schreien der Tiere Gehör zu ver-
schaffen und verleihen ihren Über-
zeugungen auch durch zielgerich-
tete Kampagnen Ausdruck. So wer-
den Akteure der Tierausbeutungs-
industrie benannt, öffentlich ge-
macht und mit ihrer Verantwortung
für das Leiden und Sterben von un-
zähligen Individuen konfrontiert.
Dabei wird teilweise auch in die
Abläufe der massenhaften Verlet-
zung und Vernichtung von Tieren
eingegriffen und versucht diese zu
stören oder zu verzögern. Tiere
werden als fühlende Individuen be-
trachtet, denen das Recht auf Le-

ben und Unversehrtheit zusteht
und ihr Warenstatus wird in Frage
gestellt. Die von den Tierrechtle-
rInnen vertretene Perspektive, die
auf die Überwindung der Tieraus-
beutung und der Verwertungslogik
zielt, stößt offensichtlich an die
Grenzen dessen, was staatliche Be-
hörden an zulässigen Meinungsäu-
ßerungen und politischen Hand-
lungsmöglichkeiten zu tolerieren
bereit sind.
Insbesondere dann, wenn es durch
gezielte Kampagnenarbeit gelingt,
Einfluss auf politische Entschei-
dungen, gesellschaftliche Debatten
und wirtschaftliche Prozesse zu
nehmen, reagieren Polizei, Justiz
und Geheimdienste auf Proteste vor
allem mit ordnungspolitischen
Maßnahmen und Überwachung:
Demonstrationen werden mit unzu-
mutbaren Auflagen gegängelt, Or-
ganisationen bespitzelt und immer
wieder Ermittlungsverfahren gegen
AktivistInnen eingeleitet. Die staat-
lichen Behörden machen sich damit
zum willfährigen Gehilfen der
Fleischkonzerne und Tierversuchs-
unternehmen. Diesen ist ein ein
Anliegen weiterhin ihre Profite auf
Kosten der Tiere zu machen und es
kommt ihnen somit nur recht, wenn
jegliche Erinnerung an tierliche
Bedürfnisse und Interessen delegi-
timiert oder gar verhindert wird.

Wir haben die Repression satt!
Auch die Kampagne LPT-Schließen
blickt mittlerweile auf eine ganze
Reihe von Einschränkungen ihrer
Arbeit zurück: Das Skandieren von
Sprüchen auf Demos wurde regel-
mäßig per polizeilicher Auflage auf
ein Minimum reduziert, Demon-
strationen nicht an den gewünsch-
ten Orten zugelassen, Unterstützer-
Innen erhielten "Verwarngelder"
für das Verkleben von Aufklebern,
im Umfeld der LPT-Labore wurden
Personen und Autos von der Polizei
angehalten und kontrolliert und
Aktionen wurden durch Zivilpolizi-
sten und (wie jetzt deutlich wurde)
auch durch V-Männer der Polizei
observiert.
Wir möchten daher an dieser Stelle
mit aller Deutlichkeit sagen: Wir
haben die Repression gegen unsere
politische Arbeit mehr als satt. Un-

V-Mann enttarnt:

Stellungnahme der Kampagne LPT-Schließen

Anzeige

zumutbar sind nicht die Forderun-
gen von TierrechtlerInnen, die Ge-
walt gegen Tiere zu beenden. Un-
zumutbar ist stattdessen der Ver-
fügungsanspruch über Tiere, der
immer Gefangenhaltung, Ausbeu-
tung und Tötung unzähliger Tiere
bedeutet. Repression zielt darauf,
politische Arbeit zu kriminalisieren
und Aktivismus in seinen Hand-
lungsmöglichkeiten einzuschrän-
ken.
Demgegenüber rufen wir unsere
AktivistInnen und UnterstützerIn-
nen sowie alle AktivistInnen eman-
zipatorischer Bewegungen dazu
auf, sich weder einschüchtern noch
spalten zu lassen und weiter ent-
schlossen gegen die Gewalt an Tie-
ren, die Ausbeutung von Menschen
und die Zerstörung der Natur zu
kämpfen.
Kampagne LPT-Schließen (Ham-
burg), Januar 201 4

- Schwerpunkt -
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Wir haben intensiv überlegt wie wir
den Spitzeleinsatz veröffentlichen
und haben uns dazu entschieden
dieses gemeinsam mit Journali-
s_Innen des NDR zu tun. Das hat-
te die positiven Effekte, dass das
Thema zumindest in Niedersachsen
knapp eine Woche tendenziell kri-
tisch im Fernsehen, Radio und di-
versen Zeitungen präsent war und
dass der Niedersächsische Innenmi-
nister und Beamte des LKA Stel-
lung nahmen und den Fall zumin-
dest indirekt einräumten. Aus un-
serer Sicht als negativ zu bewerten
ist, dass damit eine fremdbestimm-
te Schwerpunktsetzung des ganzen
und eine Endradikalisierung unserer
Politik einherging. Als Antwort
darauf haben einige Aktivist_innen
folgende Stellungnahme verfasst.

Skandal verfehlt
Mit großem Interesse haben wir die
Medienberichterstattung über die
Enttarnung der V-Person Ralf
Gross, die sich in Zusammenhänge
der Tierbefreiungsbewegung ein-
schleichen konnte, verfolgt. Die
breite – in der Tendenz kritische –

Öffentlichkeit zu dem Thema hat
uns gefreut und wir hoffen durch
die Veröffentlichung tiefgreifendere
Debatten angeregt zu haben.
Dennoch sind wir der Meinung,
dass in den meisten Berichterstat-
tungen der eigentliche Skandal
bisher leider verfehlt wurde. Nach
Darstellung des NDR, ist der Ein-
satz von V-Personen sonst „ein ganz
legitimes Mittel der Informations-
gewinnung“ um „schwere Strafta-
ten“ aufzudecken.1
Nur Gross Aufforderungen zu
Straftaten sollen einen Aufschrei
erzeugen. Das ist es, was viele der
aktuellen Berichte lenkt, denn hier
wurde das Gesetz überschritten
und erst an diesem Punkt wird der
Einsatz von Spitzeln nach bürgerli-
chem Verständnis verwerflich. In
dieser Logik wird die Bewertung
des Sachverhaltes den gesetzlichen
Normen überlassen, die an die
Stelle eigenen kritischen Denkens
treten sollen.
Was es aber bedeutet, wenn ein
Polizeispitzel in die Privatsphären
einzelner Menschen eindringt und
ob das legitim sein kann, wird nicht

hinterfragt. So eine verdeckte Nähe
der Polizei ist ein widerlicher Ein-
griff in das alltägliche Leben von
Menschen. Würden Sie wollen, dass
die Polizeibehörden sich auch nur
in einen Moment Ihres Lebens, in
vertraute Momente, in die politi-
sche Arbeit oder in Freundeskreise
einschleichen und das entstehende
Vertrauen für ihre Interessen aus-
nutzen?

Gegen jede Bespitzelung
Die Konsequenz aus dem Einsatz
von Ralf Gross soll, laut Politik und
Medien, lediglich eine Reformie-
rung der Einsatzbestimmungen von
V-Leuten der Polizei sein.
Wir wollen aber keine Reformen,
die es weiterhin ermöglichen unge-
fragt in unser Privatleben einzu-
dringen, wir wollen, dass die Be-
schäftigten der Polizei sich aus un-
seren Leben heraushalten und das
ohne Kompromisse. Der Polizeiap-
parat ist ein Teil der herrschenden
Ordnung, er schützt nicht ein frei-
heitliches Leben, sondern das kapi-
talistische und gewaltvolle System
in dem wir leben.
Wer sagt, dass V-Personen ein legi-
times Mittel zur Aufklärung ver-
meintlicher Straftaten wären, sollte
sich zudem bewusst machen, wel-
che emotionalen Belastungen und
Unsicherheiten bei bespitzelten
Menschen in Folge eines solchen
Einsatzes aufkommen können.
Zusätzlich „können Spitzel aus
Dusseligkeit etwas falsch verste-
hen, Leute verwechseln und da-
durch Falschmeldungen produzie-
ren. Sie können auch bewusst und
selbstherrlich Berichte frisieren,
die niemand richtig stellen kann,
weil er oder sie nie von ihnen er-
fährt. Spitzel können Personen, die
sie nicht leiden können, denunzie-
ren und sich für persönliche Ab-
weisungen rächen.“2

Umsichtigkeit ist wichtig – nicht
der bürgerliche Gewaltbegriff
Auf einen Radiobeitrag von NDR
Info wollen wir ebenfalls eingehen.
Dort wurde folgende Aussage getä-
tigt: „Die Braunschweiger Gruppe
bekennt sich zwar zu Blockadeak-
tionen, nicht aber zu Brandstiftung,

Stellungnahme zur aktuellen Berichterstattung

über den LKA-Spitzeleinsatz des Ralf Gross

Anzeige

- Schwerpunkt -



Demonstration gegen Überwachung und Tierfabriken

Am 08. ​02. ​2014 sammelten sich in der Hannoveraner Innenstadt ca. 150
Menschen zu einer Demonstration unter dem Motto „Gegen Überwachung
und Tierfabriken“. So wurde nochmals auf die Aufdeckung des Polizeispit-
zels Ralf Gross aufmerksam gemacht und die Möglichkeit gegeben, Solida-
rität mit den betroffenen Aktivist_innen zu zeigen.
Nachdem sich die Demo in Bewegung setzte, wurde mit mehreren Rede-
beiträgen beispielgebend über Tierfabriken in Niedersachsen, Repression
gegen soziale Bewegungen und Erfahrungen mit den Spitzeln der Polizei
informiert. Aus der Innenstadt heraus ging die Demonstration an den ver-
schiedenen Sitzen einiger Akteure von Repression und Agrarindustrie, wie
dem Innen-​ und Landwirtschaftsministerium vorrüber und endete
letztendlich vor dem Landeskriminalamt am Schützenplatz.
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denn Lebewesen will man nicht
gefährden.“
Wir distanzieren uns inhaltlich
nicht von den Brandstiftungen und
wollen klar stellen, dass nach un-
serem Erkenntnisstand weder
Huhn noch Mensch bei solchen
Aktionen zu Schaden gekommen
sind. Es ist davon auszugehen, dass
dieses ein Resultat der verantwor-
tungsvollen Durchführung oben
genannter Aktionen ist.
So steht in den Richtlinien der Ani-
mal Liberation Front (ALF), in de-
ren Namen sich zu zwei der An-
schläge bekannt wurde: „Alle not-
wendigen Vorkehrungen müssen
getroffen werden um durch Aktio-
nen nicht Menschen oder Tiere in
Gefahr zu bringen.“3

Effektiv - auch ohne Spion
Darüber hinaus möchten wir Stel-
lung zu der Aussage des NDR und
anderer Medien nehmen, dass der

Spitzel Ralf Gross es „uns“ erst er-
möglicht habe, bestimmte Aktionen
effizient durchzuführen.4 Diese
Formulierung ist vielleicht etwas
irreführend. Wie wir gegenüber
dem NDR schon mitteilten, war
Gross natürlich eine Hilfe, er war
nützlich, sein Auto war nützlich, er
war hilfsbereit, aber auch ohne ihn
wären bestimmte Aktionen natür-
lich effektiv gewesen. Er war wie
jeder andere Mensch ein Teil der
Aktion, er war nicht herausragen-
der, unverzichtbarer Bestandteil,
ohne den alle Aktionen nur ineffizi-
ente Nebelschwaden in der Wider-
standslandschaft gewesen wären.
Für eine kritische Auseinanderset-
zung mit dem LKA-​Spitzel Ralf
Gross ist es notwendig, die politi-
schen Hintergründe des gesell-
schaftlichen Konfliktes um Tierfa-
briken zu beleuchten. Zum Schluss
möchten wir an dieser Stelle noch
einmal unsere grundsätzliche Kritik

an dem System der Mast- und
Schlachtfabriken betonen, die wir
als Resultat und notwendigen Teil
kapitalistischer Produktionsweisen
und eines herrschaftlichen Mensch-​
Tier-​Verhältnisses sehen. Abge-
schafft werden kann dieses Übel
nur durch eine grundlegende ge-
sellschaftliche Umwälzung. Und
genau das sollen Leute wie Ralf
Gross und seine Auftraggeber_in-
nen verhindern.

Für die Befreiung von Mensch und
Tier.

Einige Aktive der Wietze/n-Kampa-
gne, Braunschweig, den 03. Febru-
ar 201 4

1 NDR-Bericht vom 26.01 .201 4
2 Broschüre: „Schöner leben ohne Spitzel“

herausgegeben von der ALB S 7
3 tierrechtsbewegung. info
4 NDR-Bericht vom 27.01 .201 4

Schwerpunkt
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Solidarische Grüße aus Wien

Liebe Freund_innen, liebe Mitstrei-
ter_innen!

Was Tierrechts-Aktivist_innen in Nie-
dersachsen gerade erleben, erinnert
nicht nur uns an die Geschehnisse
der letzten Jahre in Österreich: Re-
pression in fast jeder möglichen Aus-
formung gegen diejenigen, die Ge-
walt und Tiermord skandalisieren
wollen:

In Österreich wurde von April 2007
bis März 2010 intensiv von einer
Sonderkommision (SOKO Pelztier
bzw. SOKO Bekleidung) gegen die
Tierrechts- und Tierschutzbewegung
ermittelt.

Die Sonderkommission umfasste
mindestens 32 Beamt_innen, zusätz-
liche Observationsteams, mindestens
eine verdeckte Ermittlerin mit dem
Phantasienamen Danielle Durand,
sowie mindestens eine, Vertrauens-
person.

Neben Tatortermittlungen und um-
fassender Telefonüberwachungen gab
es Peilsender auf Autos, Videokame-
ras vor Privatwohnungen, Geschäften
und Vereinslokalen, Schrift und
Sprachgutachten, Auslandsermitt-
lungen, Kontoöffnungen, Observatio-
nen und Mikrophone in Privatwoh-
nungen.

Wenn die Maßnahmen auch nichts
Belastendes zutage brachten, bedeu-
teten diese jedoch erhebliche Eingrif-
fe ins Privatleben hunderter Perso-
nen.

Sowohl der Einsatz der verdeckten
Ermittlerin als auch der Vertrauens-
person sollten von der SOKO und der

Staatsanwaltschaft rechtswidriger
Weise geheim gehalten werden.

In den Aktenbergen dauerte es einige
Zeit, bis wir Beweise für die Identität
der verdeckten Ermittlerin und der
Vertrauensperson Esther Hofbauer
gefunden hatten: Die verdeckte Er-
mittlerin, Danielle Durand, sammelte
Trinkflaschen von Aktivist_innen um
dadurch zu DNA-Spuren zu kommen.
Daneben nahm sie an allen Aktivitä-
ten des Verein gegen Tierfabriken
(VGT) teil: Tiertransportverfolgun-
gen, Jagdstörungen, Kundgebungen
etc.

Sie schnüffelte nicht nur in Tier-
rechtsaktivitäten, sondern war auch
auf Privatparties, erschlich sich das
Vertrauen und die Freund_inschaft
von Aktivist_innen und kundschaftete
diese aus.

Am 21. Mai 2008 stürmten Spezial-
einheiten der Polizei 23 Wohnungen
bzw. Vereinslokale in ganz Österreich.
10 Personen, darunter wir, wurden
für 3 1/2 Monate in U-Haft gesteckt.
Uns wurde neben Sachbeschädigun-
gen und Tierbefreiungen vor allem
die Bildung und Mitgliedschaft in ei-
ner kriminellen Organisation nach §
278a vorgeworfen. Diese konstruierte
Organisation, vergleichbar dem
deutschen §129, hätte für alle legalen
und illegalen Aktionen mit Tier-
rechtsbezug seit den 1980er Jahren
in Österreich verantwortlich gemacht
worden sollen.

Gegen 13 Personen wurde ein skan-
dalöser Prozess eröffnet, der erst
über ein Jahr später, im Mai 2011,
nach rund 90 Prozesstagen beendet
wurde. Die Aufdeckung der verdeck-

ten Ermittlerin
und andere
Argumente
der Verteidi-
gung konnten
erreichen, dass
alle Angeklag-
ten in allen
Anklagepunk-
ten freige-
sprochen wur-
den. Die ver-
deckte
Ermittlerin,
die von der
Polizei und der
Staatsanwalt-

schaft mühsam zu vertuschen ver-
sucht wurde, musste uns schließlich
alle entlasten.

Dennoch ging die Staatsanwaltschaft
in Revision und focht die Freisprüche
in Teilen an. Als Resultat dessen wer-
den nun fünf von uns in den kom-
menden Monaten erneut vor Gericht
stehen müssen. Zentraler Ausgan-
gspunkt ist unsere legale Kampa-
gnenarbeit und Kundgebungen. Dies
alles wird vom Staat als versuchte
schwere Nötigung interpretiert. Ein
weiterer Anklagepunkt ist absurder-
weise Tierquälerei. Das Öffnen der
Türen einer Mastanlage, das es den
gefangen gehaltenen Schweinen er-
möglichte auf eine Wiese zu laufen
soll nach der Interpretation des
Staatsanwaltes Tierquälerei sein.

Damit soll die repressive Justizma-
schinerie weiterhin am Laufen gehal-
ten werden, politischer Aktivismus
soll weiterhin kriminalisiert werden.

In Zeiten wie diesen haben wir, hier
in Wien, gelernt, dass es kaum eine
Frechheit gibt, der sich der repressive
Staat nicht erlaubt. Seien es Einbrü-
che in unsere Wohnungen oder be-
zahlte Spitzel. Was der Staat aber nie
geschafft hat zu brechen, ist die Soli-
darität unserer Freund_innen und
Mitstreiter_innen, die sich für eine
Welt ohne Gewalt, ohne Knäste und
ohne Schlachtungen einsetzen.

Und dieser Solidarität könnt
auch ihr euch sicher sein!

Lasst euch nicht einschüchtern! Passt
auf einander auf, verschlüsselt eure
Computer und eure E-Mails, macht
Anquatschversuche öffentlich!

Keine Chance den Überwacher_in-
nen mit ihren scheiss Verdeckten
Ermittler_innen und Spitzeln!

Für eine Welt ohne Käfige und
ohne Knäste!

Für die Befreiung von Mensch und
Tier!

Eure Freund_innen aus Wien

von den von Repression Betroffenen der Basisgruppe Tierrechte und ihren Unterstützer_innen

- Schwerpunkt -
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Gemeint sind wir Alle!
Kirsti Weiss arbeitete im Asta der Uni
Hannover, engagierte sich u.a. in fe-
ministischen Gruppen, im Anti-Cas-
tor- und im Anti-Expo Widerstand.

Über 7 Jahre konnte Mark
Kennedy alias Mark Stone
radikale Umwelt- und anti-
kapitalistische Bewegungen

ausspähen
Über 7 Jahre hinweg schnüffelte
Mark Stone alias Mark Kennedy in 20
Ländern der EU in ra-
dikalen Umwelt- und
antikapitalistischen
Zusammenhängen
herum. Er beteiligte
sich u.a. an den Pro-
testen gegen den EU
Gipfel in Irland, war
verantwortlich für ei-
nes der Transportsys-
teme mit 8 Minibussen
beim G8 Gipfel in
Schottland, beteiligte
sich beim Klimacamp
in Island bei einer Blockade gegen
das Kraftwerk Alcoa und gab Work-
shops über direkte Aktionen. Er fuhr
Aktivist_innen zu einer Greenpeace-
Blockade eines Zuges zum Kohle-
kraftwerk Drax Yorkshire, er war
während der Räumung des autono-
men Zentrums „Ungdomshuset“ in
Koppenhagen vor Ort. Im Vorfeld des
G8 Gipfels 2007 in Heiligendamm
steckte er mit in der Orga des Protes-
tes und beteiligte sich an den Gegen-

protesten zum G20 Gipfel in London.

Laut BKA Chef Jörg Zierke gab es
während des G8 Gipfels in Heiligen-
damm einen Vertrag zwischen Si-
cherheitsbehörden aus Großbritanien
und Mecklenburg-Vorpommern. Die
Polizei konnte sich den Spitzel quasi
während des Gipfels ausleihen, ähn-
lich soll es in Baden–Württemberg
während der Vorbereitungen zum
Nato Gipfel in Kehl/Straßbourg zu-
gegangen sein.

kcl Der folgende Text wurde Ur-
sprünglich als Redebeitrag für die
Demo "gegen Überwachung und
Tierfabriken" am 8. Februar in Han-
nover geschrieben.

Wie bereits dargelegt richteten sich
die Spitzeleinsätze des LKA - V-Men-
schens Ralf Gross nicht nur gegen Zu-
sammenhänge der Tierbefreiungsbe-
wegung sondern gegen eine Vielzahl
von Strömungen die sich gegen Un-
terdrückung und Ausbeutung von
Menschen und Tieren und gegen die
Zerstörung der Umwelt mit vielfälti-
gen Methoden zur Wehr setzen. So ist
die Bespitzelung als Versuch zu wer-
ten diese Bewegungen zu zerschla-
gen. Mit dieser Demonstration wollen
wir die uns wiederfahrende Repressi-
on in einen Kontext mit der weltweit
stattfindenen Repression gegen anti-
kapitalistische und Herrschaftskriti-
sche Bewegungen stellen. So lässt
sich die Enttarnung von Ralf Gross als
V-Person in eine Vielzahl von aufge-
deckten Spitzeln die international
und im deutschsprachigen Raum
agieren konnten einreihen.

Kirsti Weiss – bespitzelte 2
Jahre teile der radikalen
Linken in Hannover

Von Herbst 1998 bis Januar 2002 be-
fand sich unter dem Namen Kirsti
Weiss eine Informantin des Verfas-
sungsschutzes in den Strukturen der
linken Szene in Hannover. Mitte Au-
gust 2002 hat sie sich gegenüber ei-
ner befreundeten Person selbst ent-
tarnt.

Mark Kennedy alias
Mark Stone

- Schwerpunkt -

- Für die Freie Gesellschaft Gegen Spitzel und

Überwachung - Demonstration in Heidelberg
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Dort trieb er sich im autonomen
Zentrum KTS in Freiburg herum.

In Großbritanien arbeitete der 41-
Jährige zwischen 2003 und 2009 für
die gegen „Extremismus“ gegründete
NCDE (National order intelligence
unit) bei Scotland Yard. Die Einheit
wurde Ende der 90er Jahre gegrün-
det, um etwa die anarchistische , die
globalisierungskritische und die Tier-
befreiungsbewegung auszuforschen.
Laut der englischen Zeitung Daily
Mail habe Kennedy auch Informatio-
nen an den Konzern e.on verkauft
und arbeitete zusätzlich für die pri-
vate Sicherheitsfirma „global open“.
Während sich Kennedy mit Hilfe von
viel Geld – welches er großzügig in
Aktionen und Repressionskosten in-
vestierte - und mit hoher Motivation
und Aktionsbegeisterung in die Szene
einschlich, schrieb auch er täglich
Berichte und SMS.

Als 2009 eine konspirativ geplante
Blockade des e.on Kohlekraftwerks in

Großbritanien aufflog und die Polizei
kurz vor der geplanten Aktion bei ei-
ner Razzia in einer Schule vor Ort –
von der aus die Aktion geplant war –
144 Aktivist_innen festnahm, wurden
Einzelne erstmals stutzig über Ken-
nedys Status. Kurze Zeit später
entdeckten Aktivist_innen bei ihm
einen Pass auf dem statt Mark Stone,
Mark Kennedy stand. Schnell wurde
er mit der Einleitung „Wir wissen das
du ein Cop bist“ zur Rede gestellt,
woraufhin er alles gestand, den Akti-
vist_innen noch den Namen einer
weiteren Verdeckten Ermittler lieferte
und sich angeblich in die USA ab-
setzte, von wo aus er kurze Zeit spä-
ter die gesamte Story über seine Zeit
als Mark Stone innerhalb der linksra-
dikalen Szene an die Daily Mail ver-
kaufte.

Doch stellt die Einschleusung von
Spitzeln nicht den einzigen Angriff
auf unser Leben und unsere Kämpfe
da. Weltweit werden Menschen die
Herrschafts- und Ausbeutungsver-
hältnisse hinterfragen und für eine
befreite Gesellschaft eintreten mit
Repression konfrontiert. Sie werden
überwacht, es werden Gefahrenge-
biete eingerichtet, es treten Gesezes-
verschärfungen in Kraft, linke Zen-
tren werden geräumt, Menschen ver-
schwinden, werden eingesperrt und
ermordet.

Wenn wir es ernst meinen mit dem
Kampf für eine befreite Gesellschaft
müssen wir lernen uns den Gegenan-
griffen von Seiten der Repressionsor-

gane zur Wehr zusetzen. Auf die Fra-
ge wie dieser Widerstand aussehen
kann, lässt sich pauschal keine Ant-
wort finden.

Wir sollten uns immer wieder mit
dieser Frage konfrontieren ohne da-
bei unser Leben und unsere Kämpfe
zu vergessen. Die Antwort wird je
nach Situation und Ausdruck der Re-
pression neu zu suchen sein.

Dazu aus einem Ausspruch der Revo-
lutionärin Rosa Luxemburg:

„Rücksichtsloseste revolutionäre Tat-
kraft und weitherzigste Menschlichkeit,
dies allein ist der wahre Odem des So-
zialismus. Eine Welt muß umgestürzt
werden, aber jede Träne, die geflossen
ist, obwohl sie abgewischt werden
konnte, ist eine Anklage, und ein zu
wichtigen Tun eilender Mensch, der
aus roher Unachtsamkeit einen Wurm
zertritt, begeht ein Verbrechen. “

Eins lässt sich mit hoher Wahrschein-
lichkeit sagen, wenn wir die vielen
Kämpfe für eine befreite Gesellschaft
weiterhin isoliert voneinander be-
trachten und uns der Repression
nicht gemeinsam in den Weg stellen,
wird es ihnen leicht fallen diese
Kämpfe einzeln zu zerschlagen.

Denn gemeint sind wir Alle!

Für eine radikal befreite Gesell-
schaft!

- Schwerpunkt -
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Der Polizeispitzel Simon Bromma
führt wieder ein ganz normales Leben

Arbeitskreis Spitzelklage Am 8.

Februar diesen Jahres haben die

Kläger* innen im Verfahren zur

Aufklärung des Heidelberger Spit-

zelskandals eine Beschwerde beim

Bundesverwaltungsgericht in Leip-

zig eingereicht, nachdem die Klage

dagegen, dass Akten und Beweis-

mittel vorenthalten werden, dort

seit einem Jahr auf Eis liegt. Wäh-

renddessen wurde bekannt, dass

der ehemalige Spitzel, Simon

Bromma, mittlerweile öffentlich als

Scout für Fahrradbergtouren auf-

tritt.

Im Dezember 2010 ist in Heidelberg
der verdeckt ermittelnde Polizeibe-
amte Simon Bromma enttarnt wor-
den. Er hatte – über einen Zeitraum
von fast 13 Monaten – versucht, die
komplette Polit-Szene des Rhein-
Neckar-Kreises und deren vermeint-
liches „ linksalternatives“ Umfeld un-
ter Anwendung geheimdienstlicher
Methoden „aufzuhellen“ (Einsatzan-
ordnung) . Außerdem sollte er mittel-
oder langfristig den konkreten Ein-
satz-Zielpersonen aus der Antifa-
schistischen Initiative Heidelberg
(AIHD) politisch links motivierte
Straftaten nachweisen, die diese lo-
gisch-konsequent in der Zukunft
selbst begehen oder von anderen
ausführen lassen würden. Neben die-
sen formal und methodisch vom äu-
ßerst restriktiven baden-württember-
gischen Polizeigesetz (PolG BW) ge-
deckten Aufgaben sollten Brommas
auf mehrere Jahre angelegte Infiltra-
tionsbemühungen laut Einsatzanord-
nungs-Akte dazu führen, gegen sich
in Heidelberg bildende „terroristische
Vereinigungen“ rechtzeitig einschrei-
ten zu können.

Die vornehmlich betroffene Heidel-
berger Polit-Szene hatte es demnach
großteils mit proaktiver Polizeitätig-
keit zu tun; es gab weder konkrete

politisch links motivierte Straftaten
(in der Vergangenheit) , die nach-
träglich hätten aufgeklärt werden
müssen, noch war abzusehen, dass
sich die Heidelberger Antifa, um de-
ren „Führungspersonen“ es ging, zu
einer „terroristischen Vereinigung“
entwickeln würde, die „Straftaten mit
erheblicher Bedeutung“ (§ 20 PolG
BW) begeht (in der Zukunft) . In Hei-
delberg bewegten wir uns also die
meiste Zeit im spekulativen, abstrak-
ten Bereich – mit der willkommenen
Nebenerscheinung, komplette Polit-
szenen im In- und Ausland „auszu-
leuchten“ (Bromma hatte beispiels-
weise auch einen Auslandseinsatz in
Belgien) . Hier war nur davon auszu-
gehen, dass es aus der Antifa heraus,
unter maßgeblicher Beteiligung der
„Zielpersonen“ und deren „Kontakt-
personen“, zu Attacken auf die politi-
schen Gegner*innen kommen könnte
– in der Zukunft.

Um strukturierter, verbindlicher und
effektiver Öffentlichkeitsarbeit leisten
zu können, hat sich dann aus dem
Kreis der mit dieser weitreichenden
Repressionsmaßnahme ausgeleuch-
teten linken Strukturen einige Mona-
te nach der Enttar-
nung des Verdeck-
ten Ermittlers der
Arbeitskreis Spit-
zelklage (AKS) ge-
bildet. Aus seinen
Reihen heraus ha-
ben sich dann wie-
derum einige Zeit
später sieben Be-
troffene dazu entschlossen, am
05.08.2011 eine sog. Fortstsetzungs-
feststellungsklage beim Verwaltungs-
gericht Karlsruhe einzureichen. Mit
ihr soll es nicht nur gelingen, alle Fa-
cetten dieser Maßnahme einer ver-
selbstständigten Exekutivgewalt um-
fassend aufzuklären, sondern auch,
sie nachträglich für unrechtmäßig
erklären zu lassen. Der durch die
verwaltungsrechtliche Einsatz-Dele-
gitimierung entstehende Abschre-
ckungscharakter soll im besten Falle
dazu führen, dass die verantwortlich

zeichnenden Staatsschutzabteilungen
der Kriminalpolizei zukünftig prinzi-
piell darauf verzichten, menschliche
Quellen in missliebige politische Zu-
sammenhänge einschleusen zu las-
sen, um deren Aktivist*innen reihen-
weise ans Messer der Ermittlungsbe-
hörden und Staatsanwaltschaften
liefern zu können.

Um diesem wünschenswerten Ab-
schreckungs-Effekt im Vorfeld eines
einleitbaren Hauptverfahrens den
Wind aus den Segeln nehmen zu
können, hat die einsatzanordnende
Heidelberger Polizeidienststelle unter
ihrem Leitenden Kriminaldirektor
Bernd Fuchs bei ihrer obersten
Dienstaufsichtsbehörde – dem In-
nenministerium unter Reinhold Gall
(SPD) – eine Sperrerklärung nach §
99 der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) beantragt, der unverzüglich
stattgegeben wurde. In diesem Falle
heißt dies konkret für die Kläger*in-
nen – aber letzten Endes auch für die
an vollständiger Aufklärung interes-
sierte kritische Öffentlichkeit – dass
dem Anwalt von dem aus insgesamt
drei Teilen bestehenden Aktensatz
ausschließlich die großteils ge-
schwärzte und damit unbrauchbar
gemachte Fuchssche Einsatzanord-
nungs-Akte vorgelegt wird, während
die Einsatzberichts-Akte Brommas
und die Korrespondenz-Akte der am
Einsatz beteiligten Behörden voll-
kommen unter Verschluss bleiben.

Um diese Sperrerklärung, die ja in
ihrer Konsequenz bedeutet, dass das
für gerichtsfeste Urteile erforderliche
Maß an verdichtbarer Aktenfülle nie-
mals erreicht werden soll, wiederum
für unrechtmäßig erklären zu lassen,
mussten die Kläger*innen – parallel
zum auf die lange Bank geschobenen
Hauptverfahren – ins sogenannte In-
camera-Verfahren (lat. in camera für
in der Kammer, also „geheim“) ge-
hen, mit dem sie zurzeit vor dem
Bundesverwaltungsgericht Leipzig
anhängig sind. Solch ein selbst unter
bürgerlichen Verfassungsrechtsapo-
loget*innen umstrittenes In-camera-

Erklärung des AK Spitzelklage zum öffentlichen Leben Simon Brommas und zur

eingelegten Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht Leipzig

Bromma auf

BergBiken. de
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menschlichen Quellen (und der Poli-
zeibeamte Bromma ist solch eine
menschliche Quelle) , die nach dem
bewussten Durchlaufen einer inten-
siven, milieuanpassenden LKA-Schu-
lung in die aufzuhellenden Szene-
Zusammenhänge eingeschleust wer-
den und dabei auf ein hohes Maß an
Logistik, Infrastruktur und Kommu-
nikationstechnologie zurückgreifen
müssen. Und deren Leben oder deren
Gesundheit könnten durch eine Of-
fenlegung der Akten gefährdet wer-
den.

Außerdem seien Hammann zufolge
nach der Enttarnung Brommas „der
VE [Verdeckte Ermittler -> Bromma]

und seine Familienangehörigen
in

den
einschlägigen Internetforen persönlich
diffamiert und körperlich bedroht
[worden] , sodass polizeiliche Schutz-
maßnahmen durchgeführt werden
mussten. Im familiären Umfeld
[Brommas] traten außerdem ernstzu-
nehmende gesundheitliche Beeinträch-
tigungen auf“. Es sei also "nahelie-
gend, dass die Veröffentlichung der VE-
Berichte [Brommas] eine erneute
Emotionalisierung der Szene hervor-
rufen würde und diese ihren persönli-
chen Rachefeldzug gegen den VE und
sein soziales Umfeld wieder aufleben
ließe“. (Sperrerklärungsbegründung)

Nun scheint es seit geraumer Zeit
keinen Grund mehr zu geben für die
Durchführung „polizeilicher Schutz-
maßnahmen“; auch das im „famili-
ären Umfeld“ Brommas zu konstatie-
rende Auftreten „ernstzunehmender
gesundheitlicher Beeinträchtigungen“
scheint sich – nach intensiver psy-
chologischer Betreuung – in Luft auf-
gelöst zu haben, denn: Der Polizeibe-
amte Simon Bromma führt wieder
ein ganz normales, auch öffentlich

wahrnehmbares und problemlos mit
ihm teilbares Leben!

Nicht nur, dass er an der baden-
württembergischen Polizeihochschule
in Villingen-Schwenningen an seiner
Karriere für den Höheren Polizei-
dienst arbeitet, nein, er präsentiert
sich mittlerweile mit vollem Realna-
men auch ganz offen beispielsweise
auf der BergBiken MountainBike-
Reiseseite (www.bergbiken.de/ –
inzwischen taucht Bromma aber
nicht mehr auf der Seite auf) als ins
BergBiken-Team involvierter Guide
(mit aktuellem Porträtfoto) , für den
„Biken Spannung, Spiel und Schoko-
lade [isst] . Ob auf Alpentouren, im
Schwarzwald oder am Bodensee: [Si-
mon Bromma] geht es nicht um neue
Streckenrekorde, sondern im Vorder-
grund stehen verspielte Techniken für
technisch spannende Abfahrten“ (Zitat
von der Homepage) .

Außerdem kann mensch auf
www.hbtg.de/termine/kampf
richterlehrgang-gau-d-lizenz-
mannlich erfahren, dass Simon
Bromma am 8. März 2014 Referent
beim in Bodman-Ludwigshafen
stattfindenden Kampfrichterlehr-

gang für den
Erwerb der
so genann-
ten Gau-D-
Lizenz sein
wird; dabei
geht es um
das geschul-

te Werten männlichen Geräteturnens.
Träger dieses Kampfrichterlehrgangs
ist der Hegau-Bodensee-Turngau
(HBTG) , der eigenen Angaben zufol-
ge 1871 (! ) gegründet wurde. Er
zählt 91 Mitgliedsvereine mit etwa
36.000 Turnerinnen und Turnern aus
dem Landkreis Konstanz und Teilen
des Landkreises Sigmaringen und des
Bodenseekreises. Auf www.suedku
rier.de/region/bodenseekreis-obe
rschwaben/meersburg/Ehrenamtl
iche-Helfer-dringend-gesucht;art37
2486,4138891 erfährt die interes-
sierte Öffentlichkeit, dass Bromma
Jugendwart in eben diesem HBTG sei
(hier ist er auf einem neueren Pres-
sefoto neben der stellvertretenden
Jugendleiterin und einem Mitglied
des Gesamtvorstands zu sehen) . Am
Ende des Artikels ist sogar Brommas
private Telefonnummer zu finden,
um Interessierten eine Kontaktmög-
lichkeit zu geben. Da bereits bekannt
war, dass Simon Bromma als Turn-
gauverantwortlicher für den HBTG
ein Jahr vor Beginn seiner VE-Legen-
denbildung (er hat sich bereits im

Verfahren stellt nach derzeit gültigem
bundesdeutschen Recht ein besonde-
res Zwischenverfahren im Verwal-
tungsprozess dar, in dem die Geheim-
haltungsbedürftigkeit „erheblicher In-
formationen“ (§ 99 VwGO) überprüft
wird. Dabei lässt sich das jeweils an-
gerufene Verwaltungsgericht diese
„erheblichen Informationen“ – in der
Causa Brenner die kompletten, unge-
schwärzten Akten – vorlegen, die we-
der der Öffentlichkeit noch den Betei-
ligten der Streitsache bekannt gege-
ben oder zugänglich gemacht werden.
Die entscheidungserheblichen Infor-
mationen sind dann nur für die Au-
gen der jeweiligen Verwaltungsge-
richte bestimmt und verbleiben also
in der Kammer. Im Ergebnis des In-
camera-Verfahrens wird
festgestellt, ob die Behör-
de – in der Causa Bren-
ner die oberste Dienst-
aufsichtsbehörde aller
Polizeidienststellen, das
(vom Landespolizeiprä-
sidenten vertretene) In-
nenministerium – die
Unterlagen zu Recht ge-
heim halten darf. Der erst-
instanzlich damit beauf-
tragte Verwaltungsgerichts-
hof Mannheim hat im Januar
2013 im Großen und Gan-
zen die Rechtmäßigkeit
der Sperrung der Akten
bestätigt, weil er analog
zur Einschätzung des
baden-württembergi-
schen Landespolizeipräsidenten Wolf-
Dieter Hammann von deren Geheim-
haltungsbedürftigkeit überzeugt ist.

Jener mittlerweile abgelöste Landes-
polizeipräsident hat den Kläger*innen
eine neunzehnseitige Sperrerklä-
rungsbegründung zukommen lassen,
in der er ausführlich darlegt, weshalb
sich eine Freigabe aller Akten nach-
teilig „für das Wohl des Bundes oder
des Landes Baden-Württemberg“
(Sperrerklärungsbegründung) aus-
wirken würde. Darin heißt es unter
anderem, dass „die notwendige Ge-
heimhaltung verdeckt erworbener In-
formationen, der Schutz von Informa-
tionsquellen und ihrer Arbeitsweise …
zur Verweigerung der Aktenvorlage
[berechtigen] , sofern den Sicherheits-
behörden durch eine Offenlegung die
Erfüllung ihrer Aufgaben einschließlich
der Zusammenarbeit mit anderen Be-
hörden erschwert wird oder Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit von Personen ge-
fährden würden“.

Mit den „Informationsquellen“ meint
Hammann selbstverständlich die

- Schwerpunkt -
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Sommer 2009 damit gebrüstet, bald
in Heidelberg studieren zu werden,
obwohl er keine Hochschulreife be-
sitzt) am 40. Internationalen Ju-
gendzeltlager der Badischen Tur-
ner*innenjugend in Breisach am
Rhein teilgenommen hat (von 28.07.
bis 07.08.2008) , kann davon ausge-
gangen werden, dass er bruchlos, al-
so über die Zeit als VE hinweg aktiv
war für den HBTG.

Mit diesen Informationen im Hinter-
kopf dürfte offensichtlich sein, dass
Simon Bromma als real existierender,
bis heute in seinem Beruf aufgehen-
der Polizeibeamter, der zeitweise zum
gut bezahlten und innerhalb des Po-
lizeiapparats gut beleumundeten
Verdeckten Ermittler geworden war,
nach dem vorzeitigen Abbruch seines
spannenden Einsatzes im „terroris-
musaffinen, militanten, linksradikalen
Milieu“ weder eine professionelle
psychologische Betreuung brauchte
(weil bei ihm „ernstzunehmende ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen“
[Sperrerklärungsbegründung] auf-
traten) noch polizeilichen Personen-
schutz genießen musste (weil er und
seine Familienangehörigen „ in ein-
schlägigen Internetforen persönlich
diffamiert und körperlich bedroht
wurden“) . In solch einem Falle hätte
er von seinen Vorgesetzten beim LKA
Stuttgart schließlich eine neue Iden-
tität bekommen müssen, um uner-
kannt zu bleiben und ein vor physi-
schen Attacken sicheres Leben führen
zu können.

Aber mit genau dieser nun als kon-
struiert anzusehenden Gefährdungs-
situation oder Gefahrenlage für die
versiegte Informationsquelle Bromma
hatte der damalige Landespolizeiprä-
sident Hammann die Geheimhal-
tungsbedürftigkeit der VE-Akten be-
gründet (siehe oben) ; und er ging
sogar noch weiter und sprach in sei-
ner Sperrerklärungsbegründung
schlussendlich davon, dass bei einer
Offenlegung „die Gefährdung für in
der Folge enttarnte VE mindestens mit
den Gefahren für den in Baden-Würt-
temberg enttarnten VE gleichzusetzen“
wäre. Wenn nun aber deutlich ge-
worden ist, dass sich Bromma zu kei-
nem Zeitpunkt in einer von radikalen
linken Kräften heraufbeschworenen
Gefahrenlage befunden hat, dann
kracht das Hauptargument der lan-
despolizeipräsidialen Aktensperrer*-
innen wie ein Kartenhaus in sich zu-
sammen.

Simon Bromma, der seine eigene
maßgebliche Rolle bei der versuchten

Kriminalisierung politisch missliebi-
ger Zusammenhänge weder reflek-
tiert noch die richtigen Konsequen-
zen daraus gezogen hat (das soforti-
ge Quittieren seines Dienstes und die
Zurverfügungstellung aller Informa-
tionen, die er über die verselbststän-
digte Exekutivgewalt sammeln konn-
te) , ist nach wie vor überzeugter Po-
lizeibeamter mit Ambitionen auf den
Höheren Dienst; er hat weiterhin das
beim Einsatz erworbene und in Per-
sonalakten angelegte Wissen über
einen großen Personenkreis ver-
meintlich linker Aktivist*innen abge-
speichert; er kann nach wie vor –
auch beim sozialen Agieren in zufäl-
lig zusammenkommenden Men-
schengruppen – zu einer lebenden
Überwachungskamera werden, die
strafrechtlich Relevantes an die
nächstgelegene Polizeidienststelle
weitergibt.

Und vielleicht ist sein VE-Einsatz ja
doch noch nicht für beendet erklärt
oder zwischenzeitlich anders konfi-
guriert worden. Ein (ehemaliger)
Verdeckter Ermittler, der so offen
agiert wie Bromma, kann mit einem
unerschütterlichen Selbstbewusstsein
zu einem Akteur jeden sozialen Ge-
füges werden, ohne dass die davon
betroffene Struktur jemals auf die
Idee käme, am gemeinsamen Tisch
sitze ein Polizist mit hohem ermitt-
lungsbehördlichen Spürsinn, un-
glaublich gut ausgebildetem Perso-
nen- und Namensgedächtnis und ei-
nem tief sitzenden, extremis-
mustheoretisch grundierten Miss-
trauen allen Menschen gegenüber,
die in irgendeiner Form politisch ak-
tiv sind – und das kann auch ein
BergBiken-MTB-Guide sein.

Deshalb raten wir weiterhin allen
Menschen davon ab, soziale Kontakte
zu Simon zu pflegen; viel wichtiger
ist, ihn direkt mit seiner polizeilichen
Rolle als Verdeckter Ermittler zu
konfrontieren. Es darf sich für Si-
mons Karriere als Polizeibeamter, als
MTB-Guide oder als Turnrichter nicht
auch noch gelohnt haben, vielen
Menschen die Fähigkeit zum Aufbau
tiefen gegenseitigen Vertrauens ge-
nommen und dabei Grenzen über-
schritten zu haben, von denen die
Betroffenen noch nicht
einmal wussten, dass
diese Grenzüber-
schreitungen so-
eben stattfinden
(wenn er bei-
spielsweise al-
lein in ihren
Privaträumen

saß und sich dabei ihre Schreibtisch-
schubladen, ihre Handys oder ihre
PCs genauer angeschaut hat) . All
diese Verhaltensweisen hat er ja eben
nicht abgelegt, im Gegenteil: Jetzt
nutzt er sie, um polizeiausbildungs-
technisch noch weiter zu kommen.

Der AKS hat nun die Möglichkeit, Si-
mon Bromma, der eine Person des
öffentlichen Lebens und dessen An-
schrift nun als ladungsfest einstufbar
ist, bei einer Fortsetzungsklage-
Hauptverhandlung als Zeuge vorla-
den zu lassen, der in diesem Rahmen
beispielsweise seine VE-Berichte
mündlich zusammenfasst. Außerdem
fordern wir erneut und mit deutli-
chem Nachdruck die Freigabe aller
Akten. Es ist weiterhin nicht hin-
nehmbar, dass das Bundesverwal-
tungsgericht Leipzig schon seit einem
Jahr nicht die geringste Reaktion
zum Stand der Prüfung des In-Came-
ra-Verfahrens zeigte. Mit der Be-
schwerde, die am 08.02.2014 durch
den Anwalt der Kläger*innen, Martin
Heiming, eingereicht wurde, fordern
wir die Gerichte und Behörden auf,
endlich diese Verschleppungspolitik
einzustellen.

Weder das Innenministerium noch
die einsatzanordnende Polizeidienst-
stelle können die Geheimhaltungsbe-
dürftigkeit dieser Akten nunmehr
schlüssig begründen; das nach wie
vor ungebrochene öffentliche Inte-
resse an der Aufklärung einer wider-
rechtlichen polizeilichen Maßnahme
überwiegt nun eindeutig die Persön-
lichkeitsrechte des damals eingesetz-
ten Verdeckten Ermittlers. Auch das
Bundesverwaltungsgericht Leipzig
kann das bei ihr anhängige In-came-
ra-Verfahren nicht länger hinauszö-
gern, um Zeit zu schinden. Es gibt
keinen Grund mehr, der Öffentlich-
keit die Möglichkeit zu nehmen, Ein-
blick in widerrechtliche polizeiliche
Maßnahmen zu nehmen, gegen die
sich Betroffene rechtmäßig zur Wehr
setzen, auch wenn ihnen – wie der
Braunschweiger V-Mann-Fall neuer-
dings wieder gezeigt hat – vielleicht
klar ist, dass die staatlichen Repressi-
onsorgane im Kampf gegen linke
Strukturen auch weiterhin auf den
Einsatz landeskriminalamtlich ge-

führter menschlicher Quellen
setzen werden wollen.
Wir müssen versuchen,
dafür zu sorgen, dass
sie dies nicht mehr
tun. Die Fortset-
zungsfeststel-
lungsklage ist ein
Weg dorthin.

http://spitzelklage.

blogsport. de

Audio:

http://rdl. de/person/simon-bromma

Der Fall Bromma:

linksunten. indymedia. org/node/31 404

- Schwerpunkt -
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Update zum Fall Mark Kennedy

Rowena Sieben Jahre lang war

Mark Kennedy als Mark Stone in

England, aber auch Frankreich,

Deutschland und Dänemark einge-

setzt. Während dieser Zeit hatte er

mit mindestens zwei Aktivistinnen

intimen Kontakt, wobei er mit ei-

ner von ihnen¹ über fünf Jahre ei-

ne Beziehung führte.²

Dass in emanzipatorischen Bewe-
gungen eingesetzte Verdeckte Er-
mittler Beziehungen eingehen, ist
keine Seltenheit und scheint in
Großbritannien sogar eher die Re-
gel zu sein: Bei acht von den neun
in 2011 und 2012 eingesetzten und
bekannten Verdeckten Ermittlern
war dies der Fall.³ Es ist wohl tat-
sächlich ein effektives Mittel, um
sich das Vertrauen von Einzelper-
sonen und Gruppen zu erschlei-
chen und dabei für die bespitzelten
Aktivist_innen potenziell besonders
traumatisierend.

Klage

Im Oktober 2011 starteten acht
Frauen ein Klageverfahren gegen
fünf Polizisten der „Metropolitan
Police“, die als Aktivisten getarnt
zwischen 1987 und 2010 intime
Langzeit-Beziehungen eingingen:
„Wir sind der Meinung, dass unser
Fall den institutionalisierten Sexis-
mus in der Polizei verdeutlicht. Es
ist unglaublich, dass für eine Haus-
durchsuchung ein richterlicher Be-
schluss nötig ist, aber wenn sie
einen Beamten schicken wollen,
der in den Wohnungen von Aktivis-
tinnen lebt und mit ihnen schläft,
dann ist das ohne weitere Prüfung
möglich. … Wir klagen, weil wir
wollen, dass die sexuelle und emo-
tionale Gewalt gegen AktivistInnen
und andere durch verdeckte Er-
mittler aufhört.“⁴

Dieser Fall betrifft den Einsatz von
fünf der Cops, die sozial- und um-
weltpolitische Kampagnen infiltriert
haben – Mark Kennedy ist einer von
ihnen. Die Frauen meinen, dass die
Tätigkeiten der Spitzel ihre Rechte
bricht, die von der Europäischen
Menschenrechtskonvention ge-
schützt sind (Artikel 3 und 8). Die
Frauen bringen auch Vorwürfe nach
allgemeinem Recht vor: Betrug,
tätlicher Übergriff, Treuepflichtver-
letzungen im öffentlichen
Amt und Pflichtverges-
senheit.
Das Klageverfahren
wurde vorläufig auf die
Punkte der Europäischen
Menschenrechtskonven-
tion beschränkt und wird
im Geheimen geführt.
Das heißt, dass die
Frauen weder ein auto-
matisches Recht auf eine
mündliche Anhörung und
ein Kreuzverhör der
Zeug_innen haben, noch
werden sie die Beweis-
mittel der Polizei gegen
sie selbst oder – falls sie das Ver-
fahren verlieren – die Urteilsbe-
gründung lesen dürfen.

Bob Lambert⁵ hat in den 80er Jah-
ren als Verdeckter Ermittler mit ei-
ner Aktivistin ein Kind gezeugt⁶.
(Dieser Fall wird separat verfolgt.)
Später hat er eine weitere Bezie-
hung angefangen mit einer bis dato
nicht politisch aktiven Frau, um den
Aktivist_innen persönliches Umfeld
und somit die Plausibilität seiner
Person suggerieren zu können.⁷

Ausreden

„Die Öko-Aktivismus-Szene ist aus-
gesprochen promisk. Ich musste
Beziehungen haben um meinen
Auftrag erfüllen zu können. … Ich
wusste, dass ich zu weit ging, in-
dem ich Sex hatte mit den Perso-
nen, die ich infiltrierte, aber es

fühlte sich an, als hätte ich wenig
Wahlmöglichkeiten.
Ein_e Aktivist_in sagte: 'Wenn ein
Mann nicht auf sexuelle Angebote
reagiert, ist er wahrscheinlich ein
Cop oder Informant,'“ so Kennedy.⁸

Er selbst klagt auch – von der Me-
tropolitan Police will er 50.000 –
100.000 Pfund Schadensersatz für
persönliche Verletzungen und dar-
aus folgende Verluste und Schäden

wegen Fahrlässigkeit seiner Vorge-
setzten.⁹ Sie hätten ihn davor be-
schützen sollen, sich zu verlieben.

Seit Beginn der Debatten um Ver-
deckte Ermittler 2011 haben hoch-
rangige Polizisten betont, dass Ver-
deckte Ermittler nie angewiesen
oder befugt sein sollten, sexuelle
Beziehungen einzugehen. Das Ge-
setz sagt, Polizeibeamt_innen dürf-
ten „persönliche oder andere“ Be-
ziehungen führen, während sie
verdeckt ermitteln.² ¹⁰ Vor Gericht
behauptete die Metropolitan Police,
das bedeute, dass es den Beamten
erlaubt gewesen sei, „intime und
sexuelle“ Beziehungen zu führen.
2012 äußerte der englische Innen-
minister Nick Herbergt, dass ein
Verbot sexueller Aktivitäten einen
einfachen Test für verdächtige
Neulinge bieten würde und daher
abzulehnen sei.¹¹

Gerichtlicher Kampf gegen Intimität zwischen Spitzeln und
Bespitzelten als Mittel zur Vertrauensgewinnung

1)policespiesoutoflives.org.uk/our-stories/lisas-story/ 2)www.indymedia.org.uk/en/2013/06/ 510728.html 3)http://www.theguardian.com/uk/201
3/jan/17/spies-sexual-relations-activists-routine 4)policespiesoutoflives.org.uk/ 5)www.channel4.com/news/undercover-police-bob-lambert-excl
usive 6)www.theguardian.com/uk/2012/jan/20/undercover-police-children-activists 7)www.dailymail.co.uk/news/article-2080733/I-sex-eco-wa
rriors-cover-Undercover-officers-lovers-sue-degrading-deceit.html 8)www.theguardian.com/environment/2012/nov/25/spy-mark-kennedy-sues-p
olice 9)policespiesoutoflives.org.uk/our-stories/jennys-story/ 10)www.theguardian.com/uk-news/2013/oct/15/undercover-police-legal-battle-app
eal 11)www.bbc.co.uk/news/uk-england-london-20518106

Mark KennedyBob Lambert

- Schwerpunkt -
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Bei  ei n e m Ver s uc hsfel d der  R WT H Aachen z u-
s a m men mi t an der e n f an d si c h di eser  Ei ntr ag
von Stefan R ausc h en:  „ Mons anto i st ei n P art-
n er i n u nser e m Ver bu n d.  Wi r  h aben R epr äse n-
tante n vo n Mons anto ber ei ts fr ü h ei n gebu n de n,
al s es u m den E nt wurf des Ver bu n des u n d di e
er sten vor ber ei te n de n Pl an u n ge n hi er z u gi n g.
Sc hl i e ßl i c h musste n wi r  ber ei ts fr ü h ab kl är e n,
Mons anto mi t u ns z us a m men ar bei te n u n d u ns
di e be n öti gte n Materi al e n z ur  Verf ü gu n g stel -
l e n k ö n nte.  Anso nsten h ätten wi r  ni e mal s ei n e n
Antr ag z ur  F ör der u n g stel l e n k ö n nen.  Wi r  h a-
be n i n de n Vorl äufer pr oj e kten mi t M O N 8 1 0
u n d M O N 8 8 0 1 7 se hr  erf ol gr ei c h mi t Mons an-
to z us a m men gear bei tet.  Daher h at si c h Mon-
s anto au c h di eses mal  wi e der  e ntsc hl ossen,  mi t
u ns z usa m men z u ar bei te n.  E s besteht ei n e
Vertr au ens basi s,  di e es u ns er mögl i c ht,  Zu-
gan g z u de n Materi al i e n vo n Mons anto z u be-
ko m men u n d da mi t z u f or sc h en.  Di es i st ni c ht
vi el e n Wi sse nsc h aftl er n au ßer h al b der  Fi r ma
mögl i c h. “

Oder:  „ Tr e n n u n g vo n Bt u n d an der e n S orte n
bei  E r nte ni c ht n öti g,  d a al l es s o wi es o ge mei n-
s a m i n Bi o gas anl age ver wen det wi r d. “

I n vi el e n Akten wi r d ü ber  Pr oteste gej a m mert.
F ür Fel d be wach u n g u n d - si c h er u n g be wi l l i gte n
For sc h u n gszentr u m u n d Mi ni steri u m ab c a.
2 0 0 7 mehrfac h z us ätzl i c h e Gel der.  Aus ei n e m
J a m mer bri ef vo n Ver s uc hsl ei ter,  Pr of.  Karl -
H ei n z Kogel  an B M B F vo m 2 9. 4. 2 0 0 9 wegen
sc hl e ppe n der  Gen eh mi g u n g vo n Gel d f ür  d as
Ger stenfel d der  U ni  Gi e ßen:  „I n der  d ur c h das
Ver bot vo n M O N 8 1 0 p ol i ti sc h auf gehei zte n
Si tu ati o n wär e es z us ätzl i c h ei n e äu ßer st pr o b-
l e mati sc h e E nt wi c kl u n g,  wen n d ur c h ei n e wei -
ter e Ver z öger u n g des Fr ei setz u n gs besc hei des
qu asi  d ur c h di e H i ntert ür n u n au c h F or sc h u n g
i n Deutsc hl an g gezi el t be hi n dert wür de.  . . .
wür de d as Si g n al  „ For sc h u n gsver bot “ ei n e n
en or men Sc h aden f ür  di e ges a mte de utsc h e
Wi ssensc h aft “ ( Sei te nen de,  F ol gesei te ni c ht i n
Akte) .

Mei st ge ht es u m P er s o n al kostenz usc h üsse −
u n d di e E mpfän ger _i n n en ste h en s c h o n vor h er
fest.  H i nter h er  wec hsel n si e oft i n Be h ör den.  

S pan ne n d i st bei  ei n e m Ver s u c h mehr er er
U ni s,  d ass ei n e U ni  h er ausfan d,  d ass gv- Pfl an-
zen sc h ädl i c h s ei e n.  Di e an der en mac hen di e
dorti ge n Wi sse nsc h aftl er  d an n gege n ü ber  Mi -
ni steri u m,  Gel d geber us w.  s c hl ec ht.  Di e wür-
de n wi ssensc h aftl i c h e Stan dar ds ni c ht ei n h al -
te n us w.

Wer d as P aket der g anze n Datei e n h aben wi l l ,
d arf si c h u nter  s aase n @pr oj e kt wer kstatt. de
mel de n.

T icker:  A grogen tech n ik  u n d  ih re  Seilsch a ften

Ka mpag ne „ Monsant o auf De utsc h “
c/o Pr oj e kt wer kstatt,  Lu d wi gstr.  1 1,  35447 Rei s ki r c he n,  06401/903283
saase n @pr oj e kt wer kstatt. de,  www. bi otec h- sei l sc hafte n. de. vu

S.  1 2 3/1 2 4 z u „ Gr ü ne Gentec h ni k “:  „ Wi r er -
ken nen di e Vor beh al te des Gr o ßtei l s der  Be-
völ ker u n g gegen ü ber der gr ü nen Gentec h ni k
an.  Wi r  tr eten f ür  ei n e E U - Ken nzei c h n u n gs-
pfl i c ht f ür  Pr o du kte vo n Ti er e n,  di e mi t ge n-
ver än derte n Pfl an zen gef üttert wur de n,  ei n.
An der N ul l tol er anz gegen ü ber ni c ht z u gel as-
se ne n ge ntec h ni sc h ver än derte n Bestan dtei l e n
i n L ebens mi ttel n h al te n wi r  f est −  e be ns o wi e
an der  S aatg utr ei n h ei t. “

Das i st i r ge n d wi e d u m m gel aufen,  j e denfal l s
f ür  di e U ni  R ostoc k.  H atte di e d oc h i n de n ver-
gan ge n ge n J ahr en u n er wü nsc hte R efer entI n-
n en mehrfac h aus i hr e n Ge bäu den r auszensi ert
( mi t de m abs ur den Ar g u ment,  si e h ätten ei n-
sei ti ge I nf or mati o n en z u bi ete n −  al s wär e das
bei  de n Ge ntec h ni k dozent_i n nen u m I n ge Br o-
er  an der s . . . ) ,  aber  n ur  ei n bi ssc h en Kri ti k k as-
si ert.  Di e S ac h e war sc h o n f ast wi eder  ver ges-
sen.  Dan n wol l te si c h di e U ni  mi t ei n er  s pekta-
k ul är e n P R- Geste pr ofi l i er e n u n d b ot E d war d
S n o wden di e E hr e n doktor wür de an.  Das
br ac hte di e De batte i n gan g:  Ei n e n Whi stl e bl o-
wer,  der  wei t weg i st,  e hr e n −  u n d di e,  di e i nter-
n e U ni vor gän ge auf dec ke n,  aus gr e nze n ? Auf
ei n er Ver anstal t u n g br ac hte es ei n G ast auf
den P u n kt:  „I st di e U ni  wür di g,  S n o wden e h-
r e n z u k ö n n en ? “ S o wur de di e U ni  vo n ei n er al s
ver dr än gt er h offte n Debatte d oc h n oc h ei n ge-
h ol t.  J etzt ste ht di e Fr age i m R au m,  o b di e ver-
botenen Vortr äge wi eder h ol t wer den.

Vi er ei n h al b J ahr e wei gerte si c h d as F or-
sc h u n gszentr u m J ül i c h,  di e F ör der akten z ur
Agr ogentec h ni k offe n z ul e gen.  Der Str ei t wur-
de wur de vor  Geri c ht aus getr agen −  u n d der
Kl äger s etzte si c h d ur c h.  I m N ove mber h aben
dan n dr ei  L e ute vi er  Tage l an g di e Akten ge-
wäl zt.  Si e d urften ni c hts k o pi er e n o der  abfoto-
gr afi er e n.  Di e Ka mer as an de n H an dy wur den
abgekl e bt u n d di e g an ze Zei t stan den Si c h er-
h ei ts kr äfte n e ben i h n en.  Di e dr ei  mussten al l es
Wi c hti ge absc hr ei ben.  H i er  ei ni ge Ge-

sc h macks pr obe n aus de n N oti z e n:

Ü ber di e Gel dver gabe e ntsc h ei det ei n s o ge-
n an nter Wi ssensc h aftl i c h er  Bei r ates „ Si c h er-
h ei tsf or sc h u n g u n d Moni tori n g “.  Dari n s aßen
( et was u nter sc hi e dl i c h j e n ac h J ahr en)  z. B.
2 0 0 5:  Dr.  D.  B artsc h,  R WT H Aachen,  Dr.  J.
Be n di e k,  R KI  Berl i n,  Pr of.  Dr.  W.  Kö hl er,  U ni
Gi e ßen,  Dr.  D.  Pr üfer,  F h G Sc h mal l e n ber g,
Fr au Dr.  A.  Matz k,  Pl anta Ei n bec k,  Pr of.  Dr.
H.  R e n ne n ber g,  U ni  Fr ei b ur g,  Fr au Dr.  B.
Sc hi efer stei n,  U B A Berl i n,  Dr.  J.  S c hi e man n,
B B A Br au nsc h wei g ( bi s 1 7 U hr ) .  Fr au Dr.  B.
Tappeser,  Öko- I nsti t ut Fr ei b ur g,  Pr of.  Dr.  W.
Wacker n agel ,  U ni  Ol de n bur g,  F ür  d as B M B F:
Dr.  U .  S c hl üter,  Fr au Dr.  A.  Det mer.  F ür  de n
Pr oj ekttr äger:  Fr au Dr.  K.  Gr ofen,  Dr.  P. - F.
L an gen br u c h,  Dr.  G.  Wi l h el m,  Fr au Dr.  C.
B uc h h ol z.  Bei  der e n Tr effen wi r d z. B.  pr oto-
kol l i ert:  „ H er r  Dr.  Sc hl üter wei st auf di e Ob-
j e kti vi tät des Gr e mi u ms s o wi e auf di e Vertr au-
l i c h kei t der  Si tz u n g u n d der  Antr ags u nterl a-
gen hi n. “

G efan gen . 
K r i ti k an G efän g -
n i ssen , Al tern ati -
ven zu r Strafe.
64 S. , 3, - €.

Wei tere:
 í G ewal t
 í D em okrati ekr i ti k

76 bzw. 64 Sei ten , 3 €.

H errsch aft. 
Waru m h er r -
sch aftsfre i ?
Th esen u n d
Th eor i en . 
64 S. , 3, - €. U m wel t u n d M ach t.

H errsch aft p rod u zi ert
U m wel tzerstöru n g .
64 S. , 3, - €.

D en Kopt en tl asten?
K r i ti k an verei n -
fach ten Wel t-
erk l äru n g en .
76 S. , 3, - €.
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Di es mal  al s De mo vor Gr ee n peace.  Da si n d a m
2 7. 1. 2 0 1 4 di e gr ö ßten S pr ü c hekl o pfer  z us a m-
men geko m men u n d h abe n de n U mwel tsc h utz-
ko n zer n besc h ul di gt,  f ür  Mi l l i o n en H u n gertote
ver ant wortl i c h z u s ei n −  wei l  er  di e Ge ntec h ni k
bekä mpfen wür de.  An gek ü n di gt war en Le ute
wi e Kl aus Am man n,  der  s ei n e Zu nft äh nl i c h
verfol gt wi e di e J u den i m Dri tte n R ei c h si e ht,
o der Kl aus J abobsen aus H an n over,  der  s ei n e
Gegner I n nen s c h o n mal  al s „ Bode nsatz der
Gesel l s c h aft “ bezei c h net.  S ol c h e L e ute müs-
se n es j a wi ssen . . .

E s l e be di e S c heu kl appe.  Der  B u n desver ban d
der  Ti er ver s u c hs geg ner e. V.  ( = Mensc h en f ür
Ti er r ec hte)  s c hri e b a m 2. 1 2. 2 0 1 3:  „ Das B u n-
des mi ni steri u m f ür  E r n ähr u n g,  L an d wi rt-
sc h aft u n d Ver br au c her sc h utz verl ei ht h e ute
z u m 3 2.  Mal  de n mi t 1 5. 0 0 0 € d oti erte n Ti er -
sc h utz- For sc h u n gspr ei s f ür  E r s atz-  u n d E r -
gänz u n gs meth oden z u m Ti er ver s u c h.  E r  ge ht
i n di ese m J ahr  an Dr.  R o bert L an dsi e del ,  L ei -
ter  der  Ar bei ts gr u ppe „ Kur zzei t- Toxi kol o gi e “
der  Abtei l u n g „ E xperi mentel l e Toxi kol o gi e
u n d Ökol o gi e “ bei  B AS F.  Der  B u n desver ban d
Mensc h en f ür  Ti er r ec hte begr ü ßt di e Aus-
zei c h n u n g,  de n n d ur c h di e An wen du n g di eser
Tests bl ei be n Ti er e n q u al vol l e Ti er ver s uc he er -
s part.  Zu de m be wei st der  Pr ei s di e L ei st u n gs-
fähi g kei t ti er ver s u c hsfr ei er  Verfahr en. “ Vi el -
l ei c ht k ö n nte i n S kl aven h al ter betri e be n j a
auc h mal  ei n e n Pr ei s f ür  h u mane Mensc h en-
h al t u n g beko m men,  wen n di e P ei tsc he aus

Das wur de au c h Zei t.  N e u n J ahr e n ac h Begi n n
der  Fel d befr ei u n gen u. a.  vo n „ Ge n dr ec k weg “
u n d dan n vi el e n an der en fi n det si c h i m Kri ti -
sc hen Agr ar beri c ht ei n e Dar stel l u n g,  d ass
auc h di r e kte Akti o n e n z u m Vertr ei be n der
Agr ogentec h ni k bei getr agen h aben.  Aber:  Bes-
ser  s pät al s ni e,  di ese E r ken ntni s.  F ür  mehr
Kooper ati o n i n de n u nter sc hi e dl i c h en Pr otest-
str ö mu n gen wär e ei n „ Fr ü her “ aber  s c hl auer
ge wesen.

Ei n Pr oze nt der  bri ti sc h en F or sc h u n g i m Be-
r ei c h Agr oökol o gi e,  1 5 Pr oze nt i m Ber ei c h
Gentec h- Pfl an zen . . .  Ge ntec h- Pfl an zen wer-
den i m Ver ei ni gten Kö ni gr ei c h bei  der  F ör de-
r u n g n ac h h al ti ger  Agr arfor sc h u n g vor gez o-
gen,  o b wohl  es d ort g ar  kei n e n Mar kt f ür  Gen-
tec h ni k gi bt.  I m Ge gens atz daz u h at di e fr an-
z ösi sc he Beh ör de f ür  E nt wi c kl u n g n e ue Pri n zi -
pi e n f ür  n ac h h al ti ge E nt wi c kl u n g u n d Sc h utz-
maß n ah men ei n gef ü hrt,  wel c h e d as Ni c htför-
der n vo n Gentec h- Pfl an ze n u n d ei n e Pri ori si e-
r u n g kl ei n er f a mi l i e n gef ü hrter  L an d wi rtsc h aft
bei n h al te n.  • http: //g mwatc h. or g/i n dex. p h p/ne ws/
ar c hi ve/2 0 1 3/1 5 1 4 1

Gentec h- Mai s,  - R ei s,  - B au mwol l e,  - R aps,
- Str au ß gr as u n d - P appel n ver br ei te n si c h u n-
ko ntr ol l i ert,  z ei gt ei n Beri c ht vo n Testbi otec h.

n ac h wachsen den R o hstoffe n besteht o der er st
bei m z wei te n U n geh or sa m ei n gesetzt wi r d . . .

U nter  der  Ü ber sc hri ft „ Anti - Gentec h ni k vo m
Fei nsten ! “ wi es ei n Text a m 3 0. 1 2. 2 0 1 3 auf
ei n e „ H oc h kar äti ge Ver anstal t u n g “.  Dari n
gi n g es u m di e „ gr o ße n Gefahr en des Fr ei h an-
del s abko m men “.  Ei n Abs atz z ei gte,  wi e weni g
H er r sc h afts kri ti k i n der  Gentec h ni k mi tu nter
dri n i st.  Ei n be kan nter öster r ei c hi sc her Gen-
tec h ni k kri ti ker be n an nte aus ger ec h net di e gr ö-
ßer e Ch ance f ür  L ebens mi ttel exporte ( ! )  al s
Ar g u ment ge gen di e Ge ntec h ni k.  Offe n bar wi -
der s pr ac h ni e man d.  H i er  der  Ori gi n al text:
„ Gr u n ds ätzl i c h beto nte H E L L D O R F F,  d ass
di e Agr o- Ge ntec h ni k wel t wei t ver s agt:  der
H u n ger  i n der  Wel t wur de ver stär kt,  d a mi t
Gentec h ni k weni ger  geer ntet wi r d u n d di e E r n-
te au ßer de m vo m N ähr wert mei st weni g be-
kö m ml i c h i st.  E r  eri n n erte au c h an di e bedr o h-
l i c h en ges u n dh ei tl i c h en Aus wi r k u n gen s o wohl
des Star Li n k Gen mai s al s au c h des ge nver än-
derten Tr yptoph an,  der e n Opfer z ahl  i n de n
U S A i n di e z e h ntausen de ge hen.  . . .

F ol geri c hti g vertri tt H E L L D O R F F di e An-
si c ht,  d ass ei n ge ntec hfr ei es E ur o pa −  u n d n a-
türl i c h Öster r ei c h −  ei n e n wesentl i c h e n Wett-
be wer bsvortei l  bez ü gl i c h L ebens mi ttel expor-
te n aber  au c h Fr e mdenver ke hr  f ür  si c h ver bu-
c hen.  Di ese n Vortei l  de m Dr u c k s kr u pel l oser
Gesc h äfte macher ei  z u o pfer n wär e e benso
d u m m wi e u nver ant wortl i c h. “ 
• www. oekone ws. at/ i n dex. p h p? mdoc_i d =1 0 8 6 2 1 5

Steph ani e B oc k u. a.

( Ban d 2/2 0 1 3,  De utsc hes I nsti -
t ut f ür  U r bani sti k i n Berl i n,
1 2 0 S. ,  1 8 €)
Tr ansi ti o n To wn,  U r ban G ar di -
ni n g,  Stadt- L an d- Bezi e h u n gen −
di e Li ste vo n Begri ffe n f ür  akti -
vi sti sc h e Ans ätze der  Modestr ö-
mu n g u nter  de m B an ner vo n
L an dl ust & Co.  i st l an g.  E nt-
s pr ec hen de Zei tsc hri fte n mi t
Gartenfotos f ür  n aturfer n e
Stadtbe woh ner i n n e n er r ei c h en
i n z wi sc hen Mi l l i o n e n aufl agen.
Der di f u- B an d u nter s u c ht di e
E nt wi c kl u n gen u n d H an dl u n gs-
mögl i c h kei te n s ol c h er  F or men,
di e au c h i n Ko m mu n al pol i ti k
u n d - pl an u n g ver an ker bar si n d.
Das S pektr u m r ei c ht vo n P ar k-
anl agen mi t N utz pfl an zen bi s
z u m E r h al t
l an d wi rtsc h aftl i -
c h er  Fl äc hen i m
oder di r e kt a m
Orts ber ei c h.  Ei -
n e n gr o ßen Tei l
ni m mt di e Dar-
stel l u n g aktuel -
l er  F or sc h u n gs-
pr oj e kte z u m
The ma ei n.

Tierrechte & Umwelt

Gert An dri e u/ H el muth Wöl fel

( 2 0 1 3,  L eopol d Stoc ker i n
Gr az,  1 6 0 S. ,  1 9, 9 0 €)
Ei n an geneh mes B u c h −  au c h
f ür  al l e,  di e di e d ar gestel l te n
Mei n u n gen ni c ht tei l e n.  De n n
das B u c h i st ei n gel u n gen er
Ver s u c h,  di e u nter sc hi e dl i c h e n
Bl i c k wi n kel  auf das J agen z u-
s a m menz ustel l e n.  Mi t vi el e n Zi -
taten k o m men Kri ti ker _i n n en
u n d Bef ür worter _i n n en z u
Wort.  N ebe n ö k ol o gi sc h en u n d

ti er bez o genen Ar g u menten wi r d
di e J agd au c h i n ei n e n s ozi al e n
Kontext gestel l t −  hi stori sc h u n d
aktuel l .  Et was abente uerl i c h
muten d abei  Ver gl ei c h e mi t der
„J agd “ n ac h Kons u marti kel n
oder S porterfol ge n an.  H i er
tappen di e Autor en i n ei n e
sel bstgestel l te F al l e,  ei n e ei n-
mal  auf gestel l te Theori e z u be-
stäti ge n statt kri ti sc h z u hi nter -
fr agen.  Aber ansonsten bi etet
das B u c h ei n e F ül l e vo n Bei tr ä-
gen f ür  di e n ot wen di ge Debatte,
o b das F ütter n u n d Töten vo n
Ti er e n i n der  L an dsc h aft n öti g
oder si n nvol l  i st.

( 2 0 0 8,  mi n dj azz pi ct ur es G b R,
D VD mi t 1 0 8 mi n)
F ast z wei  St u n de n
Bi l dc ol l age bi etet
di ese Dok u menta-
ti o n des Wi der stan-
des gegen Ti erl abo-
r e u n d an der e F or -
men vo n Ti er qu äl e-
r ei  i n de n U S A.  I m
Mi ttel p u n kt ste ht
di e S H AC- Ka m-
pagne gegen di e
L abor e der  Fi r ma H u nti n gton.
N e ben bei  gi bt es wer ben de Ei n-
bl i c ke Ri c htu n g Ani mal  Li ber a-
ti o n Fr o nt ( AL F)  u n d Sei te n hi e-
be gegen di e k o m mer zi al i si erte
Kon kur r e n z vo n P e TA.  Pr ägen d
aber i st der  s c h nel l e Wec hsel
vo n Fi l men br e n nen der Gebäu-
de,  ver mu m mter Akti vi stI n n en,
H a m mersc hl äge gegen Tür e n
u n d Bi l dsc hi r me,  I nter vi e wse-
quenzen vo n al l e n S ei te n u n d
kur zen Bi l der n aus Ti er h al t u n-
gen o der  J usti z gebäu den.  Wer
den c h aoti sc h en Sc h ni tt s c h nel -
l er  Bi l der  ni c ht ge wöh nt i st,
wi r d Mü he h aben,  de n Fi l m
dur c h z u h al te n.  Di e Stor y i st d a-
bei  e h er  d ürfti g.  N ac h c a.  1 0
Mi n ute n wi e der h ol e n si c h Moti -

ve u n d I n h al te wei t geh en d.  A m
E n de ste ht di e Ver urtei l u n g der

„g uten “ Akti vi stI n-
n e n f ür  i hr e n Wi der-
stan d u n d der
„sc hl ec hten “ f ür  i hr e
Ti er q u äl er ei .

Kar sten Br e nsi n g

( 2 0 1 3,  H er der  i n
Fr ei b ur g,  2 4 0 S. ,
1 7, 9 9 €)

Das B u c h i st wertvol l ,  au c h
wen n der  Ti tel  ü bertr ei bt.  De n n
es ge ht mi tni c hten u m „ Ti er e “,
s o n der n der  Autor i st ei n aus ge-
wi esener E xperte f ür  Del fi n e.
Ü ber der e n L e ben,  E xperi mente
mi t i h n e n,  Ko m mu ni k ati o n u n d
Ri t u al e z wi sc hen Del fi n e n s o wi e
etl i c h e beei n dr u c ken de E r z äh-
l u n gen mehr pr äsenti ert er  i m
B uc h u n d f ol gert d ar aus:  Del fi -
n e br auc hen P er s ö nl i c h kei ts-
r ec hte,  de n n si e si n d de utl i c h
mehr al s n ur  i nsti n kti ve R eak-
ti o ns muster  ver er bter  N atur.  S o
l i efert er  ei n e n wertvol l e n Bei -
tr ag z ur  Debatte u m Ti er r ec hte
u n d pr an gert di e Mensc h hei t
an,  di e s ol c h e Ti er e ac htl os be-
h an del t,  q u äl t u n d tötet.

Di r k Maxei n er/ Mi c h ael  Mi er sc h

( 2 0 0 8,  Pi per  i n Mü nc hen,
2 3 7 S. ,  7, 9 5 €)
Es h at s c h on ei n p aar J ahr e auf
de m B uc kel ,  d as B u c h.  Aber
au c h h e ute i st der  B u c h mar kt
ü ber sc h we m mt vo n s k ur ri l e n
Per so nen,  di e i hr e ei ge n en bi o-
gr afi sc h en Br ü c he i n q u el l e nl o-
se n H assti r ade n gegen di e,  z u
denen si e ei nst mal s ge h örte n,
abl asse n.  S o au c h hi er:  Mi er sc h
u n d Maxei n er  si n d auf gesti e gen
auf der  Wel l e der  al te n U m-
wel tbe wegu n g,  h abe n der e n E r-
r u n ge nsc h aften z u Gel d ge-
macht ( z. B.  Ko m mer zi al i si e-
r u n g der  Zei tsc hri ft „ n atur “,
der e n Ch efr edakteur Maxei n er
war)  u n d h etzen h e ute gege n
di e,  di e i h n e n de n Weg geeb net
h aben.  Dabei  ge ht es ni c ht u m

F akten o der  Bel e ge.  Qu el -
l e n fe hl e n i n s ol c h s c h nel l
hi n ger otzten B ü c h er n
mei st.  S o i st ni c ht ei n mal
ei n e Str ei t debatte mögl i c h.
Ni r gen ds i st er ken n bar,  wo
di e bei de n i hr e An gri ffe
her h aben,  z. B.  d ass Bi o-
n ahr u n gs mi ttel  s c hl ec hter
oder P esti zi de u n gefährl i c h
sei n s ol l e n.
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i n r ei c h en L än der n l ei ste n.  I n de n L än der n,  i n
de nen h e ute ge h u n gert wi r d,  i st di ese Meth ode
von Vor n h er ei n z u m Sc h ei ter n ver urtei l t.  Ei n-
f ac h,  wei l  di e Vor aussetz u n gen ni c ht d a si n d.

• www. geo. de/ G E O/n atur/oekol o gi e/l an d wi rtsc h aft-
2 0- das- i n d ustri el l e- syste m- wi r d- z usa m men br ec he n-

7 6 9 3 7. ht ml

Di e al l j ährl i c h e De mo „ Wi r h aben es s att “ war
wi e der gr o ß u n d br ac hte n eben der  ü bl i c h e n
zentr al i sti sc he Or gani si er u n g mi t Pr otestsi -
mul ati o nss pi el c h en au c h ei n p aar B asi s gr u p-
pe n auf di e B ü h n e,  di e k o n kr eten Wi der stan d
an de n Ko nfl i ktorten or gani si er e n.  N e u −  u n d
auf der  Gr o ß de mo völ l i g i g n ori ert −  war et was
ganz an der es:  E s k a m z u di r e kten Akti o n en u m
u n d auf der  Gr ü n en Woc he.  Das mac ht
H off n u n g auf mehr ei ge ne Akti o n en u n d weni -
ger Mi tl äufer _i n ne ntu m.  Ca mpact & Co.  si n d
ni c ht di e Zu ku nft des Wi der stan des,  s o n der n
der en ( fi n anzi el l  auf wän di ge,  aber l u kr ati ve)
Ei n h e gu n g.

Es p assi ert i n R e gi o n en u n d L än der n wi e de n
U S A u n d Kan ada,  J apan,  C hi n a,  Austr al i e n
u n d €pa.  I n vi el e n F äl l e n si n d di e Pfl an ze n wei t
ü ber  di e Fel der gr en zen hi n aus i n di e U mwel t
e ntko m men.  I n manc h en R egi o n en h abe n si c h
di e Tr ans gen e ber ei ts i n P o p ul ati o n en wi l der
Ver wan dter  ei n gesc hl i c h en.  • www. g mwatc h. or g/
i n dex. p h p/ne ws/ar c hi ve/ 2 0 1 3/1 5 1 6 1

Aus „ Mehr  Gi ft,  weni ger  E rtr ag “,  i n:  S Z,
2 3. 1. 2 0 1 4 z u ei n er  St u di e der  U ni ver si ty of
Canter b ur y i n N e useel an d:  „ Das Tea m vo n
Pr ofessor J ac k H ei n e man n ver gl i c h E r nteer-
tr äge,  P esti zi dei ns atz u n d S orte nvi el f al t vo n
gentec h ni sc h ver än derte m Mai s,  R aps u n d S o-
j a mi t k o nventi o n el l e n S orten.  Si e k a men da-
bei  z u de m E r gebni s,  d ass di e Ko mbi n ati o n vo n
her kö m ml i c h e m S aatgut u n d g uter  Fel d pfl e ge,
wi e si e i n Westeur opa pr akti zi ert wi r d,  di e
E r nteertr äge s c h n el l er  wac hsen l ässt,  al s di e i n
den U S A pr akti zi erte n Ge ntec h ni k- An bau me-
th oden.

Auffäl l i g s ei  d abei ,  d ass bei  Ge ntec h ni k- S aat-
gut a m Anfan g d ur c h aus ei n g uter Zu wac hs z u
ver zei c h ne n sei ,  der  aber s c h o n n ac h weni gen
J ahr en sei n e n H ö hep u n kt er r ei c ht.  Dan ac h si n-
ken di e E rtr äge s o gar  z u m Tei l  wi e der,  s o di e
Beobac htu n g.  Was j e doc h wei ter hi n h oc h
bl ei bt,  i st der  Ei ns atz an P esti zi de n,  u n d das
er h ö ht di e Kosten. “ 
• www. s uedde utsc he. de/ wi rtsc h aft/gentec h ni k- i n- der -

l an d wi rtsc h aft- mehr- gi ft- weni ger - ertr ag- 1. 1 8 6 9 7 8 8

Aus ei n e m I nter vi e w mi t de m Agr ar wi ssen-
sc h aftl er,  J o ur n al i ste n u n d Autor  Wi l fri e d
Bo m mert,  i n:  Geo,  2 4. 1. 2 0 1 4

„ Wi r h abe n auf der  Wel t r u n d 7 0 0 Mi l l i o n en
Kl ei n bauer n.  Vi el e vo n i h n en si n d ver ar mt u n d
h u n ger n.  U n d d ari n l i e gt d as Pr o bl e m.  I h n en
fehl t d as Gel d f ür  S aatg ut,  Ger äte u n d D ü n ger.
Es ge ht al s o d ar u m,  di ese L an d wi rte wi eder
pr odu kti v z u mac he n.  Dan n h ätten wi r  de n
gr ö ßten Tei l  des Wel t h u n ger s s c h o n be h oben.
Das h at n u n au c h di e F AO ver stan den.  . . .

Di e i nte nsi ve L an d wi rtsc h aft mac ht d ur c h di e
Art u n d Wei se der Be wi rtsc h aftu n g wel t wei t
i m mer mehr  fr u c htbar es L an d u nfr u c htbar.
Dar ü ber hi n aus ver sc hl i n gt si e u n geh eur e
Men gen Wasser.  Der  gr ö ßte Tei l  u nser er  Was-

ser r eser ven befi n det si c h i m Gr u n d wasser,  u n d
davon i st di e H äl fte ber ei ts auf gebr auc ht.
Dan n der  e n or me E n er gi ever br auc h:  Wi r  br au-
c hen i n der  i nte nsi ve n L an d wi rtsc h aft u n ge-
fähr  2 8 0 Li ter  Di esel  o der  Di esel äq ui val e nt
j ährl i c h,  u m ei n e n H e ktar z u be wi rtsc h aften.
Der  gr ö ßte Tei l  d avon wi r d d ur c h di e Pr o du kti -
o n vo n Sti c kstoff d ü n ger  ver sc hl u n gen.  Doc h
das F ör der maxi mu m bei m E r döl  i st l än gst er -
r ei c ht.  Dassel be gi l t f ür  di e wi c hti gsten Dü n-
ger r o hstoffe,  P h os ph at u n d Kal i .  Das Syste m

der i nte nsi ven L an d wi rtsc h aft ger ät al s o vo n
al l e n Sei te n u nter Dr u c k.  E s wi r d auf Dauer
n ur  n oc h ei n es pr o duzi er e n:  h ö her e Pr ei se.
U n d h ö her e Pr ei se k an n di e Wel ter n ähr u n g
ni c ht vertr agen.  Di e Al ter n ati ve l i e gt i n ei n er
Pr od u kti o n,  di e di ese Kol l ater al sc h äden ni c ht
ver ur s ac ht,  al s o ei n er  ö kol o gi sc h en Pr o du kti -
o ns wei se. “

H eute wi r d wel t wei t mehr  al s di e H äl fte der
l an d wi rtsc h aftl i c h en Pr o d u kti o n wegge worfen
o der  ver ga m mel t i n auf de m Weg vo m Acker
z u m Tel l er.  Das h ei ßt,  wi r  h abe n n oc h u n ge-
h eur e u n gen utzte R eser ve n.  U n d es gi bt h e ute
r u n d 1, 5 Mi l l i ar den Mensc he n,  di e ü ber er-
n ährt si n d.  Al l ei n d as z ei gt,  d ass wi r  u ns ei n e
L an d wi rtsc h aft l ei ste n k ö n nen,  di e de utl i c h
weni ger pr o d uzi ert al s di e j etzi ge.  Di e ö kol o gi -
sc he L an d wi rtsc h aft pr o d uzi ert z war weni ger
i n der  Fl äc he,  aber  si e ver br auc ht daf ür  weni -
ger R ess o ur ce n.  U n d d ar auf wi r d es auf l an ge
Si c ht an ko m men.  . . .

Di e gr ü ne Gentec h ni k i st z u er st ei n mal  ei n Tei l
des Pr o bl e ms.  Si e pr o duzi ert H oc hl ei st u n gs-
pfl an zen,  di e vi el  Wasser  u n d ei n e i nte nsi ve
For m der  Be wi rtsc h aftu n g be n öti ge n,  di e D ü n-
ger,  s pezi al i si ertes Wi sse n u n d vi el  Gel d erf or-
der n.  Das k ö n n en si c h o h n ehi n n ur  L an d wi rte

N ach de m E rf ol g der  Ka mpagne „ Mons anto auf De utsc h “ u n d der  d az u ge h ör en den Ton- Bi l der - Sc h au gl ei c h en N a-
mens zi e ht der  R efer e nt j etzt mi t dr ei  n e u en Th e men d ur c hs L an d.  Anfr agen si n d er wü nsc ht . . .  hi er  di e I nf otexte f ür
di e n e u e n The men ( si e h e au c h www. vortr agsan gebote. de. vu) :

 

S ei t 2 0 0 4 starteten Gentec h ni k konzer ne u n d L o bbygr u ppen ei n e n e u e Ka mpagne z ur  D ur c hsetz u n g i hr er  Pr ofi t-
i nter essen u n d z ur  Anl age vo n Fel der n mi t mani p ul i erte n Pfl an ze n.  Ab 2 0 0 5 e nt wi c kel te si c h −  wi e s c h on Mi tte
der 9 0er J ahr e −  ei n e s pan nen de Mi sc h u n g des Wi der stan des:  Fel d befr ei u n gen,  Fel d besetz u n gen,  Akti o n en vor
Ko nzer n zentr al e n u n d - ver s a m ml u n gen,  R ec her c hen hi nter  de n Kul i sse n,  bri s ante Ver öffe ntl i c h u n gen u n d vi el e
i nfor mati ve Ver anstal t u n gen.  Mi t E rf ol g:  2 0 1 2 g ab es k a m n oc h Fel der  u n d di e gr o ßen Konzer ne k ü n di gte n i h-
r e n Abgan g aus De utsc hl an d an −  u n d der  S o m mer 2 0 1 3 wi r d wahr sc hei nl i c h gan z o h ne gv- Pfl an zen abl aufen.
Da l o h nt si c h der  R ü c kbl i c k:  Was mac ht s ol c h e Wi der stan dsstr ategi e n aus ? U n d was l ässt si c h d ar aus f ür  an der e
Ka mpagnen u n d Akti o n en l er n e n −  z. B.  f ür  de n Wi der stan d ge gen Ato m o der Ko hl e,  Ti erfabri ke n o der  Sc hl ac ht-
h öfe,  N azi s o der  S ozi al ab bau,  Mi l i t är  o der  R epr essi o n.  F otos,  k ur ze Fi l me u n d aus ge wähl te Anekdoten mac hen
di e To n- Bi l der - Sc h au z u ei n er  r asanten E ri n n er u n g an ver gan gene Pr otestj ahr e.  Dan n f ol ge n Thesen f ür  ei n e e nt-
sc hl osse ner e Pr otestkul t ur  au c h z u an der en The men.  Am E n de besteht di e Gel e gen hei t z ur  Debatte,  E nt wi c kl u n g
ei ge ner I deen u n d f ür  k o n kr ete Ver abr ed u n gen.

H er r sc h aft bedeutet di e Mögl i c h kei t,  Abl äufe u n d Ver h äl t ni sse s o r e gel n z u k ö n nen,  d ass an der e di e n e gati ve n
Fol ge n erl ei de n müssen.  U mwel tzer stör u n g basi ert r e gel mäßi g auf di ese m Pri n zi p:  I n d ustri e u n d i hr e Staaten
gr aben i n ar men R egi o n en n ac h E n er gi e quel l e n u n d R o hstoffe n,  tr ans porti er e n s c hi ffe wei se N ahr u n gs mi ttel  o der
H ol z z u si c h u n d ki p pen de n Mül l  wi e der  i n di e P eri p h eri e n z ur ü c k.  Städte n utzen d as U ml an d al s B aufl äc he,
Str aßentr asse n o der  f ür  Mül l h al de n.  Di e N atur  z ähl t ni c hts,  wei l  di e Mensc he n i n i hr  sti l l  si n d o der  sti l l  ge h al te n
wer den.  Wer  U mwel t dauer h aft s c h ützen wi l l ,  muss d aher di e Mac htfr age stel l e n.  Doc h was gesc hi e ht t ats äc h-
l i c h ? U mwel tver bän de setzen auf Staat,  U mwel tpol i z ei ,  Gesetze u n d Fi r men,  u m di e Wel t gr ü n z u h al te n.  Di ese
Sc h üsse ge hen n ac h hi nte n l os −  s c h o n sei t J ahr zeh nten.  N öti g i st ei n e U mwel tsc h utzstr ategi e,  di e di e Mensc hen
er mächti gt,  i hr  L e ben wi e der s el bst z u or gani si er e n −  o h n e H i er ar c hi e n u n d Pri vi l e gi e n.  N ur  ei n U mwel tsc h utz
von u nte n i st ei n wi r ksa mer U mwel tsc h utz.  I nfosei te:  www. u mwel t- u n d- e manzi pati o n. de. vu

Mons anto i st s c h ul d.  N ei n,  di e Bi l der ber ger.  Qu atsc h,  der  Fi n anz kapi tal  mac ht al l es k ap utt.  H i nter  al l e m stec ken
z wei  B an ker sfa mi l i e n.  €pa wi r d i m mer mehr a meri k ani si ert.  Ge ht doc h gar  ni c ht,  wei l  De utsc hl an d o h nehi n vo n
den U S A besetzt i st.  Oder  g ar  ni c ht e xi sti ert . . .  S o o der  äh nl i c h kl i n gen vi el e E r kl är u n gs model l e f ür  di e U r s a-
c hen e mpfu n dener Mi ssstän de.  Was si e ge mei nsa m h aben:  Si e ver ei nf ac hen,  ver k ür zen k o mpl exe H er r sc h afts-
an al ysen u n d s pi el e n mi t de n Mi ttel n des P o pul i s mus.  Statt Mensc hen z u ei ge nstän di ge m Den ken u n d kri ti sc h e m
Hi nterfr agen an z ur egen,  wan del n si e Oh n macht o der  E mpör u n g i n bi l l i ge Zusti m mu n g −  z wecks pol i ti s c h er  Be-
ei nfl uss u n g,  S a m mel n vo n An h än ger I n n en u n d Wähl er I n n en o der  auf der  S u c he n ac h de m sc h n ö den Ma m mon i n
For m vo n S pen den u n d Mi t gl i e ds bei tr ägen.  Vor al l e m aber k ö n nen si e gef ährl i c h s ei n,  wen n pl u mpe Fei n d bi l der
u n d ver k ür zte U r s ac he- Wi r k u n gs ketten z u ei n e m H ass gegen Bevöl ker u n gs gr u ppen f ü hr e n,  de n en di e Sc h ul d f ür
das B öse auf der  Wel t z u gesc h o ben wi r d −  der  Anti se mi ti s mus i st n ur  ei n Bei s pi el  d af ür,  di e F ol ge n si n d be kan nt.
I m Vortr ag ( bz w.  Wor ks h op)  wer den Pri n zi pi e n ver ei nf ac hter  Wel ter kl är u n ge n be n an nt u n d d an n Bei s pi el e vor -
gestel l t,  ü ber  di e j e wei l s au c h k ur ze De batten mögl i c h si n d.  Absc hl uss i st ei n e 8- P u n kte- Li ste f ür  s kepti sc h es
De n ken.  I nfosei te:  www. kopfentl astu n g. de. vu
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•   Star k betr offen war der Sc h au garten i n
Ü pl i n ge n ( Ge mei n de Ausl e ben,  B ör dekr ei s) .
Hi er  k a m es bei  etl i c h en Fel der n der  U ni -
ver si tät R ostoc k z u D ur c h wuchs,  s o wohl  bei
Wei zen wi e au c h bei  Kartoffel n.  Gl ei c h es
gi l t f ür  ei n Kartoffel fel d der  B AS F.

•   Kartoffel n z ei gten si c h o h ne hi n al s zi e ml i c h
d ur c h wuchsstar k.  Di e E r z ähl u n ge n der Gen-
tec h ni kl o b by,  es g äbe bei  Kartoffel n wegen
der er Fr oste mpfi n dl i c h kei t kei n e D ur c h-
wuc hs pr obl e me,  wur de an gesi c hts der  F u n-
de i n Ü pl i n gen,  B aal ber ge,  G ater sl e be n u n d
Li mbur ger h of j etzt au c h vo n offi zi el l er  Sei -
te z u Mär c hen er kl ärt.  Be mer kens wert i st
dabei  der  F al l  G ater sl e ben,  wo Dur c h wuchs-
kartoffel n n ur  i m z wei te n u n d s o gar  dri tte n
J ahr  auftr aten.

F ast ei n Vi ertel  der  gv- Fel der  z ei gte di r e kt auf
der  ge n utzte n Fl äc he Dur c h wuchs.  Aus de n
a mtl i c h en Zahl e n d az u er geben si c h etl i c h e
Fr agen:

•   Wen n,  wi e i n ei n e m Fal l  gesc heh en,  der
Dur c h wuchs vo n Kartoffel n er st i m z wei te n
J ahr  auftri tt,  er sc h ei n e n di e vor h an denen
Regel u n gen der  N ac h beobac htu n g ni c ht
ausr ei c h en d.  De n n ei n J ahr o h ne Dur c h-
wuc hs been det de n Ü ber wach u n gszei tr au m.
S o i st u n kl ar,  o b ni c ht au c h
bei  an der en Fel der n D ur c h-
wuc hs n ac h ei n e m P ausen-
j ahr  e ntstan d.

•   D ur c h wuchsko ntr ol l e n bezi e-
h en si c h ü ber wi e gen d auf di e

Ver s uc hsfl äc h e sel bst.  Ei ge n e R ec her c hen
r u n d u m Ver s u c hsfel der  er gaben aber  ei n e
er hebl i c h e Str e u u n g der  aus ges äten Pfl an-
z en bi s mehr er e Meter  i n u mgeben de Kul t u-
r e n hi n ei n.  Ob es si c h hi er  ber ei ts u m
Dur c h wuchs aus de m Vorj ahr  o der Sc hl a m-
pi g kei te n aus de msel ben J ahr  h an del te,  war
ni c ht z u kl är e n.  F ür  s ol c h e Ver br ei t u n g be-
ste ht aber  g ar  kei n e Do k u mentati o ns pfl i c ht.

•   D ur c h wuchs kontr ol l e n si n d bei  k o m mer zi el l
z u gel assen en gv- Pfl an zen gar ni c ht vor gese-
h en.  Al s 2 0 0 9 der  M O N 8 1 0 ver boten wur-
de,  h at ni e man d gesc h aut,  o b s ol c h e Pfl an-
z en n e u aufl i efe n.

Wer den wei ter e Beobac htu n gen u n d Doku-
mente ei n bez ogen,  er gi bt si c h ei n n oc h f ata-

l er es Bi l d.  S o z e u gten i n de n ver gan gen en J ah-
r e n i m mer wi eder  S aatgutver mi sc h u n gen vo n
der  U n mögl i c h kei t,  gv-  S aatgut u n d gv- fr ei es
S aatgut ausei n an der z u h al te n.  F ür  2 0 1 0 gi bt
es f ür  de n Sc h au garten ei n e n si c h er en Bel e g,
dass auf ei n e m mi t Gl yph os at be h an del te n
R ü benfel d R aps pfl an ze n wuc hsen.  Der Vorfal l
wur de ni e u nter s u c ht,  o b wohl  d as Auftr eten of-
fe nsi c htl i c h ge ntec h ni sc h ver än derter R aps-
pfl an zen ei ni ge Al ar mgl oc ken h ätte l äuten l as-
se n müssen.  De n n er  ge h örte i n d as R ü be nfel d
ni c ht hi n ei n.  F ür  i h n l ag kei n e Geneh mi gu n g
vor.  U n d:  Ei n gv- R apsfel d h atte es an di ese m
Stan dort ni e gegeben −  z u mi n dest kei n l e gal es,
d.  h.  an ge mel detes.  N e ben der  al l ge mei n en E r -

ken ntni s,  d ass
Gentec h ni k ni c ht
ko ntr ol l i er bar  i st,
zei gt si c h hi er  au c h
deutl i c h d as Ver-
s agen der Ü ber wa-
c h u n g.

N ac h er bi tterte n Kä mpfe n gegen di e Agr ogen-
tec h ni k k o n nten s o wohl  k o m mer zi el l er  An bau
al s au c h Ver s uc hsfel der  aus Deutsc hl an d h e-
r aus gedr än gt wer den.  Da n ati o n al e Gr e n zen
f ür  al l es d ur c hl ässi g si n d au ßer f ür  Mensc h en
u n d i n Zu ku nft d as Aus bri n gen vo n gv- Pfl an-
ze n j e der zei t wi e der  n e u begi n n en k an n,  war
der  S atz „ Di e Gentec h ni k- Geg ner h abe n ge-
won ne n “ auf www. tr ans ge n. de a m 3 1. 1. 2 0 1 3
zi e ml i c h ü bertri e ben.  De n n oc h bah nt si c h au c h
f ür  2 0 1 4 an,  d ass kei n e Fel der  mi t gv- Pfl an zen
i n Deutsc hl an d an gel e gt wer den.  Da mi t h at di e
b u nte Mi sc h u n g aus Pr otestfor men vo n ge n-
tec h ni kfr ei e n R egi o ne n ü ber  De monstr ati o n en
bi s z u Fel d besetz u n ge n u n d - befr ei u n ge n,  Bl o-
c kaden vo n Tr effen u n d R ec her c h en hi nter de n
Kul i sse n der Sei l sc h afte n z wi sc he n Beh ör den,
Fi r men u n d F or sc h u n g offe n bar ei n e beei n dr u-
c ken de Sc hl ag kr aft er r ei c ht.  E s war ei n e Pr o-
testk ul t ur,  wi e si e i n De utsc hl an d l ei der ni c ht
al l tägl i c h i st.  Di e Fi r men z o gen di e Ko nse-
q uen zen:  Gr o ße Pl ayer wan derte n ab,  di e kl ei -
n e n wur den vo n gr o ßen gesc hl u c kt u n d befi n-
den si c h i n Aufl ös u n g.

Wen n n e ue gv- Pfl an ze n ni c ht aus gebr ac ht
wer den,  i st d as L an d tr otz de m ni c ht fr ei  vo n i h-
n e n.  De n n di e al te n ver sc h wi n de n ni c ht ei nfac h
so.  Vi el mehr i st D ur c h wuchs bei  gv- Fel der n
gen aus o ü bl i c h wi e i n der  L an d wi rtsc h aft i ns-
ges a mt.  Was ü bl i c h er wei se ni c ht mehr  be wi r kt
al s ei n e o pti sc he Ver vi el f äl ti g u n g des An bl i c ks
von z.  B.  Getr ei defel der n,  wi r d bei  gv- Fel der n
z u m Pr o bl e m:  Di e Pfl an zen wachsen oft i m
Fol gej ahr,  manc h mal  s o gar  wei ter e J ahr e,
sel bst wen n der  Ver s uc h l än gst bee n det i st.
Vor sc hri fte n u n d Aufl age n i n de n Gen eh mi -
g u n gen s ol l e n di e Beo bac htu n g u n d N ac hsor ge
si c h er n.  N ac h de n n u n vorl i e gen den U nterl a-
gen der Gen eh mi g u n gs beh ör de s c hei nt d as
auc h z u gesc h ehen −  z u mi n dest auf de m P a-
pi er.  Dan ac h h at es offe n bar an 9 vo n 4 0 Ver-
s u c hsfel der n ei n-  o der mehrfac h Dur c h wuc hs
gegeben:

•   Auf de n Fel der n vo n S ager hei de n ahe R os-
toc k ( betri e ben vo n bi ovati v aus de m i n z wi -
sc hen f ür  Gentec h ni k ni c ht mehr n utz bar e n
Agr o Bi o Tec h ni k u m)  k a m es z u D ur c h wuc hs
von Wei zen i m J ahr 2 0 1 2.  2 0 1 3 s ol l  d an n
ni c hts mehr p assi ert s ei n.

Di e Bu n des ge ne h mi g u n gs be hör de f ür Vers uc hsfel der mi t g e ntec h ni sc h ver än derte n ( gv-) Or gani s me n hat di e Zahl e n f ür de n
Dur c h wuc hs i n de n Jahr e n 201 0 bi s 201 3 mi t getei l t.  Dur c h wuc hs bezei c h net das Wi e der auf kei me n von Pfl anze n,  di e i m Vorj ahr dort
gesät o der ei n gesetzt wor de n war e n.  Es i st ei ne der Mögl i c h kei t e n,  wi e g v- Pfl anze n i n di e U mwel t g el an ge n kön ne n − u n d di e ei nzi ge,
di e ü ber hau pt kontr ol l i er bar i st.  An der e,  wi e di e Ver mi sc h u n g bei  Tr ans port,  Ver ar bei t u n g u n d Lager u n g,  wür de n i n der Re gel  man-
gel s Unters uc h u n gs mögl i c h kei t e n kau m auffal l e n.  Das gi l t auc h f ür di e Aus kr e uz u n g d ur c h Pol l e nfl u g o der I nse kte n bestäu b u n g i n
di e U mge b u n g ei nes gv- Fel des o der d ur c h h ori zontal e n Ge ntr ansfer,  z.  B.  d ur c h Bakteri e n ü ber Art gr e nze n hi n we g.

2 01 2 i n B a a l b erge: Ka rtoffel d u rchwu ch s sch on
wä h ren d d er Veg eta tion sp eriod e ( BASF -Fel d )
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I n de n J ahr en 2 0 1 0 bi s 2 0 1 2 wur de n i n De utsc hl an d 4 3 Fr ei setz u n gen ge ntec h ni sc h ver än derter  Pfl an zen d ur c h gef ü hrt ( 2 0 1 0:  2 5 Fr ei setz u n-
ge n;  2 0 1 1:  1 5 Fr ei setz u n gen;  2 0 1 2:  3 Fr ei setz u n gen) .  I m J ahr 2 0 1 3 f an d i n De utsc hl an d kei n e Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter  Pfl an zen
statt.  Di e de m B VL vorl i e gen den I nf or mati o nen ü ber d as Auftr ete n vo n Dur c h wuchs ge ntec h ni sc h ver än derter  Pfl an zen n ac h Fr ei setz u n gen e nt-
sta m men de n N ac h kontr ol l beri c hten der  Ge neh mi g u n gsi n h aber,  di e de m B VL j ährl i c h vor z ul e gen si n d.  [. . . ]

N ac h 1 0 der 4 0 Fr ei setz u n gen,  di e i n de n J ahr en 2 0 1 0 u n d 2 0 1 1 stattfan den,  wur de d as Auftr eten vo n D ur c h wuc hs festgestel l t.  I n ei n e m der
1 0 F äl l e ( ei n e Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter Zu c ker r ü be n)  wur de der Dur c h wuchs d ar auf getestet,  o b er  ge ntec h ni sc h ver än dert war.
Das E r gebni s war n egati v.  I n de n ü bri ge n 9 F äl l e n wur de n di e beo bac hteten Dur c h wuchs pfl an zen ni c ht auf di e ge ntec h ni sc h e Ver än der u n g ge-
testet.  I n di ese n F äl l e n musste d avon aus gegan gen wer de n,  d ass es si c h u m gentec h ni sc h ver än derten Dur c h wuchs h an del te u n d es wur den de m-
ents pr ec h en de Maß n ah men getr offen.  F ür  di ese 9 F äl l e l i e gen de m B VL i m Ei n z el n e n f ol ge n de I nf or mati o ne n vor:
1.  Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter  Kartoffel n der  B AS F Pl ant Sci e n ce G mb H ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 8 3)  a m Stan dort B aal ber ge i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 5 0 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 1.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 1 0 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 2.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 3.

2.  Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter  Kartoffel n der  B AS F Pl ant Sci e n ce G mb H ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 8 3)  a m Stan dort G ater sl e ben i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 1.
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 4 0 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 2.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 6 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 3.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.

3.  Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter  Kartoffel n der  B AS F Pl ant Sci e n ce G mb H ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 8 3)  a m Stan dort Li mbur ger h of i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 5 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 1.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 2.

4.  Fr ei setz u n g ge ntec h ni sc h ver än derter  Kartoffel n der  B AS F Pl ant Sci e n ce G mb H ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 9 1)  a m Stan dort Ausl e ben i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 8 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 1.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 2.

5.  Fr ei setz u n g vo n ge ntec h ni sc h ver än derte m Wei ze n der  U ni ver si tät R ostoc k ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 9 5)  a m Stan dort Ausl e ben i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 8 7 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 1.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den mec h ani sc h ( d ur c h H ac ken)  e ntfer nt.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 2.

6.  + 7.  Fr ei setz u n gen ge ntec h ni sc h ver än derter  Kartoffel n der  U ni ver si tät R ostoc k ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 1 9 9 u n d Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 2 0 4,  
     ge mei ns a me N ac h ko ntr ol l e)  a m Stan dort Ausl e ben i m J ahr 2 0 1 0:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( i ns gesa mt 5 3 Pfl an zen f ür  bei de Fr ei setz u n gen)  i m J ahr 2 0 1 1.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d t h er mi sc h bz w.  mec h ani sc h
     i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 2.

8.  Fr ei setz u n g vo n ge ntec h ni sc h ver än derte m Wei ze n der  U ni ver si tät R ostoc k ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 2 0 9)  a m Stan dort Ausl e ben i m J ahr 2 0 1 1:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 2 3 0 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 2.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den d ur c h Beh an dl u n g mi t R o u n d u p i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 3.

9.  Fr ei setz u n g vo n ge ntec h ni sc h ver än derte m Wei ze n der  U ni ver si tät R ostoc k ( Az.  6 7 8 6- 0 1- 0 2 0 9)  a m Stan dort Th ul e n dorf i m J ahr 2 0 1 1:
  •   Auftr eten vo n Dur c h wuc hs ( 6 4 Pfl an zen)  i m J ahr 2 0 1 2.  Di e D ur c h wuc hs pfl an zen wur den e ntfer nt u n d d ur c h Dä mpfe n i n akti vi ert.
  •   Kei n Auftr ete n vo n Dur c h wuc hs i m J ahr 2 0 1 3.

J o h n Bel l a my F oster/ Br ett
Cl ar k/ Ri c h ar d Yor k

( 2 1 1,  L ai k a i n H a mbur g,
4 9 4 S. ,  3 9, 9 0 €)
J o h n Bel l a my F oster/
Fr ed Magdoff

( 2 0 1 2,  L ai k a i n H a mbur g,
1 4 8 S. ,  1 9, 8 0 €)
Z wei  B ü c her z u m Ver h äl t ni s
von U mwel tzer stör u n g u n d Ka-
pi tal i s mus −  mi t str e n g mar xi s-
ti sc h e m Bl i c k wi n kel  aus gel e gt.
Das i st z u n äc hst an geneh m,
den n de n Autor en i st z u z usti m-
men bei  i hr er  An al yse,  d ass
gr o ße Tei l e der  U mwel tbe we-
g u n g u n d des i nsti t uti o n el l e n
N atur sc h utzes ei n e n ei n geen g-
te n Bl i c k wi n kel  auf di e Wel t
h abe n.  Von d aher i st d as Vor-
h abe n,  di ese Sc heu kl appen
wegz ur ei ß e n u n d d ur c h ei n e n
u mfassen der en Bl i c k auf di e
Ver h äl t ni sse di eser  Wel t u n d
da mi t au c h di e U r s ac hen der
U mwel tzer stör u n g z u er setzen,
z u begr ü ßen.  N ur:  Das gel i n gt
ni c ht vol l stän di g.  Das er ste,
2 0 1 1 er sc hi e n ene B u c h i st ei n e
gr u n dl e gen de Dar stel l u n g der

U r s ac hen vo n U mwel tzer stö-
r u n g,  di e i n der  k api tal i sti sc h en
Ausbeutu n gs wi rtsc h aft l i e ge n.
Z war i st ei n s ol c h er  Bl i c k wi n kel
ver e n gt,  wei l  er  di e Gesel l s c h aft
( wi e bei  str e n ggl äu bi ge n Mar-
xi ste n oft)  n ur  ö kon o mi sc h er -
kl ärt.  Aber das i st al l e mal  bes-
ser  al s di e bl au äu gi ge Si c ht wei -
se vi el er  „ Ökos “,  di e Ver br au-
c h er ver h al te n o der  Staatsver sa-
gen attesti er e n.  I ns ofer n mag
das B u c h bei  z wei erl ei  h el fe n:
U mwel tsc h ützer _i n n en br auc h-
bar e I nfos z u m Wi rtsc h aftssys-
te m z u ver mi ttel n −  u n d Mar-
xi st_i n n en i hr e bl i n den Fl ec ken
bei  ö kol o gi sc h en Fr agestel l u n-
gen z u e ntfer n en.  Das n e u er e
Buc h hi n gegen bi etet ni c ht di e
gl ei c h e an al yti sc h e Sc h ärfe.
E her wäc hst mi t j e der  S ei te des
Lebens der  Är ger,  d ass di e Au-
tor e n de n Ti tel  n ur  ge wähl t h a-
ben,  u m Mensc hen ei n z ufan gen.
Den n tatsäc hl i c h i st d as B u c h
ni c hts al s ei n e pl atte Wer b u n g
f ür  ort h o doxe mar xi sti sc h e
H ei l sl e hr e n.  Der  er h o bene Zei -
gefi n ger  d o mi ni ert.  A m E n de
fol gt di e pl atte F or der u n g,  de n
S ozi al i s mus ei n z uf ü hr e n.  Dass
gen au das ni c ht r ei c ht,  i st d oc h

Ato mkr aft u n d an der e U mwel t-
s ü n den ei n.  E r st dan ac h hi evte n
i h n di e i n h al tsl eer e n Appar ate
von U mwel tver bän den u n d - me-
di e n auf de n S c hi l d des Vor den-
ker s.  Ei n e Bi o gr afi e al s B asi s-
Ökoakti vi st fe hl t i h m e be nso
wi e sei n e m Ges pr äc hs partner
R an ga Yoges h war,  der  aus der
N u kl earf or sc h u n g k a m,  a m
skan dal tr äc hti ge n F or sc h u n gs-
zentr u m J ül i c h ar bei tete u n d
tr otz de m bi n n en k ur zer  Zei t z u
ei n e m Vor zei ge- U mwel tj o ur n a-
l i ste n wur de.  Di e bei de n r e den
n u n al s o mi tei n an der −  l an ge
u n d aus Anl ass der  R eaktor ka-

tastr op he vo n F u kus hi -
ma.  E s i st d as Ge-
s pr äc h ü ber  al l e mögl i -
c h en Fr agen der  Zei t.
S o manc hes d avon h at
d ur c h aus Ti efe,  aber
i m mer bl ei bt er ken n-
bar:  H i er  r e den typi -
sc h e Öko- F ü hr er  di eser
Wel t.  Si e h aben di e
Pr obl e me der  R ei c h en.

Si e h aben de n mi ser abl e n ö ko-
l o gi sc h en F u ß abdr u c k des mo-
bi l e n Bi l d u n gs b ür gertu ms.  U n d
si e gl au ben an d as G ute vo n
oben.

ber ei ts be wi esen −  ei n e Ausei -
n an der setz u n g d a mi t fe hl t.  I n-
s ofer n di e E mpfehl u n g:  Wen n,
dan n das er ste B u c h wähl e n.
Das z wei te i st ei n ver ei nf ac hen-
der  Auf guss z wecks
Bel e hr u n g.

Kl aus F ai ß n er

( 2 0 1 3,  L eo pol d Sto-
c ker i n Gr az,  1 5 9 S. ,
1 9, 9 0 €)
Der Autor i st be kan nt
f ür  s ei n e l ese ns wer-
te n Dar stel l u n gen i m Ber ei c h
Agr ogentec h ni k u n d er n euer ba-
r e E n er gi e n.  Dah er er z e u gt d as
neue B u c h gl ei c h h o h e E r war-
t u n gen.  Di e erf ül l t es n ur  tei l -
wei se.  Das h at z wei  Gr ü n de.
Zu m ei n e n ste hen ei n k o n kr eter
H of u n d di e d ahi nter ste hen de n
Per s onen i m Vor der gr u n d.  Da-
r aus r es ul ti ert ei n e Mi sc h u n g
aus F ac h b uc h u n d P oesi eal b u m.
Es i st,  d as i st di e p osi ti ve Sei te,
anr e gen d u n d ansc h aul i c h ge-
sc hri e ben,  k an n al s o g ut al s
Ei nsti e gsl e ktür e u n d Bei s pi el
f ür  an der e Orte di e n en.  Zu m
an der en z ei gt si c h ei n e sel ts a me

Mi sc h u n g aus po p ul i sti sc h e m
Ökobas hi n g u n d H i n wei se n auf
e manzi patori sc h e Ans ätze.  Wa-
r u m z u m Bei s pi el  auf Sei te 5 3
aus de m R uf n ac h ei n e m Vor-

r an g f ür  de n U m-
bau der  E n er gi evor-
s or gu n g ei n e t otal e
Absage an d as Ei n-
s par en vo n E n er gi e
f ol gt,  er sc hl i e ßt
si c h ni c ht.  Bi l l i ge
Gl ü h bi r n e n hetze i st
ansc hl ussfähi g an
Ver sc h wör u n gs-
t h eori e n,  aber  f ür

ei n Pl ädoyer ei n er  q u al i t ätsvol -
l e n E n er gi e wen de
gän zl i c h ü berfl üssi g.

Kl aus Tö pfer  u n d
R an ga Yoges h war

( 2 0 1 3,  dtv i n Mü n-
c hen,  2 4 0 S. ,  9, 9 0 €)
Das B u c h do k u men-
ti ert ei n Ges pr äc h
z wi sc hen de n bei de n
Män ner n,  di e auf u nter sc hi e dl i -
c h e Art i hr e n R uf al s be kan nte
U mwel tsc h ützer  er hi el te n.  Töp-
fer  war U mwel t mi ni ster  u nter
H el mut Kohl ,  tr at d a mal s f ür
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Zwangspsychiatrisierung in Gießen

Jb Vier Monate war der Linken-
Kreistagsfraktionschef Dennis Ste-
phan weggeschlossen, wurde gegen
seinen Willen behandelt, fixiert und
zwangsmedikamentiert.
Das gesetzlich verbriefte Recht einer
Patientenverfügung wurde ebenso
mit Füßen getreten wie die beste-
hende Vorsorgevollmacht ignoriert.
Als die ersten Medien kritisch berich-
teten, verhängte die Klinik in arro-
ganter Manier eine Kontaktsperre.
Peinliche formale Fehler der Psychia-
ter brachten ihm Ende 2013 die Frei-
heit wieder, nachdem er die ersten

Verhandlungstage im angezettelten
Strafprozess gegen ihn in Handschel-
len betrat.
Doch spätestens die Vernehmung von
Zeug_innen rund um einen Autoun-
fall am Pfingstmontag 2013 führte zu
einem ganz anderen Verdacht –
nämlich dass der Fahrer des Wagens
geschützt werden sollte. Denn ziem-
lich klar sichtbar wurde, dass dieser
Dennis Stephan nicht nur überfuhr
und schwer verletzte, sondern das
aus Wut heraus absichtlich tat. Die
Staatsanwaltschaft hatte die Ermitt-
lungen gegen den bekannten Ex-Re-

gionalpolitiker, der
am Steuer saß,
schnell beendet,
nicht einmal ein
Unfallgutachten
anfertigen lassen
und auch die Er-
gebnisse des Alko-
holtests beim Fahrer
aus der Akte ge-
nommen.

Polizeibeamt_innen,
die den Linkenpoli-
tiker einige Wochen
nach dem „Unfall“
verhafteten und
ohne Rechtsgrund-
lage in die Psychia-
trie steckten, waren
wenige Verhand-
lungstage später als
Zeug_innen gela-
den. Ihre Aussagen
riefen erheblichen
Unmut im Publikum
hervor. Höhepunkt
war die Aussage des
Gießener Beamten
Fett. Er wähnte sich
von Beginn an auf
der Jagd nach ei-
nem gefährlichen
Verrückten, konnte
als Grund für diese
Annahme aber nur

Informationen aus dem Polizeifunk
benennen. Dem auf ihn nach eigener
Aussage „harmlos“ wirkenden, auf
einer Bank sitzenden Gesuchten
drohte er sofort den Einsatz von
Pfefferspray an. Auch dazu konnte er
auf Nachfrage keinen Grund benen-
nen. Die Frage des Angeklagten, was
dieser hätte tun können, um der
Drohung zu entgehen, verstand der
Polizist zunächst mehrfach nicht und
antwortete dann „Nicht da sein“.
Auch für die Einlieferung in die
Psychiatrie fiel dem Beamten kein
Grund ein.

Eine Zusammenfassung der Abläufe
findet ihr auch in der Jungen Welt
vom 16.1 .2014 (www.jungewelt.de/
2014/01-16/058.php) .

Der bisherige Verlauf führte am
28.1 .2014 erstmals zu öffentlichen
Protesten auf der Straße. „Wir wollen
nicht länger einfach nur fassungslos
dabei sitzen“, formulierte es eine Pro-
zessbeobachterin. Die Vielzahl von
Meldungen weiterer Personen, die
über Rechtsbrüche, Schikanen und
Quälereien in den geschlossenen
Psychiatrien in Hessen (Haina und
Gießen) und anderswo berichten, er-
höhte den Wunsch, sich öffentlich zu
zeigen. Der Protestzug führte durch
die Stadt auf das Gelände der Vitos-
klinik, wo auch Dennis Stephan eini-
ge Zeit festgehalten wurde. Dass nur
eine kleine Runde von Menschen das
Gelände erreichte und dort mit Laut-
sprechern auch zu den Inhaftierten
sprach, lag auch am Desinteresse bis
Boykott durch etliche linke Gruppen.
Zwischen dem Träger der Vitosklinik
(Landeswohlfahrtsverband) und z.B.
Gewerkschaften bestehen personelle
Verflechtungen. Andere, z.B. marxis-
tische Gruppen, bezeichneten solche
Demos als „lächerlich“. Links war
aber noch nie emanzipatorisch – und
vielleicht erinnerte sich manche_r
auch an die Psychiatrisierungspraxis

Willkür durch Justiz und Psychiatrie wird immer deutlicher!

Knast

Gustl Mollath war der erste Fall, der in die Medien brachte, dass in Deutschland zum

einen willkürlich und zum anderen sogar aus politischen Interessen Menschen einfach hinter

den Mauern und Zäunen der geschlossenen Psychiatrien landen. Seit Herbst 2013 wird nun in

Gießen ein ähnlicher Fall verhandelt. Und auch hier treten immer deutlicher Ungereimtheiten zutage.

Bei der Demo
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netcafe Marktplatz. DANKE! DANKE!!
Für die Demo, die hier von der Klinik
nicht gerne gesehen wurden. Ein bi-
schen Hoffnung bekommen wir, durch
Ihren Einsatz.

Wir sind nicht feige, wir werden dort
drin nur tagelang fixiert und wegge-
sperrt, falls wir nicht parieren und an
einer DEmo haben wir nicht die ge-
ringst Chance teizunehmen. Sonst iso-
liert und zwangsgespritzt. vielen Dank
für Ihren Einsatz!!
Wir durften nicht mit Ihnen in Kontakt
kommen, sonst wären wir weggesperrt
worden und kommen nie wieder her-
aus. Man unterstellt uns von Seiten der
Pfleger Straftaten die wir nicht began-
gen haben. Wir seien agressiv oder ge-
walttätig. kurz vor einer Anhörung
wird es hier sehr schlimm, man übt

Druck auf uns aus und behauptet Dinge
über uns. Hier ist es ganz schwer her-
auszukommen. Medikamente werden
einem aufgezwungen man hat hier kei-
ne Wahl. Sie geben uns durch Ihre Ak-
tion Hoffnung. Bitte geben Sie uns nicht
auf. Wir hoffen das sie den Brief be-
kommen. Wir worden überwacht am
Tag der Demonstration, ob wir mit Ih-
nen in Kontakt treten. Diejenigen die
weggesperrt sind haben nichts davon
erfahren. Es wurde in der Arbeitsthera-
pie unter vorgehaltener Hand weiterge-
geben.

Das sollten Sie wissen, der Klinikleiter
Müller Isberner sagt manchen von uns:
"das Gesetz bin ich"!!! Die Leute die hier
sich zu wehr setzen haben keine Chan-
cen mehr.

Uns glaubt keiner. Sozialministerim
antwortet nicht Petitionsausschuß
ebenfalls nicht, denn wir gelten hier als
bekloppt. Wir werden gezwungen Pillen
zu fressen, ansonsten 0, 0 Chancen eine
Stufe zu bekommenn. Das bedeutet kei-
ne Kontakt zu anderen und keinen Hof-
gang. Schon gar nicht Entlassung zu
denken.

Bitte geben sie uns nicht auf viele
Grüße vom Maßregelvollzug und
vergesst uns nicht. "

Wo Menschen, die nicht Rad im Sys-
tem sein können oder wollen, unter

die Räder kommen:

Stationen unseres Protestganges

am 28.1 . durch Gießen

Psychiatrie: Wie jemand behan-

delt wird, bestimmen wir!

Wir bestimmen, was gut für andere
Menschen ist! So sagt es der Text auf
der vorherigen Seite aus einem
Schreiben der Chef_innen der hessi-
schen Zwangspsychiatrie Vitos (Ei-
gentümer: Landeswohlfahrtsver-
band, der wiederum von den Städten
und Kreisen getragen wird) , die auch
in Gießen, in ihren ummauerten Ge-
bäuden an der Licher Straße, Men-
schen „behandeln“. Tagelange Fixie-
rungen, Zwangsbehandlungen mit
Psychopharmaka, Isolationshaltung
in Einzelräumen und Kontaktsperren
zu Freund_innen und Unterstüt-
zer_innen draußen gehören zum
Handwerk eines Betriebes, der sich
zum Handlanger herrschender Inter-
essen macht oder denen hilft, die ihre
Eltern, Onkel oder Tanten um Haus
und Erspartes bringen wollen. Aus-
gemerzt durch Ruhigstellung wird,
was nicht zur Normalität passt. Was
„norm“al ist und was nicht, ist eine
Frage der Definition. Vor wenigen
Jahrzehnten galt auch in diesem
Land Homosexualität als „krank“. Der
Grat zwischen kreativer Abweichung
und dem Verschwinden hinter den
Mauern an der Licher Straße ist
schmal. Das Genauere bestimmen
Ärzt_innen, Richter_innen und Poli-
zei.
Mehr: www.zwangspsychiatrie.de

Gefängnis: "Strafe ist das Un-

werturteil einer Gesellschaft"

Das sagte 2006 der hessische Justiz-
minister Jürgen Banzer. Er bewegt
sich damit schon sehr nahe am
Sprachstil dunkler Vergangenheit. Er
sagt aber auch, worum es geht: Stra-

der geliebten DDR. Die Inhaftierten
der Vitosklinik, die von der autoritär-
en Klinikleitung repressiv von jedem
Kontakt zur Demonstration abge-
schnitten wurden, schrieben einen
anonymen Brief und bedankten sich
für die Aktion (siehe www.zwangs-
psychiatrie.de/2014/ 02/4119/) .

Beschreibung eines Falles aus

einem auf der Demo verlesenen

Brief aus der Vitos-Klinik

Gegenwärtig behauptet der ärztliche
Direktor der Vitos-Klinik Dr. Müller-
Isberner nun, Walter sei sichtbar psy-
chisch krank, weil er im Februar 2013
in der Unterbringung laut „Scheiße“
gerufen und im März 2013 „laut mit
der Tür geknallt
habe“. Diese und
andere Nichtig-
keiten aus dem
Stationsalltag von
Walter zählt Dr.
Müller-Isberner in
einer gutachterli-
chen Stellungnah-
me vom 11.04.
2013 auf, um ge-
genüber dem
Landgericht Marburg zu begründen,
dass Walter „gefährlich“ für die Allge-
meinheit sei, und weiter unterge-
bracht werden müsse. So sei Walter
zwischen September 2012 und April
2013 von dem Pflegepersonal öfter
„grübelnd“ und „mit düsterer Miene“
beobachtet worden.
Dies – so der Gutachter Dr. Müller-Is-
berner deute auf „Wahnvorstellun-
gen“ bei Walter hin.

Obwohl Walter sich seit dem
29.02.2012 in der Unterbringung –
auch laut Klinikverlaufsbeobachtun-
gen durch das eigens dafür geschulte
Personal – weitestgehend „beanstan-
dungsfrei“ und „freundlich gegenüber
Mitarbeitern und Mitpatienten“ sowie
friedlich verhielt, gewährt die Vitos-
Klinik ihm keinerlei Lockerungen, er
darf noch nicht einmal am Sport teil-
nehmen.

Anonymer Brief nach der Demo
(Fehler wie im Original belassen)

"wir sollen Ihnen aurichten Danke, ich
habe Ausgang in die Stadt und ich
schreibe Ihnen das im Auftrag von eini-
gen Forensik Patienten! Ich darf mei-
nen Freigang in die Stadt nicht gefähr-
den und schreibe ihnen aus dem Inter-

Rubrik: Knast
Artikel für diese Rubrik kannst du bis
zum 16.05.14 einsenden. Beiträge von
(ehemaligen) Gefangenen sind sehr
willkommen. Das grüne blatt ist für
Gefangene kostenlos. Falls du von in-
teressierten Gefangenen weißt, im-
mer her damit.
Kontakt: knast@gruenes-blatt.de

Knast

Die Vitos GmbH zum „ob und wie“ der medizinischen Behandlung

Das ob und wie bestimmt sich aber nicht nach dem Wunsch des Patienten bzw. sonstigen

Bevollmächtigten, sondern erfolgt durch die hiesigen Behandler in Zusammenarbeit mit

konsultierten Fachärzten nach den anerkannten Regeln der ärtl ichen Kunst. Insoweit

besteht ein ärztl iches Ermessen.
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Heribert Prantl brachte die Absurdi-
tät des Wegsperrens von Menschen
auf einen Satz: (in der SZ,
15.5.2012)
"Das Gefängnis ist ein gefährlicher Ort:
Der Strafvollzug – so sagen das die
Kriminologen – ist der Versuch, an
Menschen, die man zu wenig kennt,
unter Verhältnissen, die man zu wenig
beherrscht, Strafen zu vollstrecken, um
deren Wirkung man zu wenig weiß. "
Mehr: www.welt-ohne-strafe. de.vu

Arbeit, Arbeit, Arbeit …

Nicht nur, wo Mauern und Stachel-
draht schon optisch die Gewaltver-
hältnisse anzeigen, herrscht Zwang.
Vielmehr wird an vielen Orten durch
Erziehung und Zurichtung, Beloh-
nung und Strafe, Privilegien und
Entzug von Möglichkeiten unser Le-
ben normiert. Arbeitsagenturen und
Jobcenter, Bachelor und Stundenplä-
ne, patriarchale Rollenverteilungen
und Residenzpflicht – sie alle sollen
Menschen zu bestimmten Verhal-
tensweisen bringen, damit sie funk-
tionieren im System der großen Ma-
schinen von Staat und Kapital, die
unablässig alles fressen, was Profit
und Herrschaft dient.
Heutige Zwangssysteme kommen oft
versteckt daher. Wir leben nicht in
Zeiten organisierter Euthanasie,
Gleichschaltung oder Schutzhaft mit
Folter und Mord. Dennoch bleiben
zentrale Gemeinsamkeiten autoritä-
rer Politik bis heute gleich: Sie ver-
kleiden die Unterdrückung von Men-
schen in das Gewand der Nächsten-
liebe. Wenn Menschen in Psychiatrien
oder Gefängnissen eingemauert wer-
den, so soll das ihnen und anderen
helfen. Wenn Bomben abgeworfen
werden, läuft das unter Menschen-
rechten. Wenn Arbeitnehmer_innen
ausgebeutet werden, dient das dem
Wohlstand aller. Die Zeiten und ihre
Mittel ändern sich – die Propagan-
dalügen bleiben!

Medien

In der Gießener Allgemeinen vom
21.8.2004 formulierte der Chef der
Stadtredaktion der Zeitung, Guido
Tamme, dass die Bänke in der Innen-
stadt Gießens, im besonderen die
Bänke auf dem Kirchenplatz, nur be-
stimmten Menschen ("flanierenden
Innenstadt-Passanten") zur Verfügung
stehen und andere nicht auf diesen
Bänken sitzen sollten. Gemeint wa-
ren insbesondere solche Menschen,
die ohnehin stark sozial ausgegrenzt
und oft verarmt bzw. wohnungslos
sind.

Eine solche Formulierung, die öffent-
lich definiert, wer auf öffentlichen
Bänken erwünscht ist und wer nicht,
ist ein Akt sozialer Apartheid. Es gibt
keine Strippenzieher_innen, die alle
Medien gleichschalten. Die Redaktio-
nen und Verleger_innen unterwerfen
sich selbst den herrschenden Diskur-
sen. Sie sind Sprachrohr des Norma-
len, Teil der großen Maschine.

Die Stadt und der öffentliche

Raum

Guido Tamme, leitender Zeitungsma-
cher in Gießen, will die Bänke der
Stadt für kaufkräftiges Publikum re-
servieren. Die Stadtoberen wollen
das für die ganze Innenstadt. Durch
die Gefahrenabwehrverordnung ha-
ben sie immer mehr Handlungsmög-
lichkeiten geschaffen, unerwünschte
Personen aus der Stadt zu drängen.
Alkohol darf in Gießens City nur
noch allein oder zu zweit getrunken
werden. Hat jemals jemand die Poli-
zei dabei gesehen, die Glühwein-
stände des Weihnachtsmarktes des-
halb zu attackieren?
Nein: Hier wird verschleiert Aus-
grenzung betrieben. Was Tamme für
die Sitzgelegenheiten vorschlug, ist
längst Realität überall. Die Menschen
sind nichts als Arbeitende und Kon-
sumierende. Alles andere hat keine
Lebensberechtigung.

Blick zurück: www.abwehr-der-
ordnung.de.vu

Fiese Tricks von Polizei & Justiz

Die Verhältnisse hinter den Unifor-
men und Roben sind in Gießen ge-
klärt. Federball spielen wird zu einem
Anschlag auf den Innenminister. Vor-
lesen von Gedichten mutiert zu ei-
nem Brandanschlag – jedenfalls in
den Augen derer, die unerwünschte
Menschen kriminalisieren und mit
Lügen überziehen. Dennis Stephan,
dessen Prozess der Anlass für den
heutigen Protestumzug ist, stand ei-
ner regionalen Führungsperson
buchstäblich im Weg. Der überfuhr

Knast

fe soll nicht Menschen helfen – weder
den sogenannten Opfern noch den
sogenannten Täter_innen. Sie alle
werden in der Mühle der Justiz zer-
legt, zu Objekten gemacht und sozial
seziert.
Dass Strafe alles nur schlimmer
macht, dürfte für alle keine Überra-
schung sein, die die erniedrigenden
Verhältnisse hinter den Mauern und
Gittern kennen. Selbstmorde, Ge-
walttaten und vieles mehr sind dort
viel häufiger als in der übrigen Ge-
sellschaft. Das sagen die Statistiken
und der gesunde Menschenverstand.
Für das spätere Leben draußen kann
der Knast auch keine Besserungen
bringen. Wie lässt sich Freiheit in
Gefangenschaft üben? Die Absage an
Gefängnisse ist aber auch ganz offi-
ziell bestätigt. Es war eine Studie des
Bundesjustizministeriums, die 2004
feststellte, dass Gefängnisse die
Wahrscheinlichkeit neuer Straftaten
steigern.

Aus der Bundestagsdrucksache 16/
7967 vom 1.2.2008:
"Nach den Ergebnissen der vom Bun-
desministerium der Justiz in Auftrag
gegebenen Untersuchung „Legalbewäh-
rung nach strafrechtlichen Sanktio-
nen“ (. . . ) lag die Rückfallquote nach
einer Jugendstrafe ohne Strafausset-
zung zur Bewährung bei 77, 8 Prozent,
nach einer Jugendstrafe mit Strafaus-
setzung zur Bewährung bei 59, 6 Pro-
zent (. . . ) . "

Und: Vergessen Sie, dass Knäste mit
Mörder_innen und Vergewaltiger_
innen gefüllt sind. Die sitzen (soweit
sie nicht in Uniform töteten) zwar
auch dort, aber überwiegend bestra-
fen Gefängnisse Menschen, die gegen
Staat, Eigentum, und die öffentliche
Ordnung agierten:

". . . nur jeder vierte der in einem Ba-
den-Württembergischen Gefängnis ein-
sitzenden Jugendlichen ein Tötungs-
delikt, eine schwere Körperverletzung
oder eine Straftat begangen hatte, bei
der ein Schaden von über 2500 Euro
angerichtet wurde. " (FR, 21.11 .2006,
S. 10)

Es besteht eine zehn Mal höhere
Selbstmordrate als außerhalb des
Knastes.

Jeder dritte Inhaftierte der Straf-
anstalt Plötzensee in Berlin sitzt dort
wegen "Schwarzfahrens". Derzeit be-
finden sich an der Spree aus diesem
Grund rund 1000 Menschen hinter
schwedischen Gardinen.
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ihn wütend mit dem Auto – und so
musste Dennis Stephan mit ausge-
dachten Stories aus dem Verkehr ge-
zogen werden (nicht nur wortwört-
lich) . Die Spielchen sind bekannt. Der
Gießener Polizei ist bereits offiziell
bescheinigt worden (vom OLG
Frankfurt) , dass sie Methoden aus
dem Dritten Reich benutzt und sich
Straftaten ausdenkt, um politische
Gegner_innen mundtot zu machen.
Das war nicht nur bei Georg Büchner
so, sondern erfolgt auch heute.
Ein ganzes Buch ist gefüllt mit den
Fällen – „Tatort Gutfleischstraße“.
Zudem gibt es eine Ton-Bilder-Schau
auf DVD dazu (beides:
www.aktionsversand.de.vu) .
Mehr: www.fiese-tricks.de.vu

Was bleibt?

Es ist unwahrscheinlich, dass die Eli-
ten, denen die jetzige Situation nützt,
diese selbst ändern werden. Ebenso
ist unwahrscheinlich, dass Appelle,
Unterschriftenlisten oder das Motzen
am Stammtisch helfen.

Wer eine bessere Welt will, muss da-
für kämpfen. Dazu laden wir ein.

Oscar Wilde schrieb:

"Mit der autoritären Gewalt wird die
Justiz verschwinden. Das wird ein
großer Gewinn sein – ein Gewinn von
wahrhaft unberechenbarem Wert.
Wenn man die Geschichte erforscht,
nicht in den gereinigten Ausgaben, die
für Volksschüler und Gymnasiasten
veranstaltet sind, sondern in den ech-
ten Quellen aus der jeweiligen Zeit,
dann wird man völlig von Ekel erfüllt,
nicht wegen der Taten der Verbrecher,
sondern wegen der Strafen, die die Gu-
ten auferlegt haben; und eine Gemein-
schaft wird unendlich mehr durch das
gewohnheitsmäßige Verhängen von
Strafen verroht als durch das gelegent-
liche Vorkommen von Verbrechen.
Daraus ergibt sich von selbst, daß je
mehr Strafen verhängt werden, umso
mehr Verbrechen hervorgerufen wer-
den, . . . "

Knast

Sven-David Müller

Gesundheitsrisiko Heilfasten
(2009, Schlütersche in Hannover, 96 S., 12,90 €)
Das Buch ist eine notwendige Gegendar-
stellung zum Klamauk um das Fasten.
Präzise und anschaulich werden die ge-
sundheitlichen Gefahren zusammenge-
tragen sowie, sehr praktisch, Alternati-
ven für all die benannt, die Heilfasten als
Weg zum Schlank- oder Gesundwerden
(bzw. -bleiben ) ansehen. Ihnen sei das
Buch empfohlen als Anregung – aber
auch mit der Warnung, die für alle Pro-
Fasten-Bücher auch gilt: Wohlbefinden
und Gesundheit sind Definitionssache
und hängen vor allem davon ab, wie sich
ein Mensch fühlt, hängen lässt oder wil-
lensstark ist usw. Das wird im vorliegen-
den Buch in den Hintergrund gedrängt -
schade eigentlich. Denn der wichtigste
Grund gegen die Heilslehre Fasten ist,
dass es alles nur Glaubensfragen sind –
und sie deshalb auch wirken können wie
jedes Ritual, was nutzlos wäre, wenn es
nicht den eigenen Willen bestärken wür-
de, der die eigentliche Kraft ist. Der
bräuchte das Tamtam rundherum nicht.
Aber es muss auch nicht schaden ...

Maximilian E. Helmholdt

Mensch, hilf Dir selbst !
(2006, R.G. Fischer in Frankfurt, 93 S., 9,90 €)
Es gibt viele Gründe, an der Schulmedizin
oder zumindest ihrem Anspruch auf
Wahrheit zu zweifeln. Nicht erst die
Skandale um Korruption bei Organtrans-
plantationen und Operationen zum Geld-
verdienen zeigten, dass unter kapitalis-
tischen (wie unter anderen herrschaftli-
chen) Bedingungen alles zur Gefahr für
Mensch und Umwelt wird. Doch Kritik und
Gegenentwürfe brauchen trotzdem
mehr als bloße Beschreibungen und Be-
hauptungen. Das vorliegende Buch ist ei-
ne Art Zusammenfassung des "großen"
Gesundheits-Konz – wenn auch (zum
Glück) ohne die ständigen, vornehmlichen
weiblichen Nacktbilder. Ein Buch frei von
Quellen und Hinweisen, woher das darge-
stellte Wissen stammt, kann nur die er-
reichen, die glauben wollen. Skeptischen
Blicken hält es so von Beginn an nicht
Stand.

Thomas Szasz

Geisteskrankheit
– ein moderner Mythos
(2013, Carl Auer in Heidelberg, 331 S., 44 €)
Das Werk ist die aufgefrischte, d.h. er-
gänzte und überarbeitete Auflage eines
Klassikers, der schon 50 Jahre auf dem
Buckel hat und damals den herrschenden
Diskurs über die scheinbar diagnostizier-
baren, d.h. "wahren Krankheiten des
Geistes" in Frage stellte. Auch wenn heu-
te so einiges neu und anders gedacht
wird – der Mythos der sauberen Unter-
scheidbarkeit von "krank" und "gesund"
lebt immer noch, wenn auch moderni-
siert. Dem tritt Szasz nun erneut ent-
gegen – mit brillianter Sprache und Argu-
mentation. Nur einen Fehler macht er: Er

glaubt, dass die diskursive Steuerung
des Wahrheitsregimes in der Gesell-
schaft, zu der der Glaube an die Einteil-
barkeit von "krank" und "gesund" gehört,
nur für "seinen" Bereich existiert, wäh-
rend es andernorts sauber zugeht. Ex-
plizit nennt Szasz die Frage der körperli-
chen Gesundheit und den Strafvollzug –
und irrt dort, genau so, wie die irren, die
Geisteskrankheit als etwas Eindeutiges
annehmen.

Herbert Pelzl

Keine unnötigen Operationen!
(2008, R.G. Fischer in Frankfurt, 116 S., 10,80 €)
Das Buch listet Fälle und Gründe auf, we-
gen denen überflüssigerweise an Men-
schen herumgeschnippelt wird. Das
Spektrum reicht von übertriebener
Angst bei Chirurgen, die lieber einmal
mehr als einmal weniger operieren (z.B
bei entzündetem Blinddarm oder Ra-
chenmandeln), bis zu überflüssigen Kai-
serschnitten, u.a auf Wunsch der Pati-
ent_innen. In einem Kapitel werden Tipps
gegeben, wie bei anstehenden Operatio-
nen verfahren werden kann.

Gaby Guzek

Patient in Deutschland
(2008, Humboldt in Hannover, 224 S., 14,90 €)
Ein Buch voller Zahlen und Hintergrundin-
formationen: Aus einer eher schulmedi-
zinischen, aber kritischen Perspektive
werden Gesundheitspolitik, Gerüchte und
Nachrichten aus Arztpraxen, Kranken-
kassen usw. kritisch hinterfragt. Immer
wieder finden sich Beispielberichte aus
der Praxis in den Kapiteln – die Empörung
der zitierten Betroffenen und der Buch-
autorin sind unübersehbar. Die Grenze
des Buches ist bei der grundsätzlichen
Akzeptanz von Schulmedizin und wirt-
schaftlicher Effizienz deutlich zu spüren.
Insofern ist das Werk nur eine Teilkritik
der Verhältnisse.

Sonia Mikich

Enteignet
(2013, C. Bertelsmann in München, 351 S., 9,99 €)
Bekanntheit hilft heute auch nicht mehr
gegen den übermächtigen Mechanismus
in dieser Gesellschaft – dem Zwang,
profitabel zu sein. Die Journalistin Mikich
hat das selbst erlebt, als sie im Kran-
kenhaus zu einer bloßen Nummer wurde.
Handeln und Entscheidungen der Ärz-
t_innen und des Personals waren von
wirtschaftlicher Effizienz und von dem
Streben geprägt, Behandlungen so
durchzuführen, dass Geräte und Räume
optimal ausgelastet sind und maximal
viel Geld abgerechnet werden kann. Mi-
kich erzählt ihre eigene Geschichte und
hat dann viele weitere recherchiert. Das
Buch schockiert, ist aber doch weder
neu noch überraschend. Vielleicht dient
es als Lektüre an manchem Kranken-
bett, während drumherum der Wahnsinn
des Kapitalismus weitergeht. Protestlos
– versteht sich.

Rezensionen zu "Gesundheit"
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Der GroKo-Mindestlohn zementiert

den Niedriglohnsektor

Oliver Rast Die publizistischen
Flaggschiffe der bundesdeutschen
„Qualitätspresse" schlagzeilten je-
weils differenziert: „Warnung vor
Ausnahmen beim Mindestlohn", so
titelte die Süddeutsche Zeitung in
ihrem Aufmacher am 20.1 .2014.
Einen Tag später urteilte die
Frankfurter Allgemeine Zeitung mit
der Überschrift „Kein Mindestlohn
für Azubis. Gutachten: Ausnahmen
sind rechtlich möglich".

Die Presseveröffentlichungen zei-
gen auf, dass der im Koalitionsver-
trag von SPD und CDU/CSU ver-
einbarte allgemeine gesetzliche
Mindestlohn von 8,50 € weiterhin
kontrovers nachverhandelt wird.
Hintergrund dieses medialen Echos
ist eine Expertise, welche der

Wissenschaft-
liche

Dienst des Deutschen Bundestags
im Auftrag der Grünen-Arbeits-
marktexpertin Brigitte Pothmer an-
gefertigt hat und in der es um po-
tentielle Ausnahmeregelungen im
anvisierten Mindestlohngesetz
geht.

Innerhalb der linksgewerkschaftli-
chen, (anarcho-)syndikalistischen
und unionistischen Szenerie be-
ginnt eine Diskussion darüber, dass
der Mindestlohn in seiner vorgese-
henen regierungsamtlichen Ausge-
staltung zu einer dauerhaften Eta-
blierung eines Niedriglohnsektors
führen muss. Dieser „Nebeneffekt"
ist weder zufällig noch ungewollt . . .

Unterhöhlung des Mindestlohns

Seit Beginn der Mindestlohndebatte
treten die Vereinigungen aus dem

Arbeitgeberlager und ihre lob-
byistischen Vorfeldstruk-

turen in die Arena, um
die Diskurshoheit zu
erlangen und er-
weiterte Aus-
nahmerege-
lungen zu
verlan-
gen,
die
die
All-

gemeinverbindlichkeit eines Min-
destlohns systematisch unterlaufen.
Der gebetsmühlenartig präsentier-
te Vortrag von „negativen Beschäf-
tigungseffekten" bei Einführung ei-
nes Mindestlohns von Vertreterin-
nen der neoklassischen Arbeits-
markttheorie findet allerdings im-
mer weniger Zuhörerinnen, da ih-
nen schlicht die empirische Be-
weiskraft fehlt.

Die Unterhöhlung des Mindest-
lohns durch ein Ausnahmebündel
findet bereits im GroKo-Vertrag
seinen Ausdruck; ehrenamtliche
Tätigkeiten, Praktikantinnen, die
noch studieren, zur Schule gehen
oder sich in einer Berufsausbildung
befinden, sollen nicht unter diese
Regelung fallen. Das Einfallstor für
eine Aufweichung dieser gesetzli-
chen Initiative der „schwarz-roten"
Lohnregulierung ist demnach weit
geöffnet.
Im Vertragswerk der Großkoalitio-
närlnnen ist vorgesehen, dass Ab-
stufungen nach unten beim Min-
destlohngesetz bis zum 31 .12.2016
„durch Tarifverträge repräsentati-
ver Tarifpartner auf Branchenebe-
ne" möglich sein sollen und erst ab
01 .01 .2017 der bundesweite ge-
setzliche Mindestlohn „uneinge-
schränkt" gelten soll. Diese Tarif-
öffnungsklausel soll für bereits ab-
geschlossene wie für noch
abzuschließende Tarifverträge gel-
ten. Dem GroKo-Vertrag zufolge soll
erstmals zum 10.06.2017 mit Wir-
kung zum 01 .01 .2018 von einer
„Kommission der Tarifpartner" die
Lohnhöhe „überprüft" und „gege-
benenfalls angepasst" werden.

Die bayerische Wirtschaftsministe-
rin Ilse Aigner argumentiert, Schü-
lerinnen, Studierende und Rentne-
rinnen mit einem Zuverdienst sei-
en anders zu behandeln als
Arbeitnehmerinnen, die mit einer
Vollzeittätigkeit ihren Lebensun-
terhalt bestreiten. Die Entlohnung
saisonal Beschäftigter dürfte
hierbei besonders strittig sein.
Mit dieser „Zubrot-These" atta-
ckiert die CSU das verfassungs-

Knast
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Oliver Rast ist momentan in
der JVA Tegel inhaftiert. Er war in
den letzten Jahren in der basisgewerk-
schaftlichen Bewegung engagiert und Mit-
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Der schwerfällige Apparat des DGB
kam erst durch inneren Druck der
Mitgliedsbasis und äußere Anschü-
be in einen zögerlichen Bewegungs-
zustand. Letztlich konnte sich der
DGB dieser gesellschaftspolitischen
Debatte nicht mehr verschließen
und verkündete auf dem Bundes-
kongress 2006 eine Initiative zur
Durchsetzung eines Mindestlohns.
Der damals mit 7,50 € taxierte Min-
destlohn wurde auf dem DGB-Bun-
deskongress 2010 auf den Level von
8,50 € angehoben. Ein Level, mit
dem das viel diskutierte Armutsrisi-
ko nicht minimiert, sondern de facto
zementiert wird.

Von der Kritik des

Mindestlohns zur Abschaffung

des Lohnsystems

Aus dem bisher Skizzierten geht
hervor, dass ein Mindestlohnsatz
von 8,50 € keinesfalls den Niedrig-
lohnsektor abschafft, sondern die-
sen nach unten hin reguliert. Der
Mindestlohn nimmt mehr den Cha-
rakter einer kargen „Fürsorgeleis-
tung' ' ein, als dass er einen Min-
deststandard fixiert, der Lohnab-
hängige vor Lohndumping und
Hungerlöhnen real bewahrt. Der
Mindestlohn kann zudem zu einer
Art Lohnleitlinie für Tarifverhand-
lungen werden, nach der Löhne
oberhalb dieser Marke als „zu hoch"
gelten.

Wie unzureichend der geplante
Mindestlohn von 8,50 € ist, zeigt al-
lein, dass die Niedriglohngrenze
nach OECD-Kriterien (Lohn unter-
halb von zwei Dritteln des mittleren
Einkommens) zurzeit in der BRD im
europäischen Vergleich bei knapp
über 9,50 € liegt. Etwa 24% der
Vollzeitbeschäftigten erhält ein Sa-
lär unterhalb der OECD-Niedrig-
lohngrenze und etwa 17% der
Lohnabhängigen muss mit weniger
als 8,50 € brutto in der Lohntüte
auskommen, was etwa 5,6 Mio. Be-
schäftigte sind.

Sollten diese zur Disposition ste-
henden Ausnahmen bei einer Lohn-
untergrenze greifen, dann wäre laut
einer Studie des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) der DGB-nahen Hans-Böckler-
Stiftung mehr als ein Drittel der im
Niedriglohnbereich Beschäftigten
von dem Mindestlohnkompromiss
ausgeschlossen.

Die Debatte um die Lohnhöhe be-
wegt sich vornehmlich am unteren
Ende der Lohnskala und verdeckt
dabei legitime Forderungen nach
einem Ausgleich des permanenten
Reallohnverlustes. Einen Effekt
kann die Mindestlohndebatte aber
auslösen, wenn eine Kontroverse
um die „Ware Arbeitskraft" insge-
samt einsetzt. Die „doppeltfreien"
Lohnarbeiterinnen veräußern ihre
Arbeitskraft unter Marktbedingun-
gen zum Tauschwert an die Eigen-
tümerinnen der Produktionsmittel
und erhalten für ihren Einsatz
einen um den Mehrwert reduzier-
ten Lohn. Der Ur-Konflikt zwischen
Arbeit und Kapital ist auf ein Neues
virulent. Die Konfliktstrategie der-
jenigen, die außer dem Verkauf ih-
rer Arbeitskraft nichts abzusetzen
haben, ist klar: Dabei geht es in ei-
nem ersten Schritt um das Hoch-
treiben des Preises für den Ver-
brauch menschlicher Arbeitsleis-
tung, um in einem zweiten Schritt
eine generelle Infragestellung des
kapitalistischen Lohnsystems ein-
zuleiten.

rechtlich geschützte Gleichheitsge-
bot, wie es seitens der parlamenta-
rischen Linken heißt. Schützenhilfe
bekommt sie in diesem Falle von
den Bundestagsjuristlnnen, da ins-
besondere bei Rentnerinnen und
Studierenden Ausnahmen eine
„verfassungsrechtlich relevante Un-
gleichbehandlung darstellen" könn-
ten. Diesen Personen kann nicht oh-
ne weiteres der Arbeitnehmerinnen-
Status verwehrt werden, weil sie
ihre Arbeitskraft gegen Entgelt zur
Verfügung stellen.

Gewerkschaftliche

Mindestlohndebatte
Die Internationale Arbeitsorganisa-
tion (ILO), eine Sonderorganisation
der UN, formulierte bereits 1970
für ihre mehr als 180 Mitgliedsstaa-
ten eine Absichtserklärung zur Ein-
führung von Verfahren zur vertrag-
lichen Festlegung von Mindestlöh-
nen. Diese Empfehlung, die von der
Mehrheit der Staaten des hochin-
dustrialisierten Nordens angenom-
men wurde, spielte offenbar für Ge-
nerationen in der Schaltzentrale des
DGB keine wesentliche Rolle. D.h.
im Klartext, dass Frauen, Jüngere,
Geringqualifizierte, Lohnabhängige
ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung sowie Teilzeitbeschäftigte in
den von Niedriglöhnen betroffenen
Branchen des Gastgewerbes, der
Landwirtschaft und des (Einzel-)
Handels nicht ins Blickfeld eines
gesteigerten gewerkschaftlichen
Engagements geraten konnten.

Eine politisch-parlamentarische Re-
gulierung der Lohnentwicklung in
der BRD galt jahrzehntelang als ein
unantastbares Tabu. Selbst die sozi-
alpartnerschaftlichen Einzelge-
werkschaften, die sich unter dem
Dach des DGB organisieren, wider-
setzten sich einer gesetzlichen Ver-
ankerung von Lohnhöhen bzw.
Lohnuntergrenzen. Vorreiterin einer
Popularisierung des Mindestlohns
innerhalb des DGB war die Einzel-
gewerkschaft NGG, die für das Aus-
handeln der besonders prekären
Beschäftigungsverhältnisse in der
Hotel- und Gaststättenbranche zu-
ständig ist. Die IG BCE und die IG
Bau traten hartnäckig als innerge-
werkschaftliche Gegner einer sol-
chen Minimumregelung des Ar-
beitsentgelts auf und bevorzugten
stattdessen branchenspezifische
Lösungsmodelle mit den Inhaberin-
nen der Produktionsmittel.

Knast

Anzeige
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"Im Namen des Volkes"
– Teil I/2014

André Moussa Ich geh ins Jahr 4
und auch dieses Jahr wird eins von
Willkür und Repressalien sein! Ich
kämpfe als sozial-politischer Ge-
fangener seit Jahren für die Belan-
ge und Rechte von Gefangenen
(außer den Rechten) . . .und wurde
dafür mit Willkür überzogen, die
sich nun auf dem Höhepunkt befin-
det.

Das Betreuungsverfahren des AG-
Krefeld (Aktenzeichen: 55 XVII -
SCH - 13726) wurde auf Antrag der
Anstaltsleitung eingereicht, um
mich nun so „mundtot“ zu bekom-
men. Es gibt Stimmen, die sagen,
sie haben das in 30 Jahren Anti-
Knast-Arbeit nicht erlebt. Selbst
die, die mich unterstützen – wie
„die Stimme der Gefangenen“ aus
Wuppertal, der Schauspieler Uwe
N., um nur eine Stimme zu nennen.

Mein Widerstand wird
im Jahre 2014 voll
darauf ausgerichtet
sein, gegen die
Psychiatrisierung
von Gefangenen
anzugehen. Da-
her auch mein
Solidaritätshun-
gerstreik für den
Politiker der Lin-
ken Dennis Ste-
phan aus Gießen,
den man zwangsein-
gewiesen und nach 5
Monaten entlassen hatte
(siehe junge welt 23.12.13).
Auch um euch da draußen ein Zei-
chen des Widerstandes zu zeigen,
habe ich einen befristeten Hunger-
streik von 3 Tagen gemacht (1 .1 . -
3.1 .2014). „Gerne“ hätte ich 4 Wo-
chen gemacht, doch da weder die
Presse darüber berichtete, noch ich
sonst Unterstützung erhalte, habe
ich gesagt – OK – um Dennis Ste-
phan mein Mitgefühl zu zeigen
werde ich 3 Tage Hungerstreik ma-
chen, auch auf die Gefahr hin, dass
man mich angeht von Seiten der
Anstaltsleitung, Arzt, man wartet
doch nur auf den einen bestimmten
Fehler von mir, um mich richtig zu

foltern! Denn Folter ist nicht nur
mit körperlichen Schlägen – Nein! –
gerade die Methoden des Gefäng-
nisses, das damit beginnt, dass du
nichts an extra Besuchsmöglichkei-
ten bekommst bis hin zu willkürli-
chen Maßnahmen von Seiten der
Grünen.. .

Aber ich rufe auch auf uns zu un-
terstützen gegen das Abzockerun-
ternehmen TELIO, die uns nicht nur
mit absoluten marktgerechten Mi-
nutenpreisen abzocken, nein, auch
erhalten wir weiterhin keine
schriftlichen Belege über die Ver-
bindungsdaten, was wieviel kostet,
denn man sagt hier BRD-weit 20
Cent, ins Handynetz 70 Cent, doch
beim Ausland können es je nach
Land auch mal 3 Euro pro Minute
sein! Gerade ausländische Gefan-
gene, die keinen Besuch erhalten,

die auf das Telefonieren
angewiesen sind, sind
davon betroffen und
müssen von ihrem
Taschengeld dann
30 € oder mehr
stehen lassen,
sodass sie kein
Geld haben für
die täglichen
Dinge des Le-
bens, die dem
Gefangenen zu-
stehen. Denn der

Knast gibt keinen
Zucker, Kaffee o.ä.

Getränke, von Genuss-
mitteln allgemein nichts und

das Essen – selbst bei der Tafel
würde man wohl nicht mehr so vie-
le „Besucher“ täglich haben, wenn
man ihnen „solch“ ein Essen anbie-
tet! (Was keine Kritik an Menschen
sein soll, die zur Tafel gehen.. . )
Auch wünsche ich mir Solidarität
zwischen den Gefangenen, denn in
den letzten Jahren ist es so schlimm
geworden, dass selbst Gefangene
aus den Türen zu den Schließern
brüllen (wenn z.b. jemand Protest
macht) „haut den doch mal auf die
Schnauze, damit der ruhig ist! “
Es ist unfassbar, dass Gefangene
nach Grünen brüllen, um einen Ge-

fangenen zu schlagen.
Bei den Anti-Knast-Tagen im No-
vember (15. - 17.1 1 .13) in Bielefeld
wurde wieder viel geredet – und
welchen Erfolg hat es gebracht?
Daher rufe ich auch euch draußen
auf: Unterstützt wen ihr kennt,
sucht Kontakte zu Gefangenen-
hilfsorganisationen. Diese haben
immer Listen, wo ihr euch die eine
oder andere Adresse von Gefange-
nen besorgen könnt (z.B. Rote Hil-
fe, Lichtblick – Gefangenenzeitung
aus Berlin). Wir brauchen euch da
draußen zum Veröffentlichen von
Solidaritätsaufrufen, Texten, bei
Veranstaltungen, um auf die Lage
der Gefangenen aufmerksam zu
machen. Denn wir leben nicht in
„Hotel-Suites“. Laut BILD im No-
vember 2013 haben Gefangene in
Bayern ein Leben wie im Hotel (das
muss man sich vorstellen, Bayern
hat eines der wildesten Strafvoll-
zugsgesetze überhaupt)! Naja,
BILD eben ;-) aber leider VOLKES-
Stimme! ! der Idioten!
Zudem rufe ich zum Kampf der Ge-
fangenen auf, gegen die Verskla-
vung durch Privatunternehmen!
Wehrt euch, klagt, beschwert euch
– sei es öffentlich, Presse, Justizmi-
nisterium, denn ihr zahlt keinen
Cent an Rentenversicherung, und
glaubt mir, ihr werdet jeden Tag
bereuen der euch später im Leben
fehlt, macht eure Augen auf, seht
doch wie die Altersarmut ansteigt
in der BRD! Wollt ihr die nächsten
sein? Ihr arbeitet für OPEL, MIELE,
HARIBO, vor allem selbst die Ge-
werkschaft lässt von Gefangenen
Fähnchen kleben! Der DGB müsste
dafür angeklagt werden von euch,
denn sie sind die Gewerkschaft, die
sich gerade gegen solche Unrechte
einsetzt und lässt selbst Gefangene
für sich arbeiten, wo sie wissen,
dass weder Löhne korrekt sind,
noch Rentenbeiträge gezahlt wer-
den.¹ Wie blind seid ihr Gefangenen
eigentlich oder sagen wir es so,
warum lasst ihr euch eigentlich so
dressieren von diesem System, was
euch nichts bietet, nur eines: „Aus-
beutung“, Vernichtung eurer sozia-
len Bindung nach draußen! Denkt

Knast

Ihr arbei-
tet für OPEL,

MIELE, HARIBO,
vor allem selbst die

Gewerkschaft lässt von
Gefangenen Fähnchen

kleben! Der DGB
müsste dafür ange-
klagt werden von

euch.. .

Solidarität mit dem sozial-politischen Gefangenen
André Borris M.á Moussa Schmitz
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für Gefangene. DANKE! ! !
Und aus der ganzen Redaktion
„Ratgeber für Gefangene“ beson-
ders dir, Elemer!

Schreibt mir wenn ihr wollt, ich
würde mich freuen, da ich jemanden
brauche, der mir hilft eine Face-
bookseite zu warten, meine Stimme
nach draußen BRD-weit zu verbrei-
ten, denn SOLIDARITÄT IST UNSE-
RE WAFFE!
Euch da draußen auch viel Kraft

und Geduld in eurem Kampf. . . .
euer André Moussa. . .

Post an:
André Borris M.á Moussa Schmitz

Gartenstr. 1 – JVA Willich I
47877 Willich

1 ) Antiknasttage in Bielefeld, mit Beiträgen:
http://infoladenanschlag.wordpress.

com/anti-knast-tage/
2) "Knastprodukt des Tages: DGB-Fäh-
nchen": https://linksunten.indyme-

dia.org/en/ node/84616

nach! Auch wenn ihr nicht aktiv
seid in Sachen Politik und Sozial-
Politisches, so könnt ihr dennoch
einen Brief schreiben mit eurem
Protest an Unternehmen, die das
System der Justiz der BRD so aus-
nutzen.  

Ich freue mich auf 2014, auf Ent-
scheidungen in meiner Sache und
auch einen Antrag auf Entlassung
für den 2. März 2014!

Knastkampf ist Klassenkampf!

Auch 2014 rufe ich weiterhin zu eu-
rer Unterstützung auf und bedanke
mich bei allen, die mich bis heute
unterstützen, die für mich draußen
ihre Stimme einsetzen: Danke euch,
Redaktion Ratgeber für Gefangene,
über Uwe N. aus Wuppertal bis hin
zu meinem „Mentor“ Rechtsprofes-
sor J. Feest, dem mein besonderer
Dank gilt für seine tatkräftige Ge-
duld und Unterstützung meiner
Rechtssachen gegen Justiz und aber
auch für meinen Solidaritätskampf

Knast

Anzeige

"Therapieunterbringungsgesetz"

– nachträgliche Sicherungsverwahrung 2.0?

Thomas Meyer-Falk Im Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU, CSU und
SPD steht unter Ziffer 5.1 :
"Zum Schutz der Bevölkerung vor
höchstgefährlichen, psychisch ge-
störten Gewalt- und Sexualstraftä-
tern, deren besondere Gefährlich-
keit sich erst während der Strafhaft
herausstellt, schaffen wir die Mög-
lichkeit der nachträglichen Thera-
pieunterbringung.“¹
Das bisher gültige Therapieunter-
bringungsgesetz (ThUG) wurde im
Eilverfahren als Antwort auf mehre-
re Urteile des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte
(EGMR) geschaffen. Der EGMR
stellte fest, die BRD habe die Men-
schenrechtskonvention verletzt, als
sie zum einen die nachträgliche An-
ordnung der Sicherungsverwahrung
einführte, aber auch, als sie zum
anderen rückwirkend die bis dato
auf 10 Jahre begrenzte (erste) Un-
terbringung in der SV faktisch auf
„lebenslang“ verlängerte.²
In Folge der Urteile aus Strasbourg
kamen dutzende Verwahrte auf frei-
en Fuß. Um angesichts der Medien,
die einige der Entlassenen auf
Schritt und Tritt verfolgten, so dass

der Mob vor deren Wohnungen auf-
zog (exemplarisch die Vorgänge in
Insel³), solche Freilassungen künf-
tig zu vereiteln, wurde vom Bun-
destag ein Gesetz beschlossen, wel-
ches die weitere Inhaftierung er-
möglicht, sofern auf Grund eines
Urteils des EGMR feststeht, dass
die bisherige Inhaftierung men-
schenrechtswidrig ist.
Da im Zuge einer Reform zumindest
teilweise die nachträgliche SV ab-
geschafft wurde, will nun der Ge-
setzgeber das ThUG ausweiten, und
damit die vom EGMR für men-
schenrechtswidrig erklärte nach-
trägliche Verhängung der Siche-
rungsverwahrung unter neuem Na-
men wieder einführen.
Hiergegen formiert sich Widerstand
aus der Fachwelt⁴: 39 ProfessorIn-
nen, AnwältInnen [auch Richter und
ein Staatsanwalt], SozialarbeiterIn-
nen und ein Pfarrer lehnen mit
Nachdruck diese Pläne ab. In ihrem
Offenen Brief⁴ bringen sie ihre zehn
zentralen Kritikpunkte vor:
Die Pläne der Koalition seien unter
anderem evident menschenrechts-
widrig, es sei auch gar nicht mög-
lich, zuverlässig zu entscheiden,

wer tatsächlich „gefährlich“ und
wer „ungefährlich“ sei. Die nach-
trägliche Unterbringung würde
durch die Haft bedingte psychische
Schäden durch weitere Freiheits-
entziehung bestrafen, das Klima in
den Gefängnissen würde sich (wei-
ter) verschlechtern. Außerdem
würden psychisch Kranke stigma-
tisiert, da hier ein Missbrauch der
Psychiatrie erfolge, da psychische
Krankheit mit Gefährlichkeit
gleichgesetzt werde.

(Dieser Artikel wurde gekürzt)

Thomas Meyer-Falk
c/o JVA (Sicherungsverwahrung)

Hermann-Herder-Str. 8
D-79104 Freiburg

1 ) S.145 www.tagesschau.de/inland/koali
tionsvertrag136.pdf

2) www.abc-berlin.net/thomas-meyer-
falk-urteil-zur-sicherungsverwahrung

3) www.abc-berlin.net/thomas-meyer-
falk-hetzjagd-in-insel-sachsen-anhalt

4)www.strafvollzugsarchiv.de/index.php
?action=archiv_beitrag&thema_id=

4&beitrag_id=667&gelesen=667

Ein Interview dazu: www.taz.de/Sicher
ungsverwahrung !131306/
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Fat is a feminist issue
oder: ein guter Grund, Susie Orbach und

die zweite Frauenbewegung in Ehren zu halten

Nach zwei früheren Büchern über Ess­
sucht und Magersucht1 klagt die Femi­
nistin erneut das bestehende Schön­
heitsideal, Körpernormierung und de­
ren fatale Folgen vor allem für Frauen
mit einer schlichten, aber prägnanten
These an: Wir leben in einer »Epoche
der Destabilisierung des Körpers«, in
der Probleme mit dem Körper nicht al­
lein Ausdruck und Ventil psychischer
Ängste und Konflikte sind (wovon die
Psychoanalyse traditionell ausgeht);
sondern die Angst und Unsicherheit
mit dem Körper ist selbst das Problem,
und die Zahl derer, die ihren Körper
nicht als zu sich zugehörig empfinden,
wächst stetig. Das heißt: Die Gesell­
schaft – betont sei hier die Rolle der
Familie als die tragende Instanz des
»Verkörperungsprozesses« – struktu­
riert unsere Körperlichkeit auf eine
krankhafte Weise, die psychische
Sehnsüchte und emotionale Konflikte
hervorbringt, die sich nicht allein auf
somatischer Ebene äußern, sondern
von vornherein auf den Körper bezo­
gen sind. Damit droht eine selbstver­
ständliche und stabile Körperlichkeit,
in der man das eigene Selbst verorten
kann, zu verschwinden. Stattdessen
nehmen mehr und mehr Menschen ih­
ren Körper als Belastung wahr und er­
leben ihn als nicht richtig. »Der Körper
[…] verwandelt sich vom Produkti­
onsmittel in das zu Produzierende«:
Das Korrigieren und Perfektionieren
des eigenen Äußeren wird zur alltägli­
chen Aufgabe, der Erfolg dieser Bemü­
hungen stellt die eigene Kompetenz
und Willenskraft unter Beweis. So
wurde die Gestaltung des Körpers in
den vergangenen Jahrzehnten immer

mehr der individuellen Verantwortung
zugeschoben. Gesellschaftliche Aner­
kennung und der Wunsch dazu zu ge­
hören stehen mit der Kompetenz, den
eigenen Körper zu verändern, in enger
Verbindung. So ist es längst kein
Schicksal mehr, ein haariges Muttermal
auf der Schulter sitzen zu haben oder
stark kurzsichtig zu sein; wer hier nicht
Skalpell oder Laser ihres korrektiven
Amtes walten lässt, ist selber schuld
und quasi asozial. Jene Form der
Selbstkompetenz kooperiert hervorra­
gend mit der neoliberalen Ideologie,
derzufolge allein die eigene Leistung
zählt und jeder und jede dafür die
gleichen Voraussetzungen mitzubrin­
gen hat. Das Schlimme ist, dass dieser
gesellschaftlich geforderte Umgang mit
dem eigenen Körper – wie in kulturin­
dustriellen Verhältnissen nun einmal
üblich – sich in die individuelle Be­
dürfnisstruktur einfrisst. Davon ausge­
hend kritisiert Orbach ein gegenwärtig
prominentes, postmodernes Körper­
verständnis für dessen illusionäres
Weltbild des grenzenlosen Individua­
lismus: Die Postmoderne reduziere den
Körper auf ein beliebig bearbeitbares
Konstrukt. Jede und jeder kann ihren /
seinen Körper demnach so formen und
verändern, wie es für sie / ihn am bes­
ten ist. Das mag in einem bestimmten
Rahmen und in vielen Fällen zutreffen;
aber das erforderliche Opfer ist groß.
Die Verheißung von der individuellen
Wahlfreiheit, die einige postmoderne
Ansätze zelebrieren, »ist unzulänglich,
wenn es um die Bedürfnisse des post­
industriellen Körpers geht.« Orbach
setzt ihm eine psychoanalytische Be­
trachtungsweise entgegen, die die Le­

ser_innen daran erinnert, dass es die
Spannung zwischen Indivuduum und
Gesellschaft zu retten gilt durch die
Stärkung des Subjekts – nicht durch
seinen Zerfall in Tausende von Identi­
täten. Es gilt, die allgegenwärtigen An­
griffe auf die innersten Strukturen des
Individuums zu kritisieren – nicht, Ver­
hältnisse zu affirmieren, in denen auch
ästhetisch bislang vernachlässigte Kör­
perteile wie das Knie einer Schönheits­
operation unterzogen werden können.

Anhand sehr rührender Beispiele wird
die Reichweite deutlich, die die gesell­
schaftlichen Bedingungen für die Kon­
stitution des Körperselbst haben. Ex­
trembeispiele aus der therapeutischen
Erfahrung der Autorin geben rasch zu
erkennen, dass diese Extreme nur die
Spitze des Eisbergs Normalität darstel­
len. Orbach berichtet von Patient_in­
nen, die aufgrund ihrer speziellen Si­
tuation und Sozialisationserfahrungen
an psychosomatischen Erkrankungen
litten, etwa Wachstumsstörungen, Bu­
limie oder Kolitis. Allen gemeinsam
war der Hass auf ihren Körper, der sich
falsch anfühlte, und den sie sich in ei­
nem mehrjährigem Prozess unter the­
rapeutische Behandlung in einen neu­
en Körper umschaffen mussten, der ihr
eigener war.

Mit Bezug auf aktuelle Forschungen in
der Entwicklungspsychologie wird ver­
deutlicht, wie zentral die frühkindliche
Entwicklung für die Strukturierung des
Körpergefühls ist und was während
dieser Zeit schon alles schiefgehen
kann. Kinder erfahren in ihren ersten
Jahren einen komplexen Cocktail an

Katja und Korinna Das gesellschaftlich
vorherrschende Schönheitsideal ist
scheiße, darüber sind sich alle einig.
Demzufolge bedürfte es der näheren
Betrachtung nicht – oder?
Bodies – Schlachtfelder der Schönheit,
das neue Buch der Psychotherapeutin
Susie Orbach, macht das Ausmaß
deutlich, das der Körperfetisch gegen­
wärtig erreicht hat, und führt die Not­
wendigkeit vor Augen, eine Debatte
darüber zu forcieren. Obwohl es sich in
gesellschaftskritischen Kreisen um eine
Binsenweisheit handelt, dass der Kör­
per als Arbeits­ und Freizeitobjekt eine

wichtige Rolle im Vergesellschaftungs­
prozess innehat, stehen einem beim
Lesen doch regelmäßig die Haare zu
Berge: Die Hälfte der jungen Koreane­
rinnen unterzieht sich einer Augen­
operation, die das Lid westlichen Stan­
dards anpasst; ein US­Amerikaner /
eine US­Amerikanerin gibt durch­
schnittlich fast 2$ am Tag für Diätpro­
dukte aus; und mit 160 Milliarden
Dollar Jahresumsatz schaffte es die
Schönheitsindustrie 2005 immerhin
auf ein Drittel des Umsatzes der
Stahlindustrie. Dieses wirtschaftliche
Wachstum wäre an sich nicht sehr er­

staunlich, hat das Kapital doch immer
großen Erfindungsreichtum bewiesen,
was die Erschaffung profitabler Kon­
sumbedürfnisse angeht. Aber diese
Entwicklung ist in einem besonderen
Zusammenhang zu sehen: als Aus­
druck einer Vermittlung des spätkapi­
talistischen Subjekts zu seinem Körper,
die immer konfuser und bewusstloser
anmutet. Deswegen möchten wir im
Folgenden Orbachs Buch besprechen –
um einige Aspekte daraus für eine lin­
ke, feministische Gesellschaftskritik
fruchtbar zu machen sowie Lücken in
der linken Debatte aufzuzeigen.



grünes blatt » Frühjahr 2014 39

den Arbeitstag hangeln. Eine den Be­
dürfnissen des Körpers angemessene
Regulierung von Hunger und Sättigung
sowie ein intuitiver, lustbetonter Um­
gang mit dem eigenen Gewicht werden
durch diese Tendenzen immer schwie­
riger.

Die bloße Feststellung, dass das
Schönheitsideal scheiße und entweder
zu negieren oder subversiv zu unter­
laufen ist, mag richtig sein; sie wird
der Reichweite der Problematik und
seinen Folgen vor allem für Frauen je­
doch nicht gerecht.

Weiblichkeit und Körperlichkeit
Der Kampf, den die Mehrheit der
Frauen hinsichtlich Körper und Schön­
heit austrägt, ist bester Beweis dafür,
dass wir das Modell der patriarchalen
Gesellschaft noch nicht überwunden
haben, in dem Frauen nun einmal ten­
denziell die Arschkarte gezogen haben.
Wie auch, wenn die Binarität der Ge­
schlechter und die sexistische Ideologie
konstitutiv für den Kapitalismus sind?2

In der kapitalistischen Moderne ist es
unumgänglich, den eigenen Körper als
zu beherrschenden, zu formenden so­
wie als gewinnbringend zu verwerten­
den Besitz zu betrachten; ein solches
Körperverständnis geht notwendig
einher mit der Herausbildung des Sub­
jekts. Das moderne Subjekt setzt sich
von frühester Kindheit an in ein ver­
dinglichtes Verhältnis zu seinem Kör­
per, es kann nicht ganzheitlich als Kör­
per, Psyche und Geist gleichermaßen
existieren. Der Körper, als Objekt des
Geistes, wird zum Naturverhafteten,
über das der Geist solcherart verfügen
kann und muss, wie am besten Kapital
aus ihm zu schlagen ist. Dieses gewalt­

volle Körperverhältnis des Individuums
aber ist gesondert bei der Konstitution
von weiblichen Subjekten zu betrach­
ten, in denen die Verdinglichung in ei­
nem noch viel konsequenteren Aus­
maß vonstatten geht als in männli­
chen.

Das Konzept vom Menschen als Sub­
jekt ist ursprünglich auf den Mann zu­
geschnitten. Trotz der mannigfaltigen
Transformation der gesellschaftlichen
Stellung der Frau über die Jahrhun­
derte hinweg, die in der westlichen
Welt schließlich zur rechtlichen
Gleichstellung der Geschlechter geführt
haben, sind die Forderungen, die das
(männliche) Subjekt an den (weibli­
chen) Körper stellt, insgesamt nicht
geringer geworden. Die Frau hat nie
aufgehört, in erster Linie Körper zu
sein, respektive Sexualobjekt des Man­
nes und Austrägerin seiner Nachkom­
menschaft; dies bildet die fatale
Grundlage für eine besonders zwang­
hafte Einstellung der Frau zu ihrem
Körper. Mädchen bekommen diese
quasi mit der Muttermilch eingeflößt.
Von kleinauf lernen sie, ihren Körper
nach den Parametern der Schönheit,
Schlankheit und Weiblichkeit abzu­
richten. Weibliche Sozialisation – sie
reicht von der geringeren Stillzeit bis
zum Sexismus in Spielzeuggestalt, der
Barbiepuppe – vermittelt Frauen von
Anbeginn, dass sie auf der Welt sind,
um mithilfe ihres weiblichen Körpers
zum Erfolg zu gelangen und dem Ziel,
diesen zu vervollkommnen, alles an­
dere unterzuordnen. Ihr Körper, das ist
für viele Frauen: eine störrische Masse
Fleisch, Haut, Haar und Knochen, aus
der mit viel harter Arbeit und Selbst­
disziplin eine annehmbare weibliche
Identität erst zurechtgezimmert wer­
den muss.

Der gesellschaftliche Wertmaßstab, an
dem der Erfolg der einzelnen gemessen
wird, bleibt dabei männlich. Er be­
trachtet nämlich nicht nur, ob eine
Frau ordentlich Geld verdient und ne­
benbei Familie und Haushalt versorgt,
sondern ebenso, ob sie bei diesen Tä­
tigkeiten auch gut aussieht (und nicht
etwa nach der zweiten Schwanger­
schaft aus dem Leim geht). So mani­
festiert sich im Umgang mit der eige­
nen Körperlichkeit die hartnäckig fort­
bestehende Doppelbelastung der Frau:
Als kapitalistisches Subjekt muss sie
nicht nur ihre Arbeitskraft zu Markte
tragen, sondern auch einen ihr völlig
fremden Körper.

Auf den Normierungszwang, der mit
der weiblichen Identitätsbildung ein­
hergeht, hat auch die normalerweise so

körperlichen Umgangsweisen vonseiten
ihrer Bezugspersonen. Die Art und
Weise, wie ein Baby berührt wird, ob
angemessen auf seine Mimik und Ges­
tik reagiert wird – all das formt die
Körperlichkeit. Werden die Bedürfnisse
des Kindes regelmäßig missachtet,
empfindet das Kind nicht etwa die El­
tern, sondern bald sich selbst als Pro­
blem. Es kommt zu einer inneren Spal­
tung, bei der es bestimmte Teile seines
Selbst zurückstellt, weil sie in seiner
Umgebung nicht erwünscht sind; die
Konsequenz ist ein unechtes Selbst. Als
entscheidend für die Entwicklung eines

stabilen, positiven Körpergefühls sowie
einer gefestigten Persönlichkeit betont
Orbach z.B. genügend Berührungen,
Wärme sowie ein positives Körperge­
fühl der Bezugspersonen. Diese Ein­
flüsse auf körperlicher Ebene prägen zu
einem entscheidenden Anteil unsere
Gehirnstruktur und damit unsere Per­
sönlichkeit.

Die Stärke des Buches liegt darin zu
zeigen, dass der gesellschaftliche Me­
chanismus der Körpernormierung dem
Individuum auf psychischer und physi­
scher Ebene mehr und mehr Konflikte
aufbürdet. Das globale Schönheitsideal,
von den Massenmedien bis in den letz­
ten Winkel der Welt getragen, setzt sich
in den Bedürfnissen der Einzelnen fest.
Die Frage ist aber nicht die Identität
von gesellschaftlicher Norm und indivi­
dueller Praxis, sondern die Verwirrung
der Bedürfnisse, die sich in der gleich­
zeitig steigenden Vielfalt von Genuss­
mitteln und Diätprodukten äußert. Or­
bach führt hier die Ausbreitung einer
Snackmentalität an, deren Vertreter_in­
nen sich, kostenintensiv und ernäh­
rungsphyiologisch zweifelaft, mittels
Bio­Vollkornkeks und Smoothie durch
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flexible Kulturindustrie keine Antwort.
Sonst so phantasievoll darin, neue
Produktpaletten und Lifestyleformen
auf den Markt zu schmeißen, um der
Illusion vom weiblichen Individualis­
mus neue Nahrung zu geben, scheint
sie für die Sphäre ›ideale Schönheit‹
weiterhin nur eine Schublade übrig zu
haben: Orbach beschreibt, wie sich das
Schönheitsideal der letzten Jahrzehnte
stark verengt hat, sodass mittlerweile
Frauen von Korea bis Nigeria mit dem
Problem konfrontiert sind, dünn,
großbusig, schmalnasig und langmäh­
nig sein zu müssen. Der kulturindus­
trielle Erfindungsreichtum, sonst schil­
lernd in postmoderner Wahlfreiheit,
macht hier Minuspunkte gegenüber
dem großen Bruder Patriarchat. Be­
dauerlicherweise wird dieser patriar­
chale Punktsieg auch von Frauen be­
ständig reproduziert, ja das Selbstbe­
wusstsein und die Emanzipation der
Einzelnen zeigen sich gerade darin, in
welchem Maße sie mit den Schön­
heitsanforderungen d‘accord gehen.
Dass die dem Ideal entsprechende,
selbstbewusste Karrierefrau nicht der
Emanzipation letzter Schluss, ihr sogar
in mancherlei Hinsicht entgegen ge­
setzt ist, verbirgt der schönheitsideolo­
gische Schleier, der ins Individuum
eingekehrt ist. Weibliches Selbstbe­
wusstsein heißt deshalb auch immer
permanente Selbsteinschränkung und
Selbstverletzung.

Körperlichkeit und Essverhalten
Ein Bereich, in dem der Widerstreit
zwischen Anpassungswunsch und Re­
bellion bevorzugt ausgetragen wird, ist
– neben der Sexualität – das Essver­
halten. Dass beide heiklen Thematiken
für Frauen eng verknüpft sind, hat Su­
sie Orbach in ihrem Anti­Diät­Buch von
1978 (Originaltitel: Fat is a feminist is­
sue) ausführlich dargelegt.3 Mit dem
bewegungsfeministischen Furor der
Siebziger stellte sie fest, »daß Eßsucht
bei Frauen eine Reaktion auf ihre Stel­
lung in der Gesellschaft ist.« Und: »Mit
der Deformierung ihrer eigenen Körper
[…] und der Manipulation ihrer Hun­
gergefühle klagen Magersüchtige und
Eßsüchtige den Sexismus in der Ge­
sellschaft bitter an.« Die Formung des
eigenen Körpers durch Viel­ oder We­
nig­Essen begriff sie als individuelle
Antwort auf den gesellschaftlichen Im­
perativ, allzeit begehrenswert und ver­
fügbar zu sein. In Selbst­ und Grup­
pentherapien (als deren theoretischer
Überbau das Buch entstand) versuch­
ten sich die Teilnehmerinnen aufzu­
klären, welche Vorstellungen sie sub­
jektiv mit ihrem Übergewicht verban­
den. Es stellte sich heraus, dass der

unbewusste Wunsch, sich hinter Fett­
schichten zu verbergen, in vielen Fäl­
len mit dem Verhältnis der Einzelnen
zu ihrer Sexualität zusammenhängt. So
kann Dicksein verschiedenste, auch
einander entgegengesetzte Konflikte
kompensieren. Es kann Frauen ein Ge­
fühl von Anerkennung und Wichtigkeit
für Fähigkeiten vermitteln, die ande­
renfalls von ihrer sexuellen Attraktivi­

tät überschattet wären. Genauso gut
kann ein dicker Körper eine Legitima­
tion sein für das Scheitern an gesell­
schaftlichen Anforderungen. Bestimm­
te Erwartungen nicht zu erfüllen wird
in diesem Fall, wiederum mit einem
Mangel an Attraktivität entschuldigt.
Auch als Puffer für negative, unartiku­
liert gebliebene Gefühle wie Frustrati­
on, Angst und Wut – die wiederum mit
der oktroyierten weiblichen Rolle zu­
sammenhängen – dient das Körperfett.
Ebenso kann Untergewicht den
Wunsch nach dem Erreichen der
Schönheitsnorm als auch den Wider­
stand gegen sie ausdrücken. Dick­ und
Dünnsein sind zwei Seiten der gleichen
Medallie – ganz zu schweigen von al­
len, die »Normal«­Gewicht haben und
ihren stillen Kampf unsichtbar, aber
unter ebenso großem Leidensdruck
austragen. Die individuelle Figur ist
Ausdruck des individuellen Kampfes
mit der Gesellschaft. Egal, in welcher
Form: Diese Art, das eigene Selbst in
der Gesellschaft zu verorten, ist extrem
selbstverletzend. Orbach, damals auf
Pionierpfaden wandelnd, ist mit dieser
Analyse auch dreißig Jahre später am
Platze: Da der Zeitgeist unterdessen
nach einem Dicken­Gen fahndet (der
wahrscheinlich zwischen Raucher­ und
Schwulen­Gen zu verorten wäre) und
Frauen mit BMI­Berechnungen, Diät­
Ratschlägen allerorten, der medizini­
schen Möglichkeit zur Fettabsaugung

und allgemeinem Fitnesswahnsinn be­
lästigt. Das Körpergewicht einer Frau
ist nur mehr in seltenen Fällen zufällig
und gleichgültig, nicht bewusst bear­
beitet und überwacht. Natürlich schla­
gen sich nicht bei allen Frauen innere
Konflikte im Essverhalten nieder – und
doch ist es mit Abstand die häufigste
Form, wie sich die Erfahrungen weibli­
cher Sozialisation gegen Individuen

kehren, und zwar mit weltweit stei­
gender Tendenz. Es ist ein großer Ver­
dienst von Susie Orbach, im gesell­
schaftlichen Zusammenhang heraus­
gearbeitet zu haben, welche verhee­
renden lebensweltlichen Folgen die
herrschenden Körperverhältnisse zeiti­
gen.

Auf der Suche nach der goldenenBrücke: Essverhalten und Gesell-schaftskritik
Für uns ist offensichtlich, dass eine
Menge Frauen ein ziemlich problema­
tisches Verhältnis zur Nahrungsauf­
nahme haben, wobei die Grenze zwi­
schen einer gewissen Vorsicht gegen­
über Süßigkeiten hin zur pathologi­
schen Essstörung fließend ist.
Lebensbedrohlich mag diese Proble­
matik nur (aber was heißt nur?) für
eine Minderheit sein; für einen Groß­
teil der jungen Frauen ist es hingegen
einfach eine Alltagsselbstverständlich­
keit, dem eigenen Essverhalten viel
mehr Beachtung, Organisationskraft
und Energie zu schenken – Kräfte, die
in sinnvollere und weniger selbstan­
greifende Tätigkeiten fließen könnten.
Diese Beobachtung deckt sich mit den
Gesellschaftsanalysen der Kritischen
Theorie: dass ein Zustand unauffälli­
gen Normalseins und äußerlichen
Funktionierens in vielen Lebensberei­
chen bereits ein neurotisch­krankhafter
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ist. Weibliche Zurückhaltung beim Es­
sen ist eine allgegenwärtige, als normal
empfundene Erfahrung. Unter Gesell­
schaftskritikerinnen sollte dieses Thema
folglich ein großes Feld der theoreti­
schen Betrachtung und des politischen
Agierens sein. Verwunderlicher Weise
aber stößt man auf nichts dergleichen.
Über diese Thematik scheint ein son­
derbares Tabu verhängt zu sein. Still­
schweigend wird davon ausgegangen,
dass das gegenwärtige Schönheitsideal
(zu dem immer und unabdingbar das
Merkmal Schlankheit gehört) natürlich
scheiße, patriarchal und kritisierens­
wert ist, dass natürlich eine hedonisti­
sche Einstellung zur Körperlichkeit
wünschenswert ist. Natürlich reflektie­
ren wir das. – Aber warum dann dieses
Schweigen?

Es wäre naiv zu glauben, dass der ge­
sellschaftliche Anspruch an den weibli­
chen Körper vor dem reflektierten, kri­
tischen Individuum haltmacht. Der Me­
chanismus, mangelndes Selbstwertge­
fühl und fehlende Anerkennung über
die Disziplinierung des eigenen Körpers
auszugleichen, ist auch bei kritischen,
linksradikalen Feministinnen anzutref­
fen. Die Ambition zur Kritik, der Kampf
um die eigene Emanzipation und die
Sehnsucht nach Autonomie können,
ausgetragen über den eigenen Körper,
den weiblichen Teufelskreis der Selbst­
kontrolle und ­bestrafung auf geradezu
unheimliche Weise verstärken. So wird
der falsche Schein eines souveränen
Umgangs auch mit dem Essen aufge­
baut. Magersucht, Bulimie und Esssucht
als extreme Äußerungen des Körperun­
behagens sind eine weit verbreitete Art,
die gesellschaftlichen Erwartungen
selbstkritisch gegen sich zu richten.

Es fällt auf, dass die Essproblematik viel
eher in Unterredungen mit Frauen zur
Sprache kommt, die mit Feminismus
und Gesellschaftskritik nichts am Hut
haben und im Freundinnenkreis gern
über ihre Wunschträume vom Abneh­
men und von Titten und Oberschenkeln
à la Hollywood disputieren. Mag diese
Form der Auseinandersetzung auch
wenig kritisch sein, mag sie mit dem
Austausch von Rezepten und Diättipps
einhergehen: Wenigstens gibt es einen
Raum für die Artikulation individueller
Gelüste und individuellen Leids.

Unter Szenefrauen dagegen wird so ge­
tan, als gäbe es das Phänomen Essstö­
rungen nicht; als überschritte es die en­
gen Grenzen der ›Political Correctness‹
(eher: Coolness), die große Unzufrie­
denheit mit dem eigenen Körper anzu­
sprechen. An jener Stelle klaffen Ge­
sellschaftskritik und Lebenswelt, die

doch miteinander in Wechselbeziehung
stehen sollten, abgrundtief auseinan­
der. Der eigene kritische Anspruch er­
schwert es, den zwanghaften Umgang
mit dem Essen im Alltag und in der
politischen Diskussion zu thematisie­
ren. Lediglich von sich selber und aus
seltenen, meist sehr vertraulichen Ge­
sprächen weiß man Dinge, die traurig
stimmen und entsetzen: dass es zahl­
reiche Genossinnen gibt, die allabend­
lich im Bett sämtliche tags verzehrten
Nahrungsmittelmengen Revue passie­
ren lassen; Genossinnen, die sich auf
nüchternen Magen besaufen, weil die
fürs Abendbrot zugelassene Energie­
zufuhr für den Alkoholkonsum ver­
plant ist; Genossinnen, die bestrebt
sind, sich über ihre sexuellen Bedürf­
nisse Klarheit zu verschaffen und sie
auszuleben, aber glauben, dazu nur im
Stande makelloser Schlankheit be­
rechtigt zu sein; Genossinnen, die na­
türlich keinen Anstoß nehmen an nicht
normgerechten Körpern, aber über je­
den dicken Hintern froh sind, der nicht
an ihrer eigenen Rückseite sitzt. Unse­
rer Ansicht nach gibt es zu viele Frau­
en, die ihren Marx und Adorno gelesen
haben und deren geheime persönliche
Utopie ein kalorienfreier Kommunis­
mus ist; eine Utopie, die sie gewöhn­
lich für sich behalten. Man ist allein
mit diesem Thema Essen, das einen
derart großen Raum einnimmt. Der
Kampf gegen den entfremdeten Körper,
gegen verbotene Genüsse und hartnä­
ckige Bedürfnisse, entzieht sich der
gesellschaftskritischen Debatte – er
bleibt Teil des Privaten, das nicht poli­
tisch ist.

Aus der Praxis wissen wir, dass die
Problematik vom Essen, taucht sie
doch einmal für kurze Momente aus
der Versenkung auf, bei männlichen
Gesprächspartnern zumeist auf herz­
erfrischende Naivität stößt und bei
weiblichen auf Gemeinplätze, Schwei­
gen und wenig Solidarität. Jeder und
jede weiß theoretisch, dass es so etwas
wie Essstörungen gibt, jede und jeder
kennt vielleicht ein, zwei Personen, die
ersichtlich essgestört sind, und das
wird dann jeweils als sehr schlimm be­
funden: Aber beides gerät, verbal nicht
und vielleicht nicht eimal gedanklich,
in Kontakt mit der eigenen Lebensrea­
lität.

Eine solche Identifizierung und Solida­
rität aber, die von dem Bewusstsein
herrührte, dass hier ein großes, weit
verbreitetes und verschwiegenes Pro­
blem besteht, wäre die erste Tugend,
damit offener umzugehen und einan­
der zu unterstützen. Im Wissen, dass
das Thema Essen für viele, allzu viele,

nicht unkompliziert ist, fordern wir:
Mädchen (und Jungs), redet darüber!
Uns geht es weniger um Bekenntnis­
wut oder eine Pathologisierung der
allgemeinen Leiden und Merkwürdig­
keiten in Bezug auf das Thema Essen.
Vielmehr wünschen wir uns eine linke,
feministische Öffentlichkeit, eine Aus­
einandersetzung, in Lautstärke und
Durchdringungskraft vergleichbar den
Debatten über den Zusammenhang
von Weiblichkeit, Patriarchat und Se­
xualität, wie sie seit den siebziger Jah­
ren hartnäckig geführt werden. Woran
liegt es, dass heutzutage jede Emanze
über die Problematiken des weiblichen
Sexus theoretisiert, aber fast keine über
den weiblichen Umgang mit dem Essen
– der doch ebenso sehr eine Konse­
quenz aus der allgemeinen, patriar­
chal­sexistischen Kackscheiße ist? Es
hängt wohl damit zusammen, dass zur
Zeit der zweiten Frauenbewegung, als
die Sex­Debatte so überaus erfolgreich
etabliert wurde, die Probleme mit Kör­
pernormierung über Essverhalten noch
weit weniger virulent waren. (Ähnlich
äußert sich Orbach in Bodies: Das heu­
tige Ausmaß der Trends, die sie im An­
ti­Diät­Buch erstmals beschrieb, habe
sie damals nicht geahnt.)

Gesellschaftskritik ist auch dazu da, das
eigene Leben schöner, zumindest er­
träglicher zu machen. Feministische
Gesellschaftskritik sollte einem männ­
lichen Wohnzimmer­Antideutschtum
nicht darin nacheifern, vor einem le­
bensweltlich derart relevanten Thema
die Augen zu verschließen.

Fat is – verdammt noch mal –
a feminist issue!

Fußnoten

1. Das Anti­Diätbuch, Hungerstreik.

2. Vgl. ›outside the box‹, Nr. 1.

3. Am Layout der beiden Orbach’schen Werke

lassen sich Anspruch und Ästhetik moderner

Körperverhältnisse über die Jahrzehnte hinweg

ablesen. Das Anti­Diätbuch, in Deutschland 1991

im Verlag ›Frauenoffensive‹ erschienen, besticht

durch den rot unterstrichenen, bildzeitungs­

großen Titel, der den Skandal vom schlechten

Bestehenden anprangert und Aufruhr verheißt.

Auf dem knallpinken Cover von Bodies hingegen

räkelt sich, neben englischsprachigem und

que(e)r gedrucktem Titel, ein ranker Weibskör­

per mit abgeklebten Nippeln, die wahrscheinlich

zum Nach­ und Andersdenken anregen sollen.

Der Text erschien ursprünglich in der
zweiten Ausgabe der Zeitschrift Out­
side The Box und wurde in der Reihe
Quergelesen als Hörtext vorgetragen.
http://outside.blogsport.de
http://audioarchiv.blogsport.de/2010
/12/12/fat­is­a­feminist­issue
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Veganes Blutvergießen und die
Weidefleisch-Fiktion

Der Text wurde auf der Homepage
frieschmitz.blogsport.de erstveröf-
fentlicht und uns freundlicherwei-
se zur verfügung gestellt. Dort fin-
det ihr auch mit die dazugehörigen
Links und Quellen.

Friederike Schmitz Mit einem Ar-
tikel mit dem Titel „Verursachen Vege-
tarier mehr Blutvergießen als Flei-
schesser?“ hat Paläo-Esser Felix Ol-
schewski in der Veganszene viel Wind
aufgewirbelt und viel wütende Kritik
geerntet. Die ist zwar grundsätzlich
berechtigt, wird aber teils auch der
Komplexität der Sache nicht gerecht.
Hiermit versuche ich mich also an ei-
ner weiteren Replik.

Alte Debatte
Zunächst ist zu bemerken, dass die
von Olschewski vertretenen Thesen
keineswegs neu sind. Bereits 2002
erschien im Journal for Agricultural
and Environmental Ethics ein Artikel,
in dem dafür argumentiert wurde,
dass wir vor allem große Pflanzen-
fresser aus Weidehaltung verzehren
sollten, wenn wir den geringstmögli-
chen Schaden für Tiere zum Ziel hät-
ten. Die Argumente sind dieselben
wie in Olschewskis Text, nur mit an-
deren Zahlen – weil die Getreidepro-
duktion so viele Tiere töte, sollte man
lieber Weidefleisch essen. Wenige
Monate später wurde im selben
Journal ein Aufsatz veröffentlicht,
der einen Rechenfehler im ursprüng-
lichen Artikel aufdeckte und mithilfe
weiterer Überlegungen zum umge-
kehrten Schluss kam: Die fleischlose
Ernährung beinhalte den geringsten
Schaden für Tiere.

Wiederum pro Fleisch argumentiert
Umweltaktivistin und Exveganerin
Lierre Keith in ihrem Buch „The Ve-
getarian Myth“ von 2009, das kürz-
lich auch auf Deutsch erschienen ist.
Olschewski könnte mehrere Überle-
gungen von ihr übernommen haben,
u.a. die von ihr gebetsmühlenartig
wiederholte These, man könne sich
nicht ernähren, ohne dass jemand
dafür stürbe, und man solle das ak-
zeptieren und dann aus Umwelt- und
Gesundheitsgründen Fleisch essen.

Wichtige Einsichten
Ich finde es wichtig zu bemerken,
dass in dieser Debatte tatsächlich ein
Teil Wahrheit steckt, den VeganerIn-
nen gern übersehen: Es gibt so gut
wie kein „tierleidfreies“ Essen. Tat-

sächlich wird in jeder Form von
Landwirtschaft Tieren geschadet –
mindestens dadurch, dass sie von ih-
rem bisherigen Lebensraum vertrie-
ben werden, den Menschen für sich
als Ackerland beanspruchen. Wenn
also behauptet wird, „vegan“ stünde
für „tierleidfrei“, dann ist das
Quatsch. Das muss man anerkennen.

Lierre Keith kritisiert in ihrem Buch
primär die industrielle Landwirt-
schaft, und auch in Olschewskis Text
ist von Pestiziden etc. die Rede, die
„allesamt eine schwere Belastung der
Ökosysteme darstellen und direkt für
den Tod von Tieren verantwortlich
sind.“ Und es ist wahr, dass die Er-
zeugung von Weizen, Soja und ande-
ren „veganen“ Lebensmitteln eine
ökologische und ethische Katastrophe
darstellt. Keith beschreibt z.B. die
Auswirkungen von Bewässerungsan-
lagen für Getreide- oder Reisfelder
auf Flüsse und die damit verbunde-
nen Ökosysteme. Es ist wirklich
grauenhaft, was für eine Zerstörung
und welches Tierleid die Erzeugung
pflanzlicher Nahrungsmittel vieler-
orts mit sich bringt.

Vor diesem Hintergrund lautet die
zweite Einsicht, die ich aus der Lek-
türe dieser Texte gezogen habe, dass
die „Leid- und Todbilanz“ eines ve-
ganen Nahrungsmittels nicht in allen
Fällen besser sein muss als die ent-
sprechende Bilanz eines unveganen
Nahrungsmittels – wenn man indus-
triell auf der einen mit ökologisch auf
der anderen Seite vergleicht. Ein
konventionell erzeugtes Pflanzen-
nahrungsmittel kann im Einzelfall
schlechter abschneiden als ein super-
duper-öko-Tierprodukt.

Daraus folgt aber meines Erachtens
nicht, dass man nicht VeganerIn sein
sollte. Erstens gibt „vegan“ heute im-
mer noch eine gute Daumenregel ab,
wenn man die negativen Auswirkun-
gen des eigenen Konsums möglichst
klein halten will, wie ich gleich er-
läutern möchte. Außerdem drückt
man damit auch jenseits dieser kon-
sequentialistischen Erwägungen aus,
dass man Tiere und ihre Körperflüs-
sigkeiten nicht als Nahrungsmittel
ansieht.

Allerdings sollte man sich nicht nur
fragen, was aus den genannten Ein-
sichten für den eigenen Konsum

folgt, sondern darüber hinaus poli-
tisch und aktivistisch denken: Aus
der Einsicht in die Schrecklichkeit der
industriellen Landwirtschaft und der
Tatsache, dass es so wenig wirklich
gute Alternativen gibt, sollte meines
Erachtens Protest und Widerstand
gegen die zentralen Institutionen
derselben folgen – gegen die Konzer-
ne, die Lobbies, die Politik. Und es
sollte ein Engagement für Alternati-
ven folgen. Das ist es auch, was Ol-
schewski, Keith, Bäuerlein und Co.
konsequentermaßen folgern müssten
– anstatt einen Kleinkrieg mit Vega-
nerInnen anzuzetteln, als ob die das
Kernproblem wären. Das ist mit Blick
auf die eigentlich Verantwortlichen
für die Misere geradezu grotesk.

Aus den genannten Einsichten folgt
außerdem auch nicht, dass die ideale
Landwirtschaft der Zukunft nicht ve-
gan sein sollte. Im Gegensatz dazu ist
es sehr plausibel, dass eine zukünfti-
ge biovegane Landwirtschaft, die sich
ernsthaft bemüht, die Schäden für
Tiere zu minimieren, in der Bilanz
deutlich besser dasteht als eine
Landwirtschaft mit Tiernutzung.

Leidbilanzen heute und
morgen

Eine zentrale Frage ist also, wie die
Bilanzen verschiedener Lebensmittel
tatsächlich aussehen. Verursachen
VeganerInnen mehr Blutvergießen als
FleischesserInnen? Meines Erachtens
muss man hierbei mindestens zwi-
schen zwei Ebenen unterscheiden –
der Betrachtung der heutigen, realen
Situation einerseits und der Betrach-
tung einer idealisierten, möglichen,
zukünftigen Landwirtschaft anderer-
seits.

Reale Situation
Es ist schon mehrfach darauf hinge-
wiesen worden, dass Olschewski in
gewisser Hinsicht Äpfel mit Birnen
vergleicht, wenn er die industrielle
Produktion von Pflanzen gegen die
Weidehaltung von Rindern abwägt.
Er weist zwar explizit darauf hin,
dass es ihm nicht um Fleisch aus In-
tensivtierhaltung geht; trotzdem ist
sein Artikel in dieser Hinsicht irre-
führend. Zum Beispiel legt die Über-
schrift nahe, dass die Ernährung ei-
nes normalen oder durchschnittli-
chen Vegetariers mit der eines
normalen Fleischessers verglichen
würde. Bei so einem Vergleich ist

Mensch - Tier - Verhältnis
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giftung von Mäusen bei „Plagen“.
Zunächst mal halte ich es für falsch,
aus dem verlinkten Material zu Mäu-
seplagen zu schließen, dass alle vier
Jahre auf dem gesamten bewirt-
schafteten Getreidefeldland 500 bis
1000 Mäuse pro Hektar auftreten.
Vielmehr scheint mir da gemeint zu
sein, dass es bei Plagen zu solchen
Zahlen kommt; was nicht heißt, dass
die überall in der Menge anzutreffen
sind, weil ja die „Plagen“ nie flä-
chendeckend auftreten. Zweitens
handelt es sich um Zahlen für Aus-
tralien, und es ist völlig unklar, in-
wieweit auch anderswo derlei „Pla-
gen“ auftreten.

Auch bezüglich der
Todesopfer bei Ern-
ten und Feldarbeiten,
die in der Debatte
angeführt werden,
gibt es höchst ver-
schiedene Einschät-
zungen. Wenn hohe
Zahlen an Opfern
festgestellt werden,
gehen diese oft auch auf Raubtiere
zurück, die nach dem Mähen eines
Feldes z.B. Mäuse und Kleinnager
besser erwischen können. Davis, der
Autor des ursprünglichen Artikels,
schätzte die Gesamtzahl der Toten
durch Ernteaktivitäten auf einem
Hektar Land, ausgehend von Studien
aus England, nur auf 15 Tiere pro
Jahr – weniger als ein Sechstel der
Zahl, auf die sich Olschewski beruft.
Durch verschiedene Methoden, die
vielerorts auch schon zum Einsatz
kommen, lässt sich außerdem die
Opferzahl verringern.

Es ist sicher wahr, dass in der indus-
triellen Landwirtschaft sehr viele
Tiere grausam zu Tode kommen. Wie
sie allerdings im Vergleich mit der
Bilanz von Weidefleisch aussieht, ist
alles andere als klar. Zumal nämlich
auch beim Weidefleisch eine ordent-
liche Bandbreite an Problemen und
Schäden für Tiere auftreten, die in
den Zahlen von Olschewski nicht be-
rücksichtigt werden. Erstens bezieht
er bzw. der Artikel, auf den er sich
beruft, nur die direkten Tötungen
von Rindern mit ein. Dabei gibt es
auch bei der Weidewirtschaft zahl-
reiche „Kollateralschäden“.

So wird z.B. für die Winterfütterung
häufig Heu verwendet, das ebenfalls
gemäht werden muss, wobei viele
Tiere sterben – laut einer Hochrech-
nung der Deutschen Wildtierstiftung
sind es 10 Tiere pro Hektar. Nun wä-
re es gut zu wissen, wieviel ein Rind

isst, um über den Winter zu kommen.
Hinzu kommt außerdem die „Ernte“
des Strohs, mit dem der Stall ausge-
stattet wird. Diese Opfer werden von
Olschewksi einfach unterschlagen.

Außerdem brauchen Rinder sehr viel
Platz zum Weiden, der auch oft zuvor
Lebensraum anderer Tiere war: In
Südamerika z.B. ist die Schaffung
von Weideland (neben dem Anbau
von Tierfutter) ein Hauptgrund für
die gigantische Vernichtung des Re-
genwaldes. Es ist völlig irreführend,
wenn Olschewski suggeriert, dass für
Weidehaltung von Rindern einfach

bestehendes Grünland genutzt wer-
de, zur Anlage von Getreide- oder
Gemüsefeldern aber neues Land er-
schlossen und bestehende Ökosyste-
me zerstört würden. Beides wird so-
wohl auf „alten“ als auch auf „neu-
em“ Land gemacht. Allerdings ist
Land u.a. deswegen knapp und es
muss immer neues erschlossen wer-
den, weil so viel Nahrungsmittel in
die Fleischerzeugung fließen, aber da
waren wir ja bereits.

Aus Umweltperspektive ist auch die
Weidewirtschaft hoch problematisch
und führt oft zur Zerstörung von Bö-
den und Ökosystemen. Olschewski
gesteht das ein, meint aber, ein gutes
Management könnte das verhindern.
Das mag sein, aber wie lässt sich
wissen, wo es gutes Management
gibt, und wie kann man Weidefleisch
allgemein loben, wenn sich das nicht
sicher eruieren lässt?

Zuletzt ist noch ein entscheidender
Faktor, dass vielerorts zahllose Wild-
tiere brutal getötet werden, weil sie
die Weidewirtschaft stören – in den
USA tötet der sog. Wildlife Service
u.a. zum Schutz der „Nutztier“-Hal-
tung 1,5 Millionen Wildtiere pro Jahr.
In Deutschland ist der Schutz von
„Nutztieren“ ein Hauptgrund zur Be-
kämpfung von Wölfen und anderen
Raubtieren. Es ist also Augenwische-
rei, wenn man behauptet, bei der
Weidewirtschaft kämen nur die direkt
geschlachteten Tiere zu Schaden.

aber sonnenklar, wer gewinnt: der
Veganer. Denn 99% des in Deutsch-
land verkauften Fleischs kommt aus
Massentierhaltung, d.h. von Tieren,
die erstens mit Kraftfutter gefüttert
werden, wodurch Ressourcen ver-
schwendet werden, und die zweitens
massiv leiden, was also zum Schaden
für die Tiere in der Pflanzenlandwirt-
schaft hinzukommt. Bei anderen Tier-
produkten sieht es ähnlich aus. Auch
die als „bio“ gelabelten Produkte
stammen größtenteils aus Massenbe-
trieben, in denen hochgezüchtete Tie-
re mit Getreide ernährt werden.

Olschewski behauptet natürlich, sol-
che Tierprodukte nicht zu meinen.
Der Fleischesser, der zum Vergleich
herangezogen werden soll, müsste al-
so ausschließlich Weidefleisch, Wei-
demilch und Weideeier (?) verzehren.
Es ist allerdings nicht besonders
glaubwürdig, dass Olschewski selbst
für eine solche Ernährung eintritt:
Auf seinem Blog gibt es zum Beispiel
zahlreiche Rezepte mit allerlei ver-
schiedenen Tierprodukten, bei denen
nie dazu gesagt wird, dass die aus
derartiger Erzeugung stammen soll-
ten. Woher er z.B. die Eier für das
Frühstücksrührei nimmt, würde mich
durchaus interessieren. Es ist übrigens
ziemlich typisch für selbsternannte
„Nur-Bio-FleischesserInnen“, dass sie
zwar ab und an solches Fleisch kau-
fen, faktisch aber – im Alltag, bei
Freunden, im Restaurant – ständig
auch Massentierhaltungsfleisch kon-
sumieren. Diese Tierprodukte sind,
wie gesagt, im Vergleich mit ALLEN
veganen Produkten um ein Vielfaches
zerstörerischer und grausamer.

Nehmen wir aber für den Moment
den von Olschewski vorgeschlagenen
Vergleich tatsächlich ernst: Verursa-
chen (normale, heutige) VeganerIn-
nen mehr Blutvergießen als reine
WeidetieresserInnen (sofern es die
gibt)?

Die Zahlenlage ist bezüglich der Op-
fer bei der Pflanzenproduktion eini-
germaßen unübersichtlich. Nach Kor-
rektur des Rechenfehlers in dem ge-
nannten Journalartikel kommt der
Autor Matheny zu dem Schluss, dass
pro Proteinmenge bei Getreide weni-
ger Tiere zuschaden kommen als bei
Weidefleisch – und das bei industriel-
ler Getreideproduktion.

Olschewski bezieht sich dagegen auf
Studien aus Australien, die hier dar-
gestellt werden. Dabei fällt auf, dass
komisch gerechnet wurde. Die Rech-
nung stützt sich primär auf die Ver-
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Ideale Situation
Problematisch ist es außerdem, wenn
man im Hinblick auf die Erzeugung
von pflanzlichen Nahrungsmitteln
nur die gegenwärtig am weitesten
verbreiteten Praktiken des Ackerbaus
betrachtet. Eine zentrale Frage ist
nämlich, ob die Opfer bei der Erzeu-
gung von pflanzlichen Nahrungsmit-
teln unvermeidlich sind – ebenso un-
vermeidlich, wie dass Tiere sterben
müssen, wenn wir Fleisch essen wol-
len.

Schon aus der Darstellung der Mäu-
se-“Plagen“ geht hervor, dass die
Massenvergiftung nicht das einzige
Mittel zu sein scheint, mit „Plagen“
umzugehen. Es werden z.B. Vorbeu-
gungsmaßnahmen vorgeschlagen.
Man kann sich auch fragen, ob nicht
auch eine bereits auftretende „Plage“
mit anderen Mitteln in den Griff zu
kriegen ist als mit Gift. Bezüglich der
Opfer bei den Ernten und Feldarbei-
ten gibt es ebenfalls Handlungsmög-
lichkeiten: Zum Beispiel existieren
Geräte, die einen unangenehmen Ton
von sich geben und so Tiere vom
Mähdrescher fliehen lassen. Durch
ganz simple Maßnahmen wie zum
Beispiel das Bearbeiten des Feldes
von innen nach außen anstatt umge-
kehrt, rettet vielen Tieren das Leben.

Die Opfer durch chemische Pestizide
etc. lassen sich in der ökologischen
Landwirtschaft vermeiden. Ebenso
gibt es Alternativen zu Monokulturen
und zerstörerischen Bewässerungs-
systemen. Olschewski hat natürlich
Recht, wenn er die geltenden Richtli-
nien des ökologischen Landbaus für
unzureichend hält. Trotzdem gelten
die von ihm genutzten Berechnungen
und der Leid/Tod-Vergleich mit Wei-
defleisch für diesen Bereich eben
einfach nicht.

Olschewskis Fazit, man müsse akzep-
tiere, dass beim Essen immer jemand
das Nachsehen hat, ist eine Platitüde
und ebnet sämtliche Komplexitäten
ein – als sei es kein Unterschied, ob
man einem Vogel ein paar Beeren
wegisst oder ihn erschießt. Dass Ol-
schewski auch noch das vermeintli-
che Problem erwähnt, dass man einer
Pflanze schade, wenn man ihre
Früchte isst und die Samen dann in
der Toilette wegspült, stützt außer-
dem die Vermutung, dass er seine
Thesen komplett von Keith geklaut
hat, die das auch mehrfach anführt.

Es stimmt, dass man nicht leben
kann, ohne anderen zu schaden. Aber
man kann es eben mehr oder weniger

tun. In der bioveganen Landwirt-
schaft wird z.B. nach Wegen gesucht,
den Schaden für Wildtiere so gering
wie möglich zu halten. Da wird mei-
nes Erachtens noch einiges an Ver-
besserungen möglich sein – denn
man muss ja sehen, dass an derlei
schonenden Methoden bislang wohl
kaum oder wenig geforscht wird,
weil eben Tiere bislang so gut wie
nichts zählen. Das muss aber nicht so
sein.

Daher bin ich zuversichtlich, dass ei-
ne zukünftige biovegane Landwirt-
schaft auch gegenüber der bestmög-
lichen Weidetierhaltung in der Leid-
und Todbilanz positiv abschneidet.
Zeigen ließe sich das nur mit einer
Menge von Daten und Berechnungen,
die ich nicht leisten kann. Wenn man
bedenkt, dass 70% der weltweiten
Ackerflächen zur Zeit der Tierindus-
trie dienen, wird auch plausibel, dass
es kein prinzipielles Problem darstel-
len kann, Menschen mit pflanzlichen
Nahrungsmitteln zu versorgen. Da es
nicht überall gleichermaßen frucht-
bares Land gibt, werden sich gewisse
Transporte nicht vermeiden lassen.
Die muss es aber sowieso geben, weil
sich ja ohnehin niemand nur von
Tierprodukten ernähren kann.

Die ideale Landwirtschaft der Zu-
kunft ist daher aus meiner Sicht
biovegan. Damit sie sich verbreiten
kann, muss noch viel getan werden –
wofür man sich einsetzen sollte!

Fazit
Was den Konsum von VeganerInnen
und FleischesserInnen hier und heute
betrifft, so gilt: Fast alle normal ver-
fügbaren Tierprodukte kommen aus
Intensivtierhaltung; die meisten Tiere
in sog. Biohaltung haben auch ein
elendes Leben und werden auch mit
Kraftfutter aus Getreide gefüttert. An
echtes Weidefleisch zu kommen, ist
eine gewisse Herausforderung und
kostet entsprechend. Wenn man nur
dieses Fleisch essen wollte, dann isst
man schonmal mindestens im Re-
staurant, unterwegs und in der Kan-
tine vegan. Die Frage ist: Wenn man
daneben Aufwand und Kosten inves-
tieren will, um sich für zuhaus Wei-
defleisch zu besorgen – und dabei
noch nachzuprüfen, ob es auch aus
gutem Management stammt – dann
sollte man den gleichen Aufwand
und die gleichen Kosten doch besser
in möglichst ökologisches Getreide
und Gemüse stecken, das mit ziemli-
cher Sicherheit eine bessere Bilanz
hat. Soll heißen: Selbst wenn Ol-
schewski Recht hätte mit seiner Aus-

sage „Wenn ich unbedacht vegetari-
sche Lebensmittel wähle, sterben
trotzdem mehr Tiere, als wenn ich
ein wohl ausgesuchtes Schnitzel
wähle“, erschließt sich mir nicht,
warum man das wohl ausgesuchte
Schnitzel der wohl ausgesuchten
Steckrübe vorziehen sollte.

Ein Hauptvorwurf an Olschewski ist
ja, dass sein Beitrag von Normalo-
FleischesserInnen als Vorwand ge-
nutzt wird, nichts an ihrer Lebens-
weise zu ändern. Genauso diese
Funktion erfüllt auch Keith‘ Streit-
schrift, was schon der deutsche Titel
„Ethisch essen mit Fleisch“ deutlich
macht – obgleich einer von Keith‘
Kernpunkten die Kritik an der indus-
triellen Landwirtschaft ist. Der ge-
genwärtige „normale“ Fleischkonsum
ist aber ein Hauptmotor der industri-
ellen Landwirtschaft und in eigent-
lich allen Hinsichten katastrophal.
Mich würde wirklich interessieren, ob
Olschewski selbst nur Tierprodukte
aus Grasfütterung konsumiert – oder
ob er nicht, worauf ich wetten wür-
de, seine Überlegungen selbst als
Vorwand nutzt, alle möglichen Tier-
produkte zu verzehren.

Gleichzeitig denke ich auch, dass wir
VeganerInnen uns nicht auf unserem
vermeintlich „tierleidfreien“ Konsum
ausruhen sollten. Einerseits sollten
wir soweit wie möglich Produkte aus
industrieller Landwirtschaft vermei-
den. Häufig haben wir aber gar keine
wirklich gute, nämlich biovegane Va-
riante zur Auswahl. Das ist ein Grund
– neben gewichtigeren anderen – da-
für, dass wir es nicht beim Anders-
Konsumieren bewenden lassen soll-
ten: Eine grundlegende Wende in der
Landwirtschaft wird sich nicht durch
veränderten Konsum erreichen las-
sen, sondern nur durch eine starke
soziale Bewegung, die direkt Einfluss
auf die Produktion nimmt. Deshalb
gilt es, sich u.a. innerhalb der Tier-
befreiungs- und der Umweltbewe-
gung für eine andere Landwirtschaft
einzusetzen sowie daneben vor Ort
bereits Alternativen z.B. in Form soli-
darischer Landwirtschaftsgemein-
schaften aufzubauen.

Auf dass wir alle in Zukunft weniger
Blutvergießen verursachen!

Mensch - Tier - Verhältnis



grünes blatt » Frühjahr 2014 45

gegen die Fleischproduktion. Die
Organisatoren kritisieren Tönnies
zudem dafür, dass sie für die Aus-
beutung der Tiere auch Menschen
ausbeuten, indem sie die grausame
und blutige Arbeit von Menschen in
prekären Niedriglohnverhältnissen
erledigen lassen.

Fleischindustrie im
Fokus von Protesten
gegen Tierausbeutung

Seit einigen Jahren hat sich der Pro-
test gegen die Fleischindustrie inten-
siviert: Gegen den Neubau Hunderter
Mastanlagen in Deutschland richten
sich eine Vielzahl von Bürgerinitiati-
ven, Tierschutz- und Tierbefreiungs-
gruppen. Kampagnen der Tierrechts-
und Tierbefreiungsbewegung wie z.B.
Schlachtfabriken verhinden¹ oder
Mastanlagen Widerstand² versuchen
in Zusammenarbeit mit lokalen Ak-
teuren Druck auf die Betreiber_innen
aufzubauen und führten in der
Vergangenheit immer auch Blockade-
Aktionen durch.

Auch die Animal Liberation Front
richtet sich mit direkten Aktionen
gegen die Ausbeutung der Tiere
durch Fleischproduzenten. So be-
richten nordrhein-westfälische Medi-
en (WDR | Der Westen | Ruhrnach-
richten | RP) ausführlich über einen
Brandanschlag auf drei LKW des
Schlachthofes Krümmel in Bochum
am frühen Sonntagmorgen (15.12.) .
Die Fahrzeuge wurden vorab mit
„Fleisch ist Mord“ und „ALF“, kurz
für Animal Liberation Front, besprüht
und brannten vollständig aus. Ein
BekennerInnen-Schreiben lag bisher
allerdings noch nicht vor.

¹antiindustryfarm.blogsport.de
²mastanlagenwiderstand.blogs-
port.de

Sz Am Samstag den 1 4. 1 2. 201 3 blo-
ckierten rund 30 TierrechtlerInnen den
Megaschlachthof des Fleischriesen Tön-
nies Lebensmittel. Mit Sitzblockaden
und Ankettungen legten sie den Betrieb
des Betriebes für mehrere Stunden
lahm und demonstrierten gegen die
Nutzung und Ausbeutung von Tieren
durch die Fleischindustrie. Der Text
wurde von der Internetplattform
linksunten.indymedia übernommen.

Um 12 Uhr begann die Blockade der
Aus- und Zufahrt. Kurz darauf kette-
ten sich einige Demonstranten an
LKWs, die das Grundstück verlassen
wollten. Die Blockade wurde um
19.30 Uhr von der Polizei aufgelöst
und war um 20 Uhr beendet. Die Ak-
tiven demonstrierten damit gegen die
Nutzung und Ausbeutung von Tieren,
die sich im Fall der Fleischproduktion
besonders drastisch darstellt. Allein in
diesem Schlachthof sterben jede
Woche 140.000 Schweine. Insgesamt
macht Tönnies mit der Tötung von 16
Millionen Schweinen und knapp
300.000 Rindern einen Jahresumsatz
von etwa 5 Milliarden Euro. „Weil wir
inzwischen wissen, dass Tiere emp-
findungsfähige Individuen sind, kön-
nen wir sie nicht länger wie Objekte
und Waren behandeln“ begründet ei-
ne Aktivistin den Protest.

Mastschweine, egal ob in konventio-
neller oder biologischer Haltung,
werden nach maximal sechs Monaten
geschlachtet, haben jedoch eine na-
türliche Lebenserwartung von 15
Jahren. In dieser Zeit leben sie auf
engstem Raum fern von natürlichem
Licht und Boden, weshalb sie ihren
Wühl- und Spielbedürfnissen nicht
nachkommen können und täglich in
Angst leben müssen. Auch für ihr
ausgeprägtes Sozialverhalten gibt es
in dieser Umgebung keine Möglich-
keiten. Neben den Leiden der Tiere
sprechen weitere Gründe wie Welt-
ernährungsprobleme, Ressourcenver-
schwendung und Umweltbelastung

Mensch - Tier - Verhältnis
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Nun ist sie wieder vorbei, die
Internationale Grüne Woche.
Zehn Tage Propaganda und
Werbung für eine ausbeuter-
ische und umweltzerstörerische
(Land-)Wirtschaft haben ihr
Ende gefunden. Vorerst, bis es
nächstes Jahr leider weiter
geht. Jetzt ist es Zeit für uns zu
verschnaufen, zurück zu blicken
auf das Geschehene und nach
vorn zu blicken, auf das Kom-
mende. Denn noch gilt leider:
„Nach der Grünen Woche ist vor
der Grünen Woche.“

Dieses Jahr haben wir zum ersten
Mal zu Protest und Widerstand gegen
das vorherrschende (Land-)Wirt-
schaftssystem aufgerufen – ein Land-
wirtschaftssystem das auf die Be-
dürfnisse und das Wohlergehen von
Mensch und Tier scheißt, die Grund-
lage für alles Leben auf diesem Pla-
neten zerstört und nur am Profit für
Wenige interessiert ist. An verschie-
denen Aktionstagen – vor und wäh-
rend der Messe – haben unterschied-
lichste Aktionen stattgefunden.

Was ist alles passiert?

Im Vorfeld der Messe wurden Flyer
verteilt, die den originalen Grüne

Woche-Flyern verblüffend ähn-
lich sehen, diesen aber in Wort
und Bild parodieren. Durch
Überhöhungen und Zuspitzun-
gen wurde versucht, die Perver-
sion der „Nutztierhaltung“ sicht-
bar zu machen und zu verdeut-
lichen, wie zynisch die Sprache
ist, die verwendet wird, um
Tierausbeutung zu legitimieren.

Am Mittwoch und Donnerstag – zwei
Tage vor dem offiziellen Start der
Grünen Woche – haben wir zu Onli-
ne- und Telefonaktionstagen gegen
die Verharmlosung der industriellen
Landwirtschaft auf dem ErlebnisBau-
ernhof und der Internationalen Grü-
nen Woche aufgerufen.

Während der Grünen Woche wurden
als groß angekündigte Mitmachak-
tionen Mahnwachen vor dem
Nordeingang abgehalten, anlässlich
des „Frische Forum Fleisch“ eine iro-
nische „Pro-Fleisch“-Demo veranstal-
tet und mit einem Die-in auf die vie-
len Opfer der „modernen“ Landwirt-
schaft aufmerksam gemacht. Ergänzt
wurde das Ganze durch bunte, krea-
tive und vielfältige Kreideaktionen
vor den Eingängen der Messe. Von
uns entworfene Gutscheine für ein-
mal „Selber Schlachten“ wurden
während einem versteckten Theater
in der S-Bahn eingesetzt. Diese Gut-
scheine berechtigten den Besitzer
vermeintlich dazu, auf dem Erlebnis-

Bauernhof ein Tier selbst zu töten
(für kleine Kinder standen demnach
Zwergkaninchen zur Verfügung) .
Denn wer Fleisch isst, sollte wissen,
wo es herkommt. ErlebnisBauernhof-
Flyer, die die Diskrepanz zwischen
der Realität für Milliarden von
„Nutztieren“ und dem gezeigten
schönen Schein auf der Messe ver-
deutlichten, wurden auf und vor dem
Messegelände verteilt. Türanhänger-
flyer in der Ring-Bahn – mit der die
meisten Besucher*innen zur Messe
fahren – sollten ebenfalls auf die Lü-
genmärchen auf dem ErlebnisBau-
ernhof aufmerksam machen.

Zu einem kreativen, vielseitigen Pro-
test gehört aber mehr als artige, ge-
duldete Aktionen. So haben einige
Aktivist*innen bei der Eröffnung des
ErlebnisBauernhofs einen Schlacht-
transporter besetzt, auf dem – an Zy-
nismus kaum zu übertreffen – zu le-
sen war: „Wir transportieren Tier-
schutz“. Am darauffolgenden Tag
wurde der Funkturm auf dem Messe-
gelände erklettert und ein Transpa-
rent mit dem Spruch „Bloß nicht ge-

Vom Einstand des Aktionsbündnisses "Grüne Woche
demaskieren!" auf der grünen Protest–Woche. Ein

Rückblick – und der Versuch eines Ausblicks.
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Grünen Woche öffentlich sichtbar zu
stören. Dabei wollten wir die Messe-
Besucher*innen erreichen, aber auch
die starke überregionale Medienprä-
senz nutzen, um weit über die Messe
hinaus möglichst viele Gründe zu
thematisieren, mit der herrschenden
Form von Landwirtschaft nicht ein-
verstanden zu sein, sich ihr in den
Weg zu stellen und Alternativen auf-
zubauen. Denjenigen, die vom jetzi-
gen in jeder Hinsicht ausbeuterischen
System profitieren und es verteidi-
gen, wollten wir signalisieren, dass
sie dabei weder unbeobachtet noch
ungestört bleiben.

Ist uns das gelungen?

Die Internationale Grüne Woche ist
die weltgrößte Messe für Landwirt-
schaft, Ernährung und Gartenbau.
Über 1 .600 Aussteller*innen sind
dort vertreten, mehr als 400.000 Be-
sucher*innen waren auf der Messe.
Dort den Geschäfts- und Propagan-
daablauf öffentlich sichtbar zu stören
erscheint als ein schwieriges Unter-
fangen. Wie groß die Messe tatsäch-
lich ist, ist uns auch erst bei den Vor-
bereitungen wirklich klar geworden.
Aber genervt haben wir die Veran-
stalter sichtlich und man nahm uns
ernst vor Ort. Die Securities wurden
von Tag zu Tag und von Aktion zu
Aktion grober. Die Messe lässt prüfen,
ob sie gegen unser Logo und die Par-
odie-Flyer vorgehen kann und selbst
die Polizei unterstellte uns Aktionen,
von denen wir gar nichts wussten.

Wie so häufig ist es auch schwer ein-
zuschätzen, ob und wie viele Men-
schen wir erreicht haben. Vor dem
Start der Messe haben wir 5.000
parodierende Grüne-Woche-Flyer

verteilt. Am Messegelände konnten
wir nochmal 6.000 Menschen Flyer
mit unseren Hintergründen in die
Hand drücken, zusätzlich wurden
fast 10.000 ergänzende Flyer verteilt.
Eine Materialschlacht par excellence,
aber bei über 400.000 Messebesu-
cher*innen auch ein Tropfen auf dem
heißen Stein. Ob die Satire der Par-
odie-Flyer deutlich wurde, können
wir leider nicht einschätzen. Von ei-
nigen Menschen aus unserem Umfeld
wurde das angezweifelt. Leider ist
die „normale“ Sprache, mit der die
Tiernutzung legitimiert wird, schon
dermaßen zynisch, dass es schwierig
ist, das noch zu überzeichnen. Ob die
Ironie der „Pro-Fleisch“-Demo für
den durchschnittlichen Omnivoren
deutlich wurde, können wir auch
nicht mit Sicherheit sagen. Wir hat-
ten allerdings vor Ort einige Gesprä-
che mit Messebesucher*innen, die
zumindest ins Grübeln kamen, ob wir
das jetzt wirklich ernst meinen. Und
wir hatten unseren Spaß, was zu ei-
ner guten Aktion genauso dazu ge-
hört.

Wir hatten den Eindruck, dass das
Flyern vor der Messe effektiv war.
Viele Menschen lasen die Flyer und
einige kamen interessiert zu unserer
Mahnwache. Jedoch waren wir nicht
vollständig auf die Mentalität des
Messepublikums gefasst. Die Messe
ist ein Ort, wo sich Jungbauern,
Großbauern, Familien und eher kon-
servativ eingestellte, nicht zum kriti-
schen Hinterfragen neigende, Men-
schen tummeln. Dem entsprechend
stießen wir auch auf heftige Gegen-
wehr. Das Messegelände ist als Ort
des Protests wahrscheinlich nicht so
dankbar – von den zeitweilig lebens-
bedrohlich niedrigen Temperaturen
ganz zu schweigen.

nau hinsehen“ entrollt. Am letzten
Messewochenende wurden von einem
Werbeturm vor dem Südeingang der
Messe zwei Transparente mit den
Sprüchen „Kapitalistische Landwirt-
schaft tötet“ und „Fleisch ist immer
Mord“ entrollt.

Komplettiert wurde das Programm
durch drei Abendveranstaltungen:
Der Langzeitaktivist Jörg Bergstedt
beteiligte sich mit zwei Informations-
und Diskussionsveranstaltungen. Am
Samstagabend gab es eine Lesung von
und mit Hilal Sezgin, auf der ihr Buch
„Artgerecht ist nur die Freiheit“ vor
über hundert Menschen das erste Mal
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde.
Diese fand am selben Tag wie die
„Wir haben es satt“-Demo statt und
sollte die vielen, schon kritisch einge-
stellten, aber noch nicht vom veganen
Leben überzeugten Menschen, die
nach Berlin gekommen waren, anzie-
hen. Den Abschluss der Veranstaltun-
gen bildete ein leckerer Solibrunch
der BerTA.

Was für Ziele haben wir uns
gesetzt?

Wer hätte gedacht, dass wir so ein
vielfältiges, buntes und kreatives Pro-
gramm auf die Beine stellen würden?
Wir sicher nicht, als wir uns im Juli
zum ersten Mal zusammengesetzt ha-
ben, um über Störaktionen auf der
Grünen Woche zu reden. Wir, das war
eine Gruppe von fünf bis 10 tierrecht-
lich/vegan aktiven Menschen aus
Berlin, die sich größtenteils vorher
gar nicht kannten. Am Ende der Pla-
nungsphase waren wir dann schon
um die 30 Menschen. Unser Ziel war
es, den üblichen Geschäfts- und Pro-
pagandaablauf der Internationalen

Mensch - Tier - Verhältnis
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Einige von uns haben das erste Mal
an öffentlichen, illegalisierten Aktio-
nen teilgenommen. Da war die Auf-
regung im Vorfeld etwas größer. Hin-
zu kam, dass es gerade bei der Aktion
auf dem ErlebnisBauernhof noch bis
kurz davor einige Unklarheiten gab.
Wie kommen wir auf das Messege-
lände; welche Veranstaltung genau
wollen wir stören; wie gehen wir vor,
damit wir genügend Zeit haben, un-
sere Message rüber zu bringen? Im
Grunde wussten wir erst am Abend
vorher die Antworten auf diese Fra-
gen. Am Ende hat jedoch fast alles
gut geklappt und die Aktion konnte
durchgeführt werden. Zusätzlich zu
dem Transparent, das auf dem
Transporter entrollt wurde, sollte ei-
gentlich noch ein Transparent an mit
Helium gefüllten Luftballons zur De-
cke hoch steigen. Leider ist die fragile
Stangenkonstruktion unterwegs zer-
brochen, so dass daraus nichts wur-
de. Und leider haben wir den perfek-
ten Moment verpasst, sodass die
Presse, die sich in der Halle befand,
nicht wirklich auf uns aufmerksam
wurde. Dafür wurden wir von den
drum herum stehenden Bauern mit
dem Slogan „Ihr könnt nach Hause
gehen“ nieder gebrüllt. Eine Reaktion
auf die wir so auch nicht gefasst wa-
ren. Sie sagt aber doch viel über das
Publikum auf dieser Messe aus.

Die Kletteraktion am Funkturm ist
erstaunlich planmäßig und einfach
über die Bühne gegangen, bis auf die
Tatsache, dass einer der Aktivist*in-
nen seine Jacke unten vergessen hat-
te. Aber auch hier stand eigentlich
erst am Abend vorher fest, wer über-
haupt klettern wird. Mit dem Wetter
hatten wir riesiges Glück und so fand
die Aktion bei strahlendem Sonnen-
schein und mäßig kalten Temperatu-

ren statt. So war fast drei Stunden
der Spruch „Bloß nicht genau hinse-
hen“ über der Grünen Woche zu le-
sen. Leider wurde einer der Akti-
vist*innen nach der Aktion noch
stundenlang von der Polizei festge-
halten, um ihn trotz feststehender
Personalien einer ED-Behandlung zu
unterziehen. Dabei hat es sich nur
um unnötige Polizeischikane gehan-
delt.

Und auch die letzte Kletteraktion vor
dem Südeingang der Messe war er-
folgreich – wenn auch von kurzer
Dauer. Der Turm konnte ohne Pro-
bleme erklommen und die Transpa-
rente entrollt werden. Leider wurden
wir ziemlich schnell von der Polizei
gestürmt, da die Maße für das Gitter,
das wir verwendeten, um die Polizei
davon abzuhalten, hoch zu kommen
nicht passte. Da die Aktion an dem
Tag genau zur Öffnung der Messe
stattfand, einer Zeit in der, der Besu-
cher*innenstrom nicht abreißt, haben
viele Menschen unsere Botschaften
wahrgenommen.

Trotz einiger kleiner Enttäuschungen
waren wir aber insgesamt zufrieden.
Wir haben nun wertvolles Wissen
über die Gegebenheiten auf der Grü-
nen Woche die wir für das nächste
Jahr nutzen können. Und es sind ei-
nige Hemmschwellen gefallen bei
den Neulingen auf der Protestbühne.
Leider werden wir in den kommen-
den Monaten mit einiger Antirepres-
sionsarbeit konfrontiert werden.

Und das Presseecho?

Es war verhalten, aber doch sichtbar.
Im Vorfeld führten wir mit zwei Zei-
tungen und dem freien Radiosender
„Radio Blau“ Interviews, die unsere

Position gut wiedergaben. Leider
wurde in einigen nachfolgenden
Presseberichten der Inhalt unserer
Kritik teilweise nicht oder falsch
transportiert. Typischerweise wurde
uns bspw. eine Tierschutzposition
zugeschrieben, die wir zurückweisen.
Wir sehen erstens das Thema Tier-
ausbeutung nicht losgelöst von der
kapitalistischen Wirtschaftsweise und
den damit einhergehenden brutalen
Ausbeutungsmechanismen von
Mensch, Tier und Umwelt, die auf
der Grünen Woche beschönigt wer-
den. Und zweitens kritisieren wir
Tierhaltung als inhärent, gewalttätig
und unnötig. Wir stehen nicht für ei-
ne verbesserte Landwirtschaft mit
Tieren, sondern für eine Landwirt-
schaft ohne Tierproduktion.

Die Störung der Eröffnung des Erleb-
nisBauernhofs schaffte es zwar in die
Abendschau des RBB, allerdings
wurde gesagt, wir seien Tierschützer,
die gegen Massentierhaltung sind.
Über die Kletteraktion am Funkturm
wurde in einer dpa-Meldung leider
berichtet, wir demonstrieren für
mehr Tierschutz in der Landwirt-
schaft. Diese schaffte es zwar in viele
Zeitungen, gab unsere Position je-
doch verdreht wieder (z.B. in der taz,
WELT, im Spiegel und Focus) .

Einige Artikel gaben keine Falsch-
meldungen wieder, äußerten sich
aber auch nicht inhaltlich zu uns (nd,
taz) . Und Topagrar berichtete sogar,
dass „Tiertransport ist Mord“ gebrüllt
wurde.

In zwei Artikeln in der Berliner Mor-
genpost und im Freitag kamen jedoch
unsere Positionen sehr klar und
deutlich zum Ausdruck. In der Mor-
genpost hieß es: „Im Gegensatz zum
mittlerweile etablierten Protestbünd-
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Tötung etc., auch bei „Bio-“ oder„art-
gerechter Haltung“) , dann muss ein
grundlegender gesellschaftlicher
Wandel her.

Vielleicht muss es erst mal darum
gehen, den Begriff der Tierrechte in
den Mainstreammedien zu etablie-
ren. Dann ist schon viel erreicht.

Die dpa hat einen Rückblick der Grü-
nen Woche geschrieben, der in ähnli-
cher Form in mehreren Zeitungen er-
schienen ist (z.B. WELT und Stern) .
Wir bekommen sogar etwas mehr
Raum als die Wir-haben-es-satt-Demo
und unsere Kritik wird richtig wie-
dergegeben:

„Parallel zur Messe hatten am ver-
gangenen Samstag aber auch mehre-
re zehntausend Menschen in Berlin
dafür demonstriert, dass Bauern und
Ernährungsindustrie, Tiere und Klima
besser schützen. In den Folgetagen
kam es unabhängig davon auf dem
Messegelände zu kleineren Protest-
aktionen der neuen Initiative ‚Grüne
Woche demaskieren‘. Sie wirft der
modernen Landwirtschaft vor, Men-
schen, Tiere und Umwelt auszubeu-
ten. Bauernpräsident Rukwied lehnte
einen Dialog mit diesem Teil der Kri-
tiker, etwa über Tierhaltung, ab. Es
gibt Gruppen, die das per se nicht
wollen, und mit denen über eine
weitere Verbesserung der Nutztier-
haltung zu sprechen, macht einfach
keinen Sinn‘, sagte Rukwied der
Nachrichtenagentur dpa.“

Dass Herr Rukwied es für sinnlos
hält, mit uns über Verbesserungen in
der Tierhaltung zu reden, ist durch-
aus nachvollziehbar. Schade nur, dass
wir nicht gefragt wurden, ob wir
denn mit ihm darüber reden möch-
ten. Wir stellen uns da zum Beispiel

folgenden zusätzlichen Absatz vor:

„Das Bündnis ‚Grüne Woche demas-
kieren! ‘ lehnte einen Dialog mit die-
sem Teil der Agrarwirtschaft, etwa
über Tierhaltung, ab. Es gibt Grup-
pen, die eine Abschaffung der Nutz-
tierhaltung per se nicht wollen, und
mit denen darüber zu sprechen,
macht einfach keinen Sinn‘, sagte Er-
na Aktiv der Nachrichtenagentur dpa.
Mit Organisationen wie dem Bund
für Umwelt und Naturschutz
(BUND) , der auch zu der Großde-
monstration aufgerufen hatte, wolle
sie aber gerne mal sprechen, versi-
cherte die Aktivistin.“

Fazit

Insgesamt sind wir sehr zufrieden mit
unserem Einstand auf der Protest-
bühne. Mit vielen, bunten Aktionen
konnten wir viele Menschen zum
Mitmachen mobilisieren. Für nächs-
tes Jahr wünschen wir uns noch
mehr Aktionen, (auch überregional)
Mitmachende und vor allem eine
thematische Ausweitung der Proteste.
Denn nicht nur die Tierausbeutung
gilt es in der kapitalistischen Land-
wirtschaft zu kritisieren. Es gibt ge-
nug Anknüpfungspunkte für zahlrei-
che Proteste an der Grünen Woche
und wir hoffen, dass sich Gentech-
nikgegner*innen, Umweltgruppen,
solidarische Landwirt*innen, biove-
gane Anbauer*innen und Menschen
mit noch ganz anderen Blickwinkeln
uns anschließen und ihr Nichteinver-
ständnis sichtbar machen. Der An-
fang ist gemacht. Nächstes Jahr geht
es weiter.

Mehr Infos zu den Hintergründen,
Aktionen und viele Videos findet ihr
unter: gruenewoche.blogsport.de

nis ‚Wir haben es satt! ‘ gibt ‚Grüne
Woche demaskieren‘ dieses Jahr sein
Debüt auf der grünen Protest-Bühne.
Den Aktivisten gehen die Forderun-
gen der ‚Wir haben es satt! ‘-Veranstal-
ter nicht weit genug. Neben einer ge-
nerellen Abkehr von der Tierhaltung,
die das Tier zum Nutzobjekt degra-
diere, fordert die Gruppe ein Aufbre-
chen der herrschenden Marktstruktu-
ren und nennt Alternativen.“

Und im Freitag war zu lesen: „Das
Bündnis kritisiert dabei nicht nur die
Lebens- und Sterbebedingungen von
Tieren in der konventionellen indus-
triellen Landwirtschaft, sondern wen-
det sich generell gegen jede Form von
Nutztierhaltung. Tiere sind keine Wa-
re, kein Produkt, sondern fühlende
Lebewesen,‘ […] die Bedingungen auf
sogenannten Bio-Höfen seien nur
marginal besser als in der Massentier-
haltung. Das Bündnis lehne deshalb
den Verzehr von Tieren und tierischen
Produkten prinzipiell ab. Auch einer
Bio-Kuh werde das Kalb weggenom-
men, um sie melken zu können; auch
das sei Tierleid, das das Bündnis nicht
akzeptiere. Tiere seien nicht dazu da,
menschliche Bedürfnisse zu befriedi-
gen.“

Warum dann aber in dem Artikel zum
Schluss noch mal betont werden
muss, dass eine konsequente Kritik
von Gewalt an Tieren als dogmatisch
gilt (während es anscheinend die For-
derung nach einer Beibehaltung nicht
ist) , erschließt sich uns nicht. Uns ist
bewusst, dass wir die Welt nicht von
heute auf morgen ändern und die
Fleischindustrie mal eben so abschaf-
fen können. Wenn jedoch bestimmte
Probleme systemimmanent sind
(Fleischproduktion bedeutet immer
Instrumentalisierung, Kontrolle von
Reproduktion, Gefangenhaltung und

Mensch - Tier - Verhältnis

Die pro-fleisch Demo sorgte für Spaß unter den Aktivist_innen Fleisch ist immer Mord! Grüne Woche Demaskieren!
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fb Die ersten drei Teile dieses Arti­
kels gaben einen Überblick über die
Tar Sands­Vorkommen und die Ölin­
dustrie in Alberta. Weiterer Fokus
waren die ökologischen Auswirkun­
gen der Tar Sands­Industrie und die
Technologie der Rohölerzeugung aus
den Tar Sands von der Konditionie­
rung bis zum Upgrading. Der letzte
Artikel endete mit einer Betrachtung
der Klimaauswirkungen dieser In­
dustrie. Nun setzen wir uns mit den
Abbauverfahren auseinander.

Abbau der Tar Sands
Ursprünglich war die Bergbau­Tech­
nologie zur Gewinnung der Tar
Sands von Schaufelradbaggern und
kilometerlangen Förderbändern ge­
prägt, inzwischen wurden diese aber
von Monsterbaggern und riesigen
Trucks verdrängt. Um ein Barrel Öl
aus den Tar Sands zu gewinnen,
müssen 2 Tonnen Teersande abge­
baggert werden ­ gewaltige Mengen
Erz werden daher 24 Stunden am
Tag, jeden Tag, das ganze Jahr über,
bewegt. Dies führte zur Verwendung
sehr großer Apparaturen, zuerst
durch Suncor 1967, dann stieg 1978
auch Syncrude mit ein. Beide Unter­
nehmen verwenden Maschinen, die
robust genug sind, um die Teersande
abbagern und kontinuierlich in Be­
trieb bleiben zu können und dabei
dem abrasiven Gestein und extremen
Klima zu trotzen.

Neben der Erzgewinnung im Tage­
bau, die seit den 1920ern eine zen­
trale Rolle für die Tar Sands­Indus­
trie spielt, gibt es auch noch die In
Situ­Verfahren, mit denen tiefer ge­
legene, schwerer zu erreichende
Teersandvorkommen ausgebeutet.

Hierbei wird der Rohstoff gewisser­
maßen aus dem Boden gepumpt ­
ganz so einfach ist es in der Praxis
natürlich nicht.

Um Bitumen produzieren zu können,
bedarf es eines detallierten Wissens
über Tiefe, Qualität und jegliche
geologische Variationen innerhalb
der Tar Sands­Lagerstätten. Das ist
entscheidend für die Planung der Ta­
gebaue oder auch In Situ­Anlagen.
Hochspezialisiertes Wissen, Fertig­
keiten und Techniken sind erforder­
lich, um zu verstehen, was in hun­
derten Metern Tiefe verborgen ist.
Die zwei wichtigsten Methoden zur
Sammlung von Informationen zur
weiteren Analyse sind seismische
Untersuchungen und Kernbohrungen.

Seismische Verfahren
Geophysiker*innen verwenden seis­

mische und andere hochentwickelte
Techniken, um Informationen über
die geologischen Schichten zu erhal­
ten. In seismischen Untersuchungen
werden Vibrationen oder Energie­
wellen im Boden erzeugt, oftmals
durch kleinere Explosionen. Diese
Wellen werden in verschiedenen
Mustern abhängig von Zusammen­
setzung, Lage und Form der Unter­
grundformation reflektiert. Diese
seismischen Daten zu interpretieren
ist schwierig, aber das ist die in der
Ölindustrie übliche Methode, um In­
formationen über tief gelegene For­
mationen zu sammeln.

Kernbohrungen
Kernentnahmen sind ein weiteres
Mittel, um etwas über tief gelegene
geologische Schichten zu erfahren. In
modernen Kernnahmen wird ein
Hohlraum­Bohrkopf, der einen Ge­
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"Tar Sands": - Fortsetzung (Teil 4) -

Nachhaltige Zerstörung von Urwäldern und Feuchtgebieten, Enteignung
indigener Menschen und größter Einzelverursacher des Treibhauseffekts
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Dieses Luftbild zeigt von Suncor genutzte Areale und versucht verschiedene
Landmarken und Stopps des Ölindustrie­Touristenbusses zuzuordnen.
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steinskern in seinem Zentrum belässt,
an einem Kernrohr befestigt. Der Kern
wird entnommen und analysiert, um
Informationen über die Zusammen­
setzung, Form und Ausrichtung der
Schichten, die er durchschnitten hat,
zu gewinnen. Weitere Daten können
an jeder Bohrung durch die Verwen­
dung spezialisierter Ausrüstung wie
Dipmeter Advisors gesammelt wer­
den, die Details zu den Senken und
Verwerfungen der Untergrundforma­
tion bereitstellt. Gammastrahlung und
Elektrische Fokussierung (FE) können
zusätzliche spezialisierte Informatio­
nen über die Struktur der Lagerstätte
zugänglich machen.

Doch auch die Verwendung solcher
Technologien hilft nicht gegen die
plötzlichen Veränderungen, denen
Schichtungen manchmal ohne er­
kennbaren Grund unterliegen. Daher
sind Geolog*innen vorsichtig mit Ver­
allgemeinerungen aus nur wenigen
Bohrkerne; eine große Menge an
Bohrungen ist erforderlich.

Bergbau-Geschichte
Bis in die 1930er war die Idee nach

Öl unterhalb der Tar Sands­Lager zu
bohren zurückgestellt worden, aber
es war auch nicht immer klar, welche
Bergbautechnologie die beste wäre.
Manche Bergbauingenieure empfah­
len die Nutzung von Eimerseilbag­
gern, während andere dachten, dass
Löffelbagger das geeignete Mittel
wären. Aber egal welche Ausrüstung
gewählt wurde, meist war sie nicht
stark genug, um die abrasiven Tar
Sands abzubaggern. Insbesondere im
Winter, wenn die Teersande steinhart
gefroren sind, standen die Bergbau­
betriebe vor Problemen. Daher ent­
schieden in den 1930ern Unterneh­
men wie die International Bitumen
Company nur noch im Sommer in
Betrieb zu gehen.

Schaufelradbagger &
Förderbänder

Schaufelradbagger, wie die von Sun­
cor ursprünglich verwendeten, waren
zuvor für
viele Jah­
re im
Kohleta­
gebau im
Einsatz
gewesen.
Spezielle
Versionen
dieser ge­
waltigen
Maschi­
nen wur­
den für
die Tar
Sands ge­
baut. Sie
hatten
enorme
Abbauka­

pazitäten und waren durch Förder­
bänder verbunden. Syncrude ver­
wendete ebenfalls Schaufelradbag­
ger, aber nicht zum Graben. Eimer­
seilbagger schaufelten das Erz aus
dem Boden und luden es auf einen
Haufen. Ein Schaufellader brachte es
dann zu einem Förderband, womit
das Gestein zur Anlage transportiert
wurde.

Förderbänder sind eine anfällige
Technologie: Wenn das System nur
für einige Tage nicht funktionierte,
musste die gesamte Anlage außer
Betrieb genommen werden. Die För­
derbänder wurden kontinuierlich er­
weitert und verlagert, um mit dem
Fortschreiten des Tagebaus mitzu­
halten. Ein Siebrost war am Einlauf
über dem Förderband befestigt, um
größere Steine auszusortieren.

Schaufelradbagger, wie sie von Sun­
cor zwischen 1967 und 1993 benutzt
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Themenrubrik
Energie
Kontakt: energie@gruenes­blatt.de
Einsendeschluss: 11.05.2014

Thematisch passende Beiträge für diese

Rubrik im nächsten grünen blatt
bitte vor Einsendeschluss an uns
mailen.

Wir freuen uns über Menschen, die
sich an der Energierubrik beteiligen
wollen!

Einige von Suncors Abwasserbecken (vorn im Bild) liegen direkt am Athabasca
River (dahinter) ­ starker Regen oder Hochwasser können leicht zum Überfluten
führen.
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wurden, waren lange Zeit ein Symbol
der Tar Sands­Industrie. Sie können
nur im voderen Bereich baggern, da­
her arbeiten sie immer an der Front
des Tagebaus. Sobald ein Abschnitt
ausgebaggert war, wurde das Schau­
felrad weiter bewegt. Jeder Schau­
felradbagger operierte auf einer
Strosse von 1.220 bis 1.525 Metern
Länge und etwa 45 Metern Breite. Es
dauerte etwa zwei Wochen, um sich
die Strosse entlang zu arbeiten.
Schaufelradbagger arbeiten kontinu­
ierlich. Während das Rad rotiert,
beißen sich die Zähne der Schaufeln
in das Gestein und befördern das Erz
nach hinten auf ein Förderband. Die­
se Maschinen baggern alles ab, was
vor ihnen liegt, einschließlich Teer­
sanden von geringer Qualität oder
trockenen Sand, was dann alles zur
Extraktionsanlage transportiert wur­
de und somit höhere Kosten verur­
sachte.

Suncor hat seine Schaufelradbagger
1993 abgeschafft und auch Syncrude
begann seine Eimerseilbagger zu­
gunsten eines flexibleren und kos­
teneffektiveren Systems auszumus­
tern: Laster und Schaufelbagger.
Förderbänder sind in den Tagebauen
immer noch zu sehen, aber auch sie
werden Stück für Stück durch die
Hydrotransport­Systeme ersetzt.

Fortsetzung folgt! Weiter geht es
mit diesem Hintergrundbericht in
der nächsten Ausgabe ­ oder, wer
nicht so lange warten will, kann
auf der Internetseite des grünen
blatts bereits weiter lesen.

Dieser Artikel basiert auf Vorort­Re­
cherchen in Alberta, Interviews mit
Vertreter*innen von kanadischen Um­
welt­NGOs, First Nations, aus Ölin­
dustrie und Politik sowie auf Internet­
Recherchen.

ENERGIE L

Vortragsangebot
Tar Sands
Die Autor*in bietet Vorträge zum
Thema an ­ basierend auf mehr als
hundert Bildern, die im Zuge offener
und verdeckter Recherchen in Alber­
ta gewonnen wurde. Dutzende In­
terviews mit Indigenen, Wirtschafts­
vertreter*innen und Menschen aus
Umwelt­NGOs sind in diese Präsen­
tation eingeflossen.

Terminabsprachen sollten frühzeitig
vorgenommen werden. Der Vortrag
ist sowohl in deutscher als auch
englischer Sprache möglich. Techni­
sche Voraussetzung ist insbesondere
ein Beamer.

Kontakt: falk@greenkids.de
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Suncor­Industrieanlagen nördlich von Fort McMurray
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Laute Ankündigung
von neuem Reaktor,

Laufzeitverlänge-
rung des alten &

Sicherheitsfragen
NukeNews Das Jahr 2013 endete
mit einer deutlichen Ansage des Ei-
gentümers des AKW Krško GEN
Energija, dass innerhalb von 15 Jahren
in Krško ein zweiter Reaktorblock
errichtet würde. Diese Ankündigung
hat aber keine rechtliche Grundlage,
denn offiziell wurde in Slowenien
(noch) keine Entscheidung über den
Bau eines zusätzlichen Blocks in Krš-
ko getroffen. Vielmehr braucht Slo-
wenien ganz eindeutig keinen weite-
ren AKW-Block, denn die Energie-Sze-
narios, die 2011 für ein neues
Energieprogramm vorbereitet wur-
den, zeigen, dass Slowenien auch
ohne zusätzliche Atomanlagen
Strom exportieren kann. Darüber-
hinaus ist der geplante Standort in
Krško aus seismischer Sicht riskant.
Im Jahre 2013 erhielt Slowenien einen
Bericht von der französischen
Atomsicherheitsagentur ISRN zum
Thema Erdbebengefährung des
Standortes Krško, worin vor signifi-
kanten seismischen Risiken gewarnt
wird. Um diesen Bericht mit IRSN-Ex-
pert*innen zu diskutieren und die
Notwendigkeit einer öffentlichen Be-
teiligung an Atomdebatten zu unter-
streichen, organisierte Focus eine
internationale Koneferenz.
Greenpeace Slowenien und Focus
schickten außerdem im Zusammen-
hang mit beschädigten Brennstäben
im bestehenden Reaktor in Krško
mehrere Offene Briefe an die slowe-
nische Atomaufsichtsbehörde und
weckte die Aufmerksamkeit slowe-
nischer und kroatischer Medien für
diese Problematik. Während der Be-
treiber versucht die Problemen des
Reaktors zu lösen, versucht er
gleichzeitig eine Laufzeitverlänge-
rung von 50% zu erwirken (bis 2043,
anstatt 2023). Bisher wurde in Slo-
wenien keine öffentliche Debatte zu
dieser Angelegenheit eröffnet.
http://focus.si/index.php?node=25&id=1
373
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Schwierigkeiten bei Vorbereitungen zum
Bau des zweiten Atomreaktors in

Slowenien
für das Krško­II­Projekt zu überden­
ken und die Möglichkeit der Suche
nach einem anderen Standort genau­
er zu untersuchen."

Es ist unwahrscheinlich, dass es an­
derswo in Slowenien möglich wäre,
trotz der Ergebnisse früherer öffent­
licher Umfragen einen neuen Atom­
reaktor zu bauen. Jetzt hat das GEN
das IRSN von der weiteren Teilnah­
me an der Untersuchung ausge­
schlossen und sucht nach einem an­
deren Institut, das bereit ist zu bestä­
tigen, der zurzeit geplante Standort
sei nicht ungeeignet.

NukeNews Obwohl die Mehrheit der
slowenischen Bevölkerung seit vielen
Jahren den Bau eines zweiten Atom­
reaktors in Krško ablehnt, gründete
eine frühere Regierung ein halbpriva­
tes Stromversorgungsunternehmen in
öffentlichem Besitz, GEN, das ein sol­
ches Projekt fördern und organisieren
und die Lebenszeit des ersten Reak­
tors um 20 Jahre verlängern soll. Oh­
ne Parlamentsbeschluss begann das
GEN mit Forschungen und verwal­
tungstechnischen Vorbereitungsmaß­
nahmen und erteilte dem französi­
schen Institut IRSN die Genehmigung,
seismische Studien des Reaktorgelän­
des durchzuführen.

Das Urteil des IRSN ist jedoch nicht
positiv, wie das GEN gehofft hatte.
Das Institut stellt fest, seine "ernst zu
nehmenden neuen Befunde er­
laub[t]en es nicht, in Bezug auf die
Eignung des Krško­II­Geländes für
den Bau eines neuen Atomkraftwer­
kes positiv zu entscheiden. Das IRSN
weist darauf hin, dass der Bau eines
Reaktors in einer geologischen Ver­
werfungszone bedenklich ist. Ent­
sprechend den Empfehlungen der
IAEA (International Atomic Energy
Agency) und der NRC (Nuclear Re­
gulatory Commission) ist das IRSN
der Meinung, dass das GEN in Be­
tracht ziehen sollte, seine Strategien
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NukeNews Das AKW-Projekt Fenno-
voima sieht sich mit großen Proble-
men konfrontiert, da sich weitere 15
Anteilseigner zurückgezogen haben -
einige vollständig, andere teilweise.
Die große Überraschung für alle be-
stand jedoch darin, dass darunter
einige große Industriekonzerne wa-
ren. Derzeit befinden sich nur 50,28%
der Anteile in finnischer Hand - der
Rest steht zum Verkauf.
Nach dem Rückzug von E.On hat Fen-
novoima den Reaktorhersteller ge-
wechselt: Rosatom bietet nun einen
1.200-MW-Reaktor an, der im Ver-
gleich zur ursprünglichen Planung
(1.600 MW) um 25% kleiner dimensio-
niert ist. Rosatom plant den Kauf
der ursprünglich von E.On gehaltenen
Beteiligung, d.h. 34%. Nach dem Aus-
stieg von E.On im Jahr 2012 stehen
nun weitere Anteile in Höhe von 16%
zum Verkauf, jedoch haben sich bis-
her keine Käufer gefunden.
http://www.nuclear-heritage.net/index.
php/Fennovoima_shrinking

NukeNews Ende November 2013
fuhren Atomkraft­Befürworter*innen
(eine pro­Atom­Student*innen­Stif­
tung unter der Federführung des
polnischen Wirtschaftsministeriums,
gesponsort von den größten Playern
im polnischen wie im globalen
Atomgeschäft einschließlich Areva,
EDF, Hitachi, PGE) zum wiederhol­
ten Mal einen sogenannten "Atom­
Bus" entlang der Küste der nordpol­
nischen Regionen, um eine "Informa­
tions"­Tour zu unternehmen. Diese
stoppte in mehreren Städten und
Dörfern einschließlich der Standort­
kandidaten für das erste polnische
AKW und veranstaltete Treffen an
Schulen, um die Beteiligungszahlen
an ihren Veranstaltungen deutlich zu
erhöhen. Neben dem Darbieten der
üblichen pro­Atom­Mythen und Ar­
gumente in ihren Ansprachen
wurden auch einfache physikalische
Experimente gezeigt, die meistens
völlig ohne direkten Zusammenhang

zum AKW waren und manche von
ihnen sogar ohne jeden Bezug zu
Phänomenen der Kernspaltung (viel­
leicht glücklicherweise...).

Letztes Jahr war Atomkraft­Geg­
ner*innen des lokalen Komitees "Nie
dla atomu w Lubiatowie" ("Nein zu
Atomkraft in Lubiatowo") mehrfach
der Zutritt zu solchen Veranstaltun­
gen verwehrt worden, während sich
die pro­Atom­Leute verbal an ihnen
vergriffen:

http://www.niedlaatomuwlubiato
wie.pl/atomowy­autobus­1.html

http://www.niedlaatomuwlubiato
wie.pl/atomowy­autobus­
2013.html

Offizielle Website der atomkraftbe­
fürwortenden Organisatoren:

http://www.atomowyautobus.pl

NukeNews Entgegen dem Ergebnis
des Referendum vom Oktober 2012,
als die Bevölkerung gegen ein neues
Atomkraftwerk in Litauen gestimmt
hatte, versuchen die Politiker*innen
weiterhin das Projekt voranzutrei-
ben. Die Regierung Litauens wird
bald, wie in den Medien angekündigt,
eine Entscheidung hinsichtlich des
Schicksals des AKW Visaginas tref-
fen. Pläne zur Diskussion der ge-
meinsamen Position der drei Balti-
schen Staaten in Hinblick auf das
Projekt wurden ebenfalls verkündet.
Bislang waren sowohl lettische als
auch estnische Politiker*innen zu-
rückhaltend hinsichtlich dieses Vor-
habens.
http://www.nuclear-heritage.net/index.
php/Visaginas_NPP_fate_%22undecided
%22,_as_politicians_ignore_the_decisio
n_of_the_referendum
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Atom-Propaganda-Bus in Polen

Fennovoima
schrumpft
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AKW Visaginas:
Schicksal

"unentschieden"

NukeNews Am 13. Februar hat das
finnische Wirtschaftsministerium
verkündete, der Umweltbericht von
Fennovoima sei fertiggestellt und für
die Publikation zur öffentliche Erör­
terung und Kommentierung bereit.
Der 264 Seiten umfassende Bericht
wurde von dem Unternehmen Pöyry
vorbereitet, das im Vorfeld für den
Bruch europäischer Regeln zur sozia­
len Verantwortung von Unternehmen
kritisiert wurde.

Das Wirtschaftsministerium ist die für
den Prozess der Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVP) verantwortliche
Institution. Das internationale Ver­
fahren zur Umweltverträglichkeits­
prüfung nach der Espoo­Konvention
wird dagegen durch das Umweltmi­
nisterium vorgenommen. Die finni­
schen Organisationen, die Fennovoi­
mas AKW ablehnen, hoffen, dass das

internationale UVP­Verfahren kriti­
sche Einwände beisteuern wird.

Bisher scheint es mehrere Ergänzun­
gen seitens schwedischer Organisa­
tionen zum UVP­Programm zu geben.
Die wichtigste davon ist wohl die Be­
trachtung eines INES­7­Szenarios
(Super­GAU) in der Umweltverträg­
lichkeitsstudie. Ein weiterer wichtiger
Aspekt sind die Auswirkungen von
Packeis, der angeblich behandelt
wird, sich tatsächlich aber auf die
reine Beschreibung von Packeis be­
schränkt und keinerlei Analyse ent­
hält, wie beispielsweise der Reaktor
reagiert, wenn die Kühlung durch
solches unterbunden wird.

http://www.nuclear­heritage.net/
index.php/Pack_ice_and_bad_engi
neering

Atomnachrichten aus Finnland
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UK: NDA-Konsultation zu
Atommüllkippe ohne die

potenziell betroffene Gemeinden
NukeNews Stop Hinkley hat am 22.
Januar die Konsultationen der Nucle­
ar Decommissioning Authority (NDA ­
Behörde für die Stilllegung kerntech­
nischer Anlagen) zu Lagerungs­ und
Entsorgungsplänen für mittelradioak­
tive Abfälle und Kernbrennstoff­
Rückstände torpediert. Bisher hat sich
die NDA entschieden, nur mit einer
sehr begrenzten Interessengruppe,
basierend auf AKW­Standorten, in
Gespräche zu treten. Die Öffentlich­
keit wurde in dem Stadium, als alle
Optionen auf dem Tisch lagen und sie
die Entscheidung über den Atommüll

hätte beeinflussen können, nicht ein­
bezogen.

Stop Hinkley möchte die Öffentlich­
keit ermuntern die Vorschläge der
NDA zurückzuweisen, da sie nicht in
der Lage war eine vollständigen Be­
teiligung der Öffentlichkeit zum ge­
eigneten Zeitpunkt zu gewährleisten.
"Die NDA muss nochmal zurück ans
Reißbrett, um zu verstehen, wie sie
die Öffentlichkeit in Konsultationen
zu gefährlichen in Großbritannien
produzierten radiologischen und
chemischen Abfällen einbezieht."

Widerstand gegen die
polnischen AKW-Bau-Pläne
NukeNews Eine Bürger*innengruppe
aus der Landgemeinde Mielno, zu der
auch das Dorf Gaski gehört, das als
offizieller Kandidat für den Standort
des ersten polnischen AKW gehandelt
wird, hat gegen die durch den obers­
ten Verwaltungschef der Woiwod­
schaft Westpommern ausgestellte
Standortgenehmigung des AKW Klage
eingereicht. Die Genehmigung war
von der Verwaltungsleitung aufrecht
erhalten worden, aber die Bürger*in­
nen wollen Beschwerde beim Verfas­
sungsgericht Polens einlegen.

Außerdem präsentierte eine Delega­
tion von Bürger*innen aus Mielno in
einer Sitzung des Landgemeinderats
ein Dokument, das die potenziellen
negativen Auswirkungen eines mög­
lichen Baus und Betriebs eines AKW
auf ihre Region darstellte. In lokalen
Meinungsumfragen der letzten Mo­
nate hatte sich außerdem herausge­
stellt, dass die Bevölkerung Mielnos
für erneuerbare Energien (anstelle
von Atomkraft) ist.
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NukeNews Die Europäische Kom-
mission hat mit einer eingehenden
Untersuchung begonnen, durch die
festgestellt werden soll, ob Großbri-
tanniens Pläne zum Bau und Betrieb
eines neuen AKW in Hinkley Point den
EU-Vorschriften zu staatlichen Beihil-
fen entsprechen. Insbesondere be-
zweifelt die Kommission, dass das
Projekt unter einem echten Markt-
versagen leidet. Die Eröffnung einer
gründlichen Untersuchung gibt in-
teressierten Dritten die Möglichkeit,
die Maßnahme zu kommentieren.

EU-Kommission
untersucht Atom-
Subventionierung

NukeNews Das Verfahren gegen die
vier Aktivist*innen, die den letzten
Castor-Transport nach Gorleben im
November 2011 blockierten und den
Zug für 15 Stunden aufhielten, wurde
eingestellt. Das Gericht bot an, dass
jede*r Aktivist*in anstelle der Zah-
lung der geforderten Geldstrafe von
je 1.100 Euro 250 Euro an den Verein
"Kinder von Tschernobyl" spenden
solle. Zu einer Gerichtsverhandlung
kam es daraufhin nicht mehr. Die vier
Aktivist*innen hatten sich mit den
Armen an einer unter den Gleisen
verborgenen Betonkonstruktion an-
gekettet.
http://blockcastor.wordpress.com

Beton - es kommt
drauf an, was man

draus macht!
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fb Über viele Jahre wurde Finnland
international als das führende Land
der sogenannten "Renaissance der
Atomenergie" (eine weltweit wach­
sende Zahl neuer Reaktorvorhaben
war von der Atomlobby genutzt wor­
den, um so zu tun als hätte diese In­
dustrie eine blühende Zukunft) be­
trachtet. Das allererste EU­Reaktor­
design, der Europäische Druckwas­

serreaktor EPR, entwickelt von der
französischen Framatome (heute:
Areva) und dem deutschen Siemens­
Konzern, sollte als Prototyp in Olki­
luoto in Finnland errichtet werden.
Gleichzeitig sollte ein Endlager für
hochradioaktive Abfälle, genannt
Onkalo, in Angriff genommen wer­
den (noch nicht in Betrieb). Atom­
kraftbefürwortende Medien und
Atomlobby behaupteten die finnische
Bevölkerung unterstütze diese Pläne,
und für einige Jahre war es unmög­
lich dieses Medienbild zu korrigieren.

Vor einigen Jahrzehnten, als die ers­
ten AKW­Standorte für vier Reakto­
ren in Loviisa und Olkiluoto etabliert
wurden, protestierte eine starke Anti­
Atom­Bewegung gegen diese Politik,
die bereits einen weiteren fünften
Reaktor plante. Nach der Katastrophe
in Tschernobyl 1986 schien es, dass
dieser neue Reaktor nicht mehr ge­
baut würde, und die meisten der ak­

tiven Leute wandten sich anderen
Angelegenheiten zu. Nur eine kleine
Zahl von Aktivist*innen setzte ihre
Kampagnen und Bildungsarbeit ge­
gen Atomkraft fort.

Eine neue Anti­Atom­Bewegung ent­
stand seit 2008, als das International
Anti­Nuclear (IAN) Festival eine neue
Generation von Aktivist*innen zu­
sammen brachte. Seitdem wurden
mehrere internationale Kampagnen,
Projekte und Veranstaltungen gestar­
tet, die überwiegend auf Olkiluoto­3
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NukeNews Im Zusammenhang mit
der Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) für die Errichtung eines fünf-
ten Reaktors im nahe Jekaterinburg
gelegenen AKW Belojarsk, einem
Schnellen Brüter BN-1200, fanden sich
in den Akten Belege dafür, dass Ro-
satom Kenntnis von hochgradiger
radioaktiver Kontamination des Ge-
biets hat: Jährlich werden 90.000-
100.000 Tonnen an radioaktivem Ma-
terial, unter anderem mit Gehalten
an Cäsium-137, in Gewässer geleitet,
werden dort Teil des biologischen
Kreislaufs und gelangen in den Fluss,
die Fische, den Boden und das
Grundwasser. Der Bericht gibt an,
dass die Konzentration an Cäsium-
137 im Wasser von bestimmten
Brunnen mehr als zehnmal so hoch
wie der in den russischen Strahlen-
schutzstandards (NRB-99) festge-
legte sogenannte "Interventions-
wert" ist. Die Radioaktivität von Cä-
sium-137, Strontium-90 und Kobalt-60
in anderen Brunnen liegt nahe dem
jeweiligen Interventionswert.
http://www.bellona.ru/articles_ru/articl
es_2013/plutonium-v-bolote

AKW Belojarsk:
Rosatom wusste

von Kontamination

NukeNews Die Atommafia in Russ-
land wird von Umweltschutzorgani-
sationen unterstützt: vom "Rus-
sisch-Deutschen Büro für Umweltin-
formation" (RNEI), einem Arm der
Organisation "Deutsch-Russischer
Austausch", und vom WWF Russland.
Beide stellten für einen Wettbewerb
um den besten umweltpolitischen
Artikel oder Bericht unter Radio-,
Fernseh- oder Zeitungsreporter*in-
nen einige Preise zur Verfügung.
Ausgeschrieben wurde der Wettbe-
werb von Rosatom, der russischen
Bundesagentur für Atomenergie.
http://www.kerstinrudek.de/rosatom-
praktiziert-greenwashing

Rosatom praktiziert
Greenwashing - RNEI
und WWF Russland

machen mit
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2008 formte sich eine neue, junge Anti­Atom­Bewegung in Finnland ­ beim IAN
Festival nahe dem 5. Reaktor des Landes (Olkiluoto­3). Das FairTrade­Schiff
"Estelle" war an den Protesten mit Veranstaltungen beteiligt.
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NukeNews Walkatjurra Walkabout
ist ein Fest für Wangkatja-Land, ein
Zeugnis für die Stärke einer Gemein-
schaft, die über 40 Jahre lang den
Uranabbau in Yeelirrie bekämpft hat.
Und es ist eine Chance, zusammen-
zukommen, um unsere Hingabe für
eine nachhaltige Zukunft ohne ato-
mare Bedrohung miteinander zu tei-
len. Es ist auch eine Chance, wieder
Verbindung mit der Erde aufzuneh-
men und die Tradition für unser Land
zu marschieren neu zu beleben. Der
Walkatjurra Walkabout-Marsch ver-
läuft ohne Drogen oder Alkohol.
Der Walkatjurra Walkabout-Marsch
findet vom 23. April bis zum 26. Mai
2014 statt, und wir würden Euch
gern dazu einladen. "Das Marschieren
für das Land hat das Ziel, die Men-
schen wieder mit dem Land in Kon-
takt zu bringen. Der Walkatjurra
Walkabout-Marsch ist eine Wallfahrt
über Wangkatja-Land und im Geist
unserer Vorfahren, sodass wir als
derzeitige Treuhänder unser Land
und unsere Kultur für zukünftige
Generationen schützen können.... Wir
laden alle Menschen ein, von überall-
her, zu uns zu kommen und gemein-
sam zu gehen, um eine klare Bot-
schaft auszusenden, dass wir unse-
re Umwelt und unsere Heiligen Orte
hier unberührt erhalten wollen". (Ka-
do Muir, Traditioneller Landbesitzer,
Yeelirrie)
Der Walkatjurra Walkabout 2013 war
ein riesiger Erfolg und stärkt weiter
die gemeinsame Aufgabenstellung,
das Land zu schützen und den
Uranabbau zu stoppen. Lasst uns
diesen Druck aufrecht erhalten und
das Uran unberührt - Wanti Uranium!
Lasst es im Boden!
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Infomaterialien
http://Material.Nuclear­Heritage.NET

Anti­Atom­Materialien aus unter­
schiedlichen Ländern können hier in
verschiedenen Sprachen herunterge­
laden oder in gedruckter Form be­
stellt werden.

(der schon genannte fünfte Reaktor
Finnlands), Uranabbau­Vorhaben in
Tervola und Ranua sowie das geplan­
te EON­Fennovoima­AKW in Nord­
finnland fokussierten.

Anfang November 2012 ereignete sich
eine schwere Umweltkatastrophe in
dem Nickel­ und Uran­Tagebau Talvi­
vaara. Tausende Kubikmeter toxischer
und radioaktiver Abwässer wurden
aufgrund einer Leckage freigesetzt.
Schnell erhoben sich tausende Men­
schen und protestierten gegen den
Uranabbau in Talvivaara und forder­
ten die Schließung der Anlage. Eine
große Zahl neuer Aktiver trat auf­
grund der Talvivaara­Katastrophe der
Bewegung gegen Bergbau und auch
der Anti­Atom­Bewegung Finnlands
bei. Innerhalb der finnischen Um­
weltbewegungen betrachten Viele
Uran als Bergbauproblem und ein von
der Atomkraft völlig abgekoppeltes
Thema, wodurch es oft auch an der
Vernetzung von Initiativen gegen
Bergbauvorhaben, die in Finnland
meist auch Uran umfassen, und Kam­
pagnen gegen Atomkraftwerke oder
Atommülllager mangelt. Im Falle der
Talvivaara­Katastrophe gelang es In­
itiator*innen dieses Thema zu kop­
peln und die radioaktive Komponente
der Freisetzung des giftigen Bergbau­
Cocktails immer wieder anzubringen.
Viele neue Initiativen wurden gestar­
tet und es entstand eine enthusiasti­
sche Atmosphäre innerhalb der finni­
schen Anti­Atom­Kämpfe.

Die finnische Anti­Atom­Bewegung
besteht aus vielen kleinen Aktivist*in­
nen­Gruppen, teilweise in Austausch
mit Umweltorganisationen, aber
überwiegend graswurzelartig. 2010
war die öffentlich angekündigte "Ol­
kiluoto­Blockade" das erste landes­
weite Zusammentreffen finnischer

Anti­Atom­Aktivist*innen mit einem
größeren Rahmen zur Diskussion von
Strategien und um viele Aktivist*in­
nen einmal persönlich zu treffen.
Davon abgesehen finden Strategie­
diskussionen eher lokal statt, und in
manchen Regionen wie Finnisch­
Lappland (die nördliche Verwal­
tungsregion Finnlands) oder im
dichtbesiedelten Süden stehen Grup­
pen in einem engeren Austausch
miteinander. Spezielle Bewegungen
entstanden gegen die Vielzahl neuer
Uranabbau­Vorhaben und gegen die
Fennovoima­AKW­Neubaupläne.

­ ANZEIGE ­
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fb Alte Lügenmärchen in neuem
Kleid ­ das könnte die Kurzbeschrei­
bung für den Atompropaganda­Film
"Pandora's Promis" (Pandoras Ver­
sprechen) sein. Angeblich erstmals
sei ein hochkarätiger Dokumentar­
film publiziert worden, der Position
für die Atomkraft beziehe. Neu mag
das Format "Dokumentation" er­
scheinen, zumindest heutzutage sel­
ten, die Geschichte darin ist jedoch
die selbe langweilige und falsche
Story von der verheißungsvollen und
letztlich doch irgendwie auch siche­
ren Atomenergie. Das ist in etwa
dasselbe, was eine*r in nahezu jeder
Atomanlage als Werbefilm vorgesetzt
wird ­ nur dass dort nicht auf "Doku­
mentarfilm" gemacht wird, sondern
reine Objektivität und Wissenschaft­
lichkeit vorgegaukelt wird.

Pandora's Promise geht die Sache
anders, erfolgversprechender an: Die
handvoll Protagonist*innen, die uns
durch den Film begleiten, werden
überwiegend als ehemalige Atom­
kraftgegner*innen dargestellt. Einst
waren sie eisern gegen Atomkraft
und für die Umwelt ­ jetzt haben sie
aber, wer hätte das hier erwartet,
endlich verstanden, dass sie ganz
falsch lagen. In Wirklichkeit, so ha­
ben sie angeblich heraus gefunden,
ist Atomenergie nämlich gar nicht so
schlimm wie immer behauptet wird ­
und Solarstrom ist ja noch viel ge­
fährlicher!

In Helsinki wurde der Dokumentar­
film am 1. Februar als Teil des Doc­
Point Filmfestivals erstmals einer
breiten finnischen Öffentlichkeit prä­
sentiert und zur Diskussion gestellt.

Ein fragwürdiges Ereignis angesichts
der massiven Atompolitik der finni­
schen Regierung, die in Widerspruch
mit der öffentlichen Meinung steht,
die Umfragen zufolge deutlich gegen
neue Atomanlagen ist.

Büchse der Pandora
Der Film spielt auf den griechischen
Mythos von Pandora, die von Zeus
mit der "Büchse der Pandora" (ei­
gentlich einem Krug) ausgestattet
wurde, um Rache an den Menschen
zu üben, nachdem Prometheus das
Feuer gestohlen hatte. Das Gefäß
enthielt alle Übel der Welt sowie die
Hoffnung. Die Menschen sollten das
Geschenk nicht öffnen, doch sie ­
oder Pandora selbst, das ist in der Li­
teratur umstritten ­ tun es. Daraufhin
entwichen alle Plagen in die Welt,
und bisher unbekannte Übel wie Ar­
beit, Krankheit und Tod überfluteten
die Erde. Bevor auch die Hoffnung
freigesetzt worden wäre, wurde der
Krug wieder geschlossen.

Irgendwann wurde der Deckel erneut
gehoben, und schließlich entwich
auch die Hoffnung. In der Literatur
ist die Deutung dieser Tat umstritten.
Einige meinen nachdem die Welt an­
gesichts all der Übel ein trostloser Ort
geworden sei, habe die Hoffnung das
Leiden der Menschen etwas gemil­
dert. Darauf spielt wohl auch "Pan­
dora's Promise" an, denn im Unterti­
tel wird diese zitiert: "At the bottom
of the box she found hope".

Die gebräuchlichere Interpretation ist
aber, dass die Hoffnung eine trügeri­
sche sei und in Wahrheit als "das
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NukeNews Am Freitag, dem 7. De-
zember fand im Verwaltungsgebäu-
de von Sosnovy Bor ein öffentliches
Hearing zu den vorläufigen Unterla-
gen für den UVP-Prozess zur "Ent-
sorgunsstätte für radioaktive Abfäl-
le" (PDRW) statt. Als "Grabstätte"
wird eine 50 Meter dicke Lehm-
schicht zwischen zwei Wasser-
schichten angeboten. Dieser Stand-
ort befindet sich etwa 3 km von be-
siedeltem Gebiet entfernt (Dorf
Rakopezhi), 1 km von der Ostsee und
5 km von einem Nadelwald.
Die Diskussion zu diesem Projekt
läuft schon seit 2 Jahren. Unabhän-
gige Experten, Atomwissenschaftler,
VertreterInnen von öffentlichen Or-
ganisationen aus Sosnovy Bor wie
auch die gesetzgebenden Ver-
sammlungen von St. Petersburg und
der Region Leningrad, VertreterInnen
der Kommunistischen Partei, von
"gerechtes Russland" und der Partei
"Yabloko" kritisieren dieses Projekt
scharf.
http://www.nuclear-heritage.net/index.
php/Radioactive_Grave_In_One_Kilomet
er_From_The_Baltic_Sea_And_40_km_
From_St._Petersburg

Radioaktives Grab in
1 km Entfernung von
der Ostsee & 40 km
von St. Petersburg

NukeNews Der junge Filmemacher
Praved Krishnapilla aus Südindien,
einer Region, welche direkt durch das
AKW Koodankulam betroffen ist,
arbeitet an einem 60 Minuten langen
Film, um die schändlichen Methoden
und Lügen der Atomlobby in seinem
Land und weltweit darzustellen.
Innerhalb einiger Wochen und durch
viel Arbeit verschiedener, vor allem
österreichischer AktivistInnen
(Praved lebt seit 1999 in Wien),
scheint klar, dass es gelungen ist,
das nötige Geld (mehr als 20.000 €)
dafür zusammenzubringen.
http://www.startnext.de/en/nuclear-lies

Filmprojekt Nuclear
Lies - erfolgreiches

Crowdfunding

Die Lügen und falschen
Versprechungen der
Atomlobbyist*innen
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NukeNews Die deutschen Umwelt-
schutzorganisationen und Anti-
Atom-Initiativen machen nicht bei
der Expertenkommission mit, die ein
Endlager für Atommüll finden soll.
Die Suche nach einem Endlager ver-
läuft nicht transparent und beinhal-
tet als festgelegten Standort nur
Gorleben, wo schon 1,8 Milliarden Euro
investiert worden sind und Infra-
struktur bereits errichtet wurde:
Zwischenlager, abgebrannte Brenn-
stäbe, Pilot-Konditionierungsanlage
und Polizeigebäude in der Kreisstadt
stehen schon zur Verfügung. Das
Gesetz trat in Kraft, ohne dass eine
breite gesellschaftliche Diskussion
über das Vorgehen und die Kriterien
für die Jahrtausende dauernde Auf-
gabe der Atommüllentsorgung
stattgefunden hätte.
Die Konzentration der Endlagersuche
auf hochradioaktiven Abfall be-
schränkt den Blick auf nur etwa fünf
Prozent des schädlichen Atommülls.
Außerdem ist die Finanzierung des
Suchverfahrens aus einem öffentli-
chen Fonds, der von den Kraftwerk-
betreibern gespeist wird, nicht si-
chergestellt.
Das Gesetz zur Standortwahl er-
möglicht Enteignungen und mini-
miert die legalen Überprüfungsmög-
lichkeiten, die zurzeit noch bestehen.
Dazu kommt, dass die Bundesländer
an Macht verlieren und statt dessen
mit dem "Bundesamt für kerntech-
nische Entsorgung" eine neue Super-
behörde entsteht, die auch in Fragen
etwa des Gewässerschutzes oder
des Bergrechtes weitreichende Be-
fugnisse besitzt.

http://www.neues-deutschland.de/artik
el/918909.zwei-stuehle-bleiben-vorerst-
leer.html

ENERGIE L

Zwei leere Stühle -
Umweltbewegung
beteiligt sich nicht

an Endlager-
Kommission

Übelste aller Übel" anzusehen sei,
weil die Menschen so in ihrem Dasein
fortfahren sich immer von Neuem
quälen zu lassen.

Pandoras Versprechen
Es scheint Eigenironie zu sein, dass
ein Pro­Atom­Propagandafilm ausge­
rechnet auf diese Geschichte aus der
griechischen Mythologie anspielt.
Denn es fällt nicht schwer im Aus­
buddeln des Urans aus dem Erdreich
das Öffnen des Geschenks der Pando­
ra zu erkennen. Einherkommend mit
der Verwendung des Urans werden
Atombomben entwickelt und über
2.000mal gezündet. Atomkatastro­
phen mit vielen Todesopfern und un­
zähligen Dauergeschädigten folgen
1957 in Kyshtym (Mayak, Sowjetuni­
on), 1959 in Simi Valley (USA), 1986
in Pripyat (Tschernobyl, Sowjetunion)
und 2011 in Fukushima (Japan) ­ um

nur einige der als folgenschwersten
eingestuften zu nennen. Viele tau­
sende Uranbergarbeiter*innen wer­
den offiziell als Opfer der Radioakti­
vität gehändelt, die Zerstörung der
Abbaugebiete und Schädigung der
zivilen dort lebenden Bevölkerung
gar nicht berüchsichtigt. Und schon
im Normalbetrieb werden Menschen
krank ­ die KiKK­Studie brachte den
Beweis für den Zusammenhang zwi­
schen Nähe des Wohnortes zu einem
AKW und der Wahrscheinlichkeit des
Auftretens von Krebserkrankungen
bei Kindern.

Insofern sollte der Film eigentlich
geeignet sein zu verdeutlichen, dass
die Atomkraftnutzung vor allem Un­
heil gebracht hat. Und die Vernunft
sollte sagen, dass mensch damit
schleunigst aufhören müsste, um den
Schaden zumindest zu begrenzen.
Dennoch treiben Atomlobbyist*innen

grünes blatt » Frühjahr 2014

Anti-Atom-Infodienst
Kontakt: news@NukeNews.nuclear­heritage.net
Deadlines: 30. März 2014, 22. Juni 2014
Internet: http://NukeNews.Nuclear­Heritage.NET

Aus dem Nuclear Heritage Network gibt es seit zwei Jahren ein
mehrsprachiges Infotool für Anti­Atom­Aktivist*innen und sonstige
Interessierte. Unter dem Namen "NukeNews" erscheint alle drei
Monate ein Newsletter, der in derzeit sieben Sprachen (deutsch,
englisch, finnisch, französisch, litauisch, russisch und tschechisch)
per E­Mail verschickt und im Internet veröffentlicht wird.

Die NukeNews spiegeln die Aktivitäten, Themen und Kämpfe der
Aktivist*innen aus dem Netzwerk wider. Die Texte werden von
Menschen vor Ort geschrieben und übersetzt.

Ihr könnt die NukeNews online in der euch liebsten Sprachversion
abonnieren. Eure Unterstützung in Form von kurzen Beiträgen
oder bei der Übersetzung ist sehr willkommen. Artikel sollen kurz
& knapp und in englischer Sprache verfasst sein. Sie müssen eine
aussagekräftige Überschrift enthalten und können per Link auf
Hintergrundinformationen verweisen.

Eure Beiträge zur nächsten Ausgabe der NukeNews könnt ihr per
E­Mail noch bis zum 30. März 2014 und dann wieder bis zum 22.
Juni 2014 schicken.
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den Bau neuer (längst veralteter)
Reaktoren voran, um schnell noch zu
verdienen, während das Schiff "Ato­
mindustrie" längst sinkt. Wirtschaft­
lichkeit und Produktionsengpässe
lassen den weltweiten Atomstroman­
teil immer weiter sinken ­ ungeachtet
der vereinzelten Neubauten.

So betrachtet ist "Pandora's Promise"
die Fortsetzung der gewohnten
Atompropaganda auf neuem Terrain
und mit modernisiertem Konzept ­
als Dokumentarfilm. Es wird gar
nicht versucht die Gefahren und De­
saster der Atomenergienutzung zu
negieren, das wäre wohl auch ver­
gebliches Bemühen. Stattdessen ist
das Konzept kurz umrissen die Story
einer Handvoll ehemaliger angebli­
cher Atomkraftgegner*innen, die
einst 100%ig von dem Unheil über­
zeugt waren, das die Nutzung der
Atomkraft mit sich bringt, sich aber
glücklicherweise eines besseren ha­
ben belehren lassen. Jetzt sind die
ex­Atomkraftgegner*innen heiße
Verfechter*innen der Atomenergie
und wollen den Zurückgebliebenen,
die es noch nicht geschnallt haben,
den rechten Weg weisen: Atomkraft
ist zwar gefährlich, aber sie ist not­
wendig und immer noch besser als
alle Alternativen.

Hierzu werden uns alte Märchen der
Atomindustrie von einst möglichen
technischen Lösungen für den Atom­
müll und die Beseitigung des Unfall­
risikos aufgetischt, vermengt mit alt­
bekannten Atom­Lügen von minima­
len und wenig gefährlichem
Atommüll, von der Atomkraft als kli­
mafreundliche Energiequelle oder ­
wohl die unverschämteste von allen ­
von angeblich nur etwas mehr als 50
Todesopfern der Tschernobylkata­
strophe. Abgemischt wird das ganze
mit einem schlechten Interviewver­
such mit der international bekannten
Atomkraftgegnerin Helen Caldicott,
die keine Lust hatte auf die ihr im
Vorbeigehen an den Kopf geworfenen
pro­Atom­Provokationen zu antwor­
ten, und mit erschütternden Bildern
aus Tschernobyl und Fukushima, be­
gleitet von den arroganten Protago­

nist*innen, die gar keinen Grund se­
hen Atomkraft abzulehnen.

DocPoint Filmfestival
DocPoint wurde erstmals 2001 in
Helsinki veranstaltet. Das Filmfestival
hatte sich ursprünglich zum Ziel ge­
setzt finnische Dokumentarfilme be­
kannter zu machen, da diese selten in
Finnlands Kinos gezeigt und im
Fernsehen ausgestrahlt wurden. Da­
mit sollten Themen und Arbeiten vor
allem finnischer Filmmacher*innen
stärker ins Bewusstsein der Öffent­
lichkeit gebracht werden. Anders als
bei vielen anderen großen Filmfesti­
vals gibt es hier keine Restriktionen
hinsichtlich der Aktualität ­ es kön­
nen auch Dokumentarfilme gezeigt
werden, die ihre Premiere längst
hinter sich haben. Von Anfang an
wurden auch Produktionen aus an­
deren Ländern ausgestrahlt, so wie es
hier mit Pandora's Promise der Fall
ist.

Warum lädt ein Dokumentarfilm­
Festival einen Atompropaganda­Pro­
dukt ein? ­ Im Interview erklärte
DocPoint­Intendantin Ulla Simonen,
dass sie mit diesem "ersten atom­
kraftbefürwortenden Dokumentar­
film" eine kontroverse Diskussion
starten wollte. Pandora's Promise
sollte ein Gegenstück zu den üblichen
kritischen Filmen bilden ­ insgesamt
wurden fünf atomkraftbezogene Do­
kumentarfilme im 2014er Filmfesti­
val präsentiert. Im Anschluss an die
Vorführung von Pandora's Promise
sollte im Rahmen eines "Nuclear
Business Seminar" diskutiert werden
­ in Form einer Podiumsdiskussion
mit fünf Vertreter*innen unter­
schiedlicher Perspektiven.

Ulla Simonen engagiert sich seit den
frühen 1980ern gegen Atomenergie
und hat wahrscheinlich an allen grö­
ßeren Demonstrationen in Finnland
teilgenommen. Die Idee den hochra­
dioaktiven Atommüll unter der Ost­
see zu verbuddeln (Onkalo ­ das ge­
plante Endlager am AKW Olkiluoto)
findet sie "eine fürchterliche Ent­
scheidung". Aber Pandora's Promise

beeindruckt sie, es war der erste Do­
kumentarfilm, der sie zweifeln ließ
und zu der Frage brachte: "Könnte
Atomkraft eine bessere Lösung gegen
den Klimawandel sein?". Zwei Wo­
chen lang, nachdem sie den Film im
Auswahlverfahren für das Festival
angeschaut hatte, empfand sie diese
Infragestellung noch als Schock ­ "lag
ich falsch?". Der Super­GAU in
Tschernobyl hatte mit den Behaup­
tungen der finnischen Atombehörde
STUK Finnland sei nicht betroffen,
obwohl das Gegenteil offensichtlich
war, eine tiefe Wunde hinterlassen.

In Finnland gibt es derzeit einen Dis­
kurs mensch solle in Hinsicht auf die
Atomkraft nicht schwarz/weiß den­
ken, also nicht pro oder contra, son­
dern Lösungen dazwischen finden.
Das führt manchmal zu so absurden
Ansichten, wie sie im August letzten
Jahres im ansonsten beeindrucken­
den CASE PYHÄJOKI Projekt von ei­
ner Referentin geäußert wurde, dass
mensch nicht einfach gegen das ge­
plante AKW in Pyhäjoki sein sollte,
sondern dem Atomkonzern etwas
anderes zum Profitmachen anbieten
müsse. Differenzierte Diskussionen
sind sicherlich Mangelware und im
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Allgemeinen zu begrüßen ­ aber es
sollte auch differenziert werden, wo
sie angebracht sind, oder nur als
Rechtfertigung für den herrschenden
Diskurs herhalten sollen. Bei der
Atomkraft muss die Abwägung zwi­
schen theoretischen Vorteilen und
dem einhergehenden Risiko zu einem
entschiedenen "Nein" als Antwort
führen ­ kein vermeintlicher Gewinn
rechtfertigt die enormen Risiken und
die realen Folgen dieser Technologie.

"Die Diskussionen in Finnland müssen
kontroverser werden, bisher werden
wesentliche Dinge nicht berührt." Si­
monen meint damit, warum zum Bei­
spiel veraltete Technologie in finni­
schen Atomkraftwerken verbaut wird,
wenn es doch dem Film zufolge seit
den 1950ern bessere Atomtechnolo­
gien gegeben hätte. Ja­Nein­Debatten
findet sie nicht gut. Es sollte kontro­
vers diskutiert werden und keine
Zensur geben. Daher auch Pandora's
Promise als Teil von DocPoint, wobei
Simonen den Film ganz klar einord­
net: Pandora's Promise ist "Propagan­
da".

Aber auch die Anti­Atom­Dokumen­
tarfilme seien in dieser Hinsicht ähn­
lich aufgemacht: vieles wird ausge­
lassen, Emotionen dominieren, aus­
gewählte Bilder beeindrucken,
obwohl sie nicht unbedingt Signifi­
kanz haben ­ z.B. der Geigerzähler,
der nicht fehlen darf. Ganz egal was
die Aussage sein soll, er wird benutzt,
um Zahlen zu zeigen und zu sugge­
rieren das sei bedeutend. Was die
Zahlen wirklich bedeuten, ihre Aussa­
gekraft bleibt im Unklaren. So taucht
dieses Stilmittel sowohl in den atom­
kraftkritischen Filmen als auch bei
Pandora's Promise auf ­ mit gegentei­
liger Message. "Der Dokumentarfilm
ist kein gutes Format für wirklich ob­
jektive Botschaften ­ er funktioniert
am besten durch Emotionen und ar­
beitet immer mit Auslassungen."

Grundstruktur des Films
Die Mehrzahl der Protagonist*innen
war früher gegen die Atomkraft,
wirklich überzeugte Aktivist*innen,

aber sie mussten erfahren, dass alle
Argumente falsch und Lügen waren.
Der Film verheimlicht die Atomkata­
strophen nicht, zeigt stattdessen
Atomwaffeneinsätze und die Kata­
strophen in Harrisburg, Tschernobyl
und Fukushima ­ und stimmt zu, dass
das alles nicht gut war.

Anti­Atom­Argumente wie die Pro­
bleme mit dem Atommüll oder
Krebsrisiko werden erwähnt und Zi­
taten gegenübergestellt, die behaup­
ten diese wären falsch: den hundert­
tausenden Tschernobylopfern wird
die IAEA­Lüge von nur etwas über 50
Todesfällen gegenübergestellt, wobei
die WHO, die diese Zahlen mitträgt,
als Kronzeug*in herhalten muss, ob­
wohl Atomkraftgegner*innen seit
langem auf den IAEA­WHO­Knebel­
vertrag hinweisen, der es der Welt­
gesundheitsorganisation verbietet,
ohne Zustimmung der Atompropa­
ganda­Behörde zu strahlenbezogenen
Gesundheitsaspekten zu sprechen. In
Sachen Atommüll werden Areva &
co. zitiert, die mit unzutreffenden
Zahlen das Volumen der radioaktiven
Abfälle verniedlichen.

Klima ist das Hauptargument für die
Atomkraft in diesem Film ­ was ihn
eigentlich schon diskreditieren sollte,
weil längst belegt ist, dass mit der
Atomstromproduktion erhebliche
Treibhausgasemissionen verbunden
sind und andererseits diese schwer­
fällige Technologie keine Chance
hätte in kurzer Zeit einen relevanten
Anteil an der Energieproduktion der
Welt zu erreichen. Aber das wissen
die meisten Menschen nicht, so ent­
falten die falsche Behauptung Atom­
kraft produziere NULL CO² und die
Bilder eines angeblich grünem
Frankreich, das durch seine 80%
Atomstrom so viel umweltfreundli­
cher als atomkraftkritische Staaten
sei, gewiss auch Wirkung.

Nachdem einerseits die eigene
Glaubwürdigkeit durch das Einge­
ständnis von Fehlern (Atombomben,
Fukushima, Tschernobyl) dargestellt,
Gegenargumente (Atomopfer, Atom­
müll) ausgeräumt und andererseits
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die Notwendigkeit (Klimaschutz)
verdeutlicht wurde, rundet die Pro­
paganda­Show die Vision von einer
eigentlich gar nicht so schlechten
Atomkraft mit veralteten Atomträu­
men von Brütertechnologie und Tho­
rium­Reaktoren, die ein Ende mit
Unfallgefahr und Atommüllproblem
machen sollen, ab. Dass diese Tech­
nologien bereits in der Praxis ge­
scheitert sind, und die Atomindustrie
sich längst davon abgewandt hat,
wird unter den Teppich gekehrt.

Schlussfolgerung
Falsche Fakten, alte Geschichten, ir­
reführende Argumentationen. Pan­
dora's Promise bringt nichts Neues
ans Tageslicht, lediglich ein anderes
Format. Fehlerhafte Messungen mit
verschmutzten Geigerzählern und
fehlleitende Interpretationen des
Einflusses von Radioaktivität bilden
den wissenschaftlichen Rahmen die­
ser Produktion von Robert Stone.

Es entsteht der Eindruck, dieser Film
sei einzig dazu gemacht, um jegliche
Leute zu diskreditieren, die immer
noch gegen Atomkraft sind, indem
ihre Argumente als Falschdarstellun­
gen inszeniert und sie selbst als
Ideolog*innen/Dogmat*innen mit
falscher Information dargestellt wer­
den.

Klar, es ist ein guter Ansatz kontro­
verse Diskussionen zu starten, Leute
dazu zu bringen ihre Überzeugungen
zu hinterfragen und gegensätzliche
Positionen darzustellen. Ob Pandora's
Promise hierzu ein geeignetes Mittel
ist, bleibt fraglich. Der Dokumentar­
film baut auf Lügen und Falschdar­
stellungen auf, und wiederholt
schlicht die Märchen, die von der
Atomlobby seit Jahrzehnten herunter
gebetet werden. Das ist keine gute
Basis für eine fundierte Debatte,
stattdessen werden die Zuschau­
er*innen in die Irre geführt. Was
daraus folgt, kann eigentlich nur die
Simulation einer sinnvollen Diskussi­
on sein, wenn auf Lügen und veral­
tete Märchen gesetzt wird.
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Heizkomposte als dezentrale Lösung

der Energieproblematik?
kardan Energiewende selbst ge-
macht: Dieser Artikel behandelt Po-
tential und Grenzen einer relativ
kostengünstigen Heizmethode als
dezentrale Lösung für mehr Energie-
autonomie. Bei der Kompostierung
erzeugen Oberflächenbakterien mit
Hilfe von Sonnenlicht Enzyme zum
Aufspalten organischer Verbindungen
wie Cellulose („Grünzeug”) und Li-
gnin (Holz) . Dabei wird Wärme frei,
was den Abbauprozess beschleunigt.

Wird diese Wärme gezielt mit Was-
serschläuchen im Innern entzogen,
kann dieser Zersetzungsprozess auf
bis zu 18 Monate gestreckt werden.
Martin Mollay berichtet sogar im
dritten Jahr von 35°C (biomeiler.at) .
Bei ausreichendem Volumen kann
dieser Wärmespeicher so ein Einfa-
milienhaus ganzjährig mit Wärme
versorgen. Ein Hotel in Ottersberg
bei Bremen hat damit bereits positive
Erfahrungen gesammelt: 44 °C nach
einer Woche Frost mit -12 °C Außen-
temperatur und insgesamt 4000 Euro
Gaskostenersparnis im Laufe eines
Jahres (native-power.de) .

Durch das große Volumen ist das In-
nere auch bei Frost vor dem Erfrieren
geschützt. Die äußeren 50 bis 70 cm
dienen als Dämmung, sodass die
Kompostheizung auch bei anhalten-
den Frostgraden (-10 °C) pro Tag
maximal 1 °C verliert und sich an-
schließend schnell „erholt".

Übrig bleibt je nach Materialzusam-
mensetzung ein großer Haufen Hu-
mus für Garten und Feld — ideal für
(werdende) Selbstversorger*innen
und Landwirte.

Aufbautechnik
Die Form der Grundfläche ist varia-
bel, sollte aber 10m² nicht unter-
schreiten. Ideal sind 25m² für Einfa-
milienhäuser und ab 50m² für Indus-
trieanlagen. Zusätzlich sollte eine
Fläche zum Abladen der Biomasse
und ggf. Platz zum Rangieren für
einen Radlader vorhanden sein. Bei
besonders engem Terrain können
Hackschnitzel z.B. in Kartoffelsäcken
verpackt werden.

Dem System Heizkompost ist in der
Fläche keine Grenze gesetzt. Daher
ist es beliebig skalierbar und kann
z.B. auch in einem Gewerbegebiet
errichtet werden.

Ich selbst war 2012 bei der Errich-
tung auf einer geneigten Anfahrt ei-
ner Druckerei in Delmenhorst dabei,
wo ein Heizkompost die Betriebshei-
zung und Duschen unterstützt. 2013
startete ein Bauer in Holvede, nach-
dem er sich beim Aufbau eines Kom-
postes zur Beheizung von Tomaten-
tunneln überzeugt hatte, den land-
wirtschaftlichen Versuch mit einer
200 m² Miete zur Humusproduktion.

Doch es gibt auch Einschränkungen.
Sofern die Rücklauftemperatur der
Heizanlage über 50 °C liegt, ist die
Temperaturdifferenz zum Erwärmen
des Wassers zu gering sodass u.U. im
Gegenteil der Komposthaufen beheizt
wird. Bei einer Rücklauftemperatur
um 40 °C und darunter ist das bio-
technische Heizkompostsystem sehr
gut geeignet. Überschreitet die benö-
tigte Vorlauftemperatur 50 °C, ist die
Kombination z.B. mit
einer Gastherme sinn-
voll. Im Einzelfall kann
dies durch die Anwen-
dung der Temperatur-
differenzmethode ent-
fallen.

offene Fragen
Neben der Platzfrage ist es aus öko-
logischem Blickwinkel entscheidend,
woher das Material kommt. Weitere
Wälder abzuholzen oder wie Jain
Pain vom Unterholz zu befreien, ist
m.E. nicht nur in diesen Breiten we-
nig wünschenswert. Es kann Sinn
machen, verstärkt (Beeren-)Hecken
anzupflanzen, um Felder vor Erosion
zu schützen, sodass beim Beschnitt
etwa alle drei Jahre eine Menge Bio-
masse anfällt, doch ist dies allein zur
Versorgung kleinerer Gärtnereien
oder Höfe mit Warmwasser nicht
ausreichend.

Ich sehe großes Potential zur Effikti-
vierung der Energieausbeute und da-
mit zur Senkung des Materialbedarfs
durch eine stärkere Dämmung z.B.
mit doppelwandigen Folien.

Die Kombination mit bestehenden
Gewächshäusern erscheint ideal und
es sollten Versuche unternommen
werden, welche Nutzpflanzen mit
dem kribbeligen Mikroklima eines
holzigen Komposthaufens gut aus-
kommen.

Durch systematische Messwerterfas-
sung mit mehreren Sensoren im In-
neren besteht die Chance, Rück-
schlüsse auf vorherrschende Bak-
tiernkulturen und damit die
jeweilige Kompostierungsphase zu
ziehen, um die auf mikrobieller Ebe-
ne ablaufenden Prozesse besser zu
verstehen und den Prozess der Heiß-
rotte langfristig zu optimieren.

Mehr Infos auf heizkompost.info

Entweichender Wasserdampf des frischen Mist-Hackschnitzel-Gemisches beim Aufbau eines Heizkompostes in Holvede im Februar
2013. Oben: Die Folie soll die erstmals versuchsweise eingesetzte Gülle am seitlichen Entweichen hindern und zusätzlich dämmen.
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Technik für sichere private Kommunikation

kardan Es bleibt kompliziert und
spannend und noch immer dürfen wir
fast täglich dazu lernen, was Geheim-
dienste können. Es ist zwar möglich,
mit vernebelnden Selbstbeschwichti-
gungen die installierte Repressionsin-
frastruktur zu ignorieren, doch die
Snowden-Show hatte nicht zum Ziel,
uns vor Aufregung oder Resignation
zu lähmen, sondern soll unsere Ener-
gie zur Selbstorganisation freisetzen.
Wer es schon immer gewusst hat, mag
nun noch geduldiger erklären. Wer
"keine Ahnung von Computern" hat,
aufmerksam zuhören und einen Um-
stieg auf ein freies Betriebssystem wie
z.B. Tails mit vorinstallierter Tor-An-
onymisierung erwägen und sich über
Browser-Fingerprinting informieren,
um nicht versehentlich doch entlar-
vende Spuren zu hinterlassen.

Der Kauf von Whatsapp durch Face-
book (s. Grafik) zeigt (mal wieder)
eindrucksvoll, was Daten wert sind
und warum aufstrebenden Firmen,
die sichere Kommunikation verspre-
chen, oder mit eigenen Protokollen
oder militärischer Verschlüsselung lo-
cken, nicht zu trauen ist. Das meiste
davon rangiert unter "Schlangenöl",
also Quacksalberei.

Netzwerksicherheit
Nicht erst seit der Verwandlung des
Internets in ein Kriegsgebiet mit NSA-
Programmen wie BULLRUN, wodurch
SSL-Verschlüsselung gezielt ausgehe-
belt wird, hinterlassen alle (geldge-
bunden) Handlungen Datenspuren im
Internet. Fluggastdaten werden im
Klartext durch die Ozeane gepumpt
und neben der "passiven" Erfassung
allen Datenverkehrs wird auch aktiv
in Kommunikation eingegriffen.
„Quantum Insertion” heißt ein Zau-

berbegriff aus dem
Werkzeugkasten der
Fünf-Augen. Damit
werden man-in-the-
middle (MITM)-Angriffe
automatisiert, um z.B.
falsche SSL-Zertifikate
unterzujubeln oder Ver-
bindungen zu unterbre-
chen und damit Daten-
verkehr gezielt zu be-
hindern. Auch betreiben
US-Geheimdienste
schon länger etliche Tor-
Knoten, um das ansons-
ten vertrauenswürdige
Anonymisierungssystem
anzugreifen. In einer Veröffentli-
chung unter dem Titel „Trawling for
Tor Hidden Services: Detection,
Measurement, Deanonymization”

wurde der Preis mit
11 .000 USD bezif-
fert, um über 8 Mo-
nate mit 23 gemie-
teten Servern genü-
gend Knoten als
"guard notes" im
Tor-Netzwerk zu
etablieren, um in
Kombination mit
einem DoS-Angriff
hidden services zu
deanonymisieren.
Bevor ihr nun
schreiend davon
lauft: Das Problem
wurde Ende Januar
behoben und alle
Betreiber von Tor-

Relays sollten ein Update erwägen
(siehe blog.torproject.org) .

Gerätesicherheit
Alljährlich rekalibriert der Chaos
Computer Club mit seinem Kongress
unsere Wahrnehmungsfilter. So wur-
de das mental ohnehin turbulente
Jahr 2013 nach Enthüllungen über
Hintertüren in Routern und den
meisten Mobiltelephonen gekrönt mit
Vorträgen über mögliche hardware-
und software-basierte Angriffe auf
Laptops und deren Komponenten wie
z.B. mittels Festplatten-Firmware. Es
ist damit individuelle Hausaufgabe,
diese versuchen zu verstehen und
Konsequenzen zu ziehen.

Der naheliegende aber kosteninten-
sive Weg, mittels freier Hardware
Kontrolle über Kommunikationsgerä-
te zurück zu erlangen gleicht durch
die benötigten hohen Stückzahlen

dem Aufstieg an einer
Felswand. Mit Stück-
kosten von über 500
Euro und tausenden
Entwicklungsstunden
für Betriebssystem und
Anwendungen bleiben
sichere Telephone leider
eine Domäne für be-
sonders Interessierte
und Betuchte.

Doch warum ist das
wichtig? Wer ein iPhone
oder Blackberry besitzt,
hat vielleicht verfolgt,
dass der Zufallszahlen-

generator so manipuliert wurde, dass
damit verschlüsselte Zertifikate leicht
zu knacken waren. Doch neben die-
sen auf dem Anwendungsprozessor
laufenden Programmen mit ge-
schlossenem Quellcode, gibt es in je-
dem Smartphone zwei weitere un-
kontrollierbare Bereiche: den Base-
band-Prozessor, gemeinhin bekannt
als GSM-Modem, und die SIM-Karte,
welche die unbemerkte Installation
von Anwendungen durch Netzbetrei-
ber selbst ermöglicht. Die beiden
Hersteller für GSM-Chips, Qualcomm
und Texas Instruments, bleiben pro-
prietär, doch von einer alten nicht
mehr produzierten Version, dem TI
Calypso, tauchte eine Spezifikation
im Internet auf, welche Harald Welte
benutzte, um osmocom zu entwi-
ckeln. Mit dieser quelloffenen GSM-
Implementation funktioniert u.a. das
Openmoko (gta02) . Der Nachfolger,
openphoenux (gta04) von goldende-
licous in München benutzt jedoch
leider einen Chip von Qualcomm.

Fairness
Nach dem Erfolg des Fairphone sah
sich Apple genötigt, lauthals Verspre-
chungen zu machen, nun auch fair
produzieren zu wollen. Allerdings
bleibt abzuwarten, wie ernst das ge-
meint ist.

Auch Nikolaus Schaller, Entwickler
und Sponsor des gta04, machte die
Zusage, tiefergehende Recherchen
über Produktionsbedingungen und
verwendete Komponenten zu unter-
stüzten. Alle können mithelfen beim
Einholen von Informationen über
Hersteller und Vertriebe und beim
Verschicken von Anfragen.

Mehr dazu auf makeitfair.org und
openphoenux.org/hardware.
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Die Rede ist von 150 Anlagen, welche die
CIA in Deutschland laut SZ betreibe* , um
in Zusammenarbei t mit der in Aufl ösung
begri ffenen Zentral stel l e für Befragewissen
des BND in Berl in Asylbewerber* innen zu
"interviewen" und ggf. in die U SA zu entfüh-
ren.

Wir sind auf dem Weg zu verstehen,
warum die NSA ein solches Budget
zur Totalüberwachung des Internet
eingeräumt wird und warum alle Mi-
grantInnen hierzulande wie Krimi-
nelle behandelt werden. Der Krieg
gegen den Terror hat totale Ausmaße
angenommen und wie in „1984” ge-
schildert, gibt es mittlerweile zu jeder
Zeit irgendwo auf der Welt ein Land,
in dem unsere Waffen gerade im Ein-
satz sind. Nicht zuletzt zum Wohle
der Wirtschaft, der Sicherheit des
Volkes, oder was der Neusprechmixer
eben gerade ausspuckt.

Die Trefferquote bei Drohnenangrif-
fen liegt bei 80%, d.h. immerhin je-
des fünfte der bald 5.000 Opfer ist
zivil und entspricht damit nicht den
Ausmerzkriterien der „signature
strikes” von Obamas „disposition
matrix”, der geheimen "kill list" mit
Zielen der nächsten Dekaden. Bei der
Eröffnung des AFRICOM in Stuttgart,
der US-Einsatzzentrale für den Raum
Afrika, und Begrüßung des 4-Sterne-
Generals Ward bat das Bundeskanz-
leramt, nicht so viel öffentlichen

Wind zu machen, da sie eine kritische
Debatte in den Medien fürchtete. In-
tern waren die Anwesenden der
Bundeswehr allerdings mächtig stolz,
nun in der ersten Liga mitspielen zu
dürfen.

Auch BND-Agenten dürfen sich als
Kombattanten des internationalen
Terrors fühlen, denn die beachtliche
Leistung ihrer Analysearbeit besteht
darin, aus Millionen Mobilfunknum-
mern die vermeintlichen schwarzen
Schafe heraus zu fischen und an die
CIA weiterzugeben. Doch die „deut-
schen Helden” (US General Marks im
Irak) zieren sich ein wenig, können
das Rampenlicht der Medien nicht
genießen und versuchen in vorbildli-
cher Bescheidenheit ihre Leistung
herunter zu spielen. Die übermittel-
ten Daten seien garnicht ausreichend

und dürften für Morde
auch nicht verwendet
werden. Geheimdienst-
koordinator Pofalla
wurde sogar unterstellt,
die Öffentlichkeit und
das Parlament hinsicht-
lich der NSA-Abhörpro-

blematik belogen zu haben, obwohl
BKin Merkel ihm vollstes Vertrauen
zugesagt hatte (Neusprech für „such
dir schon mal 'nen neuen Job”) .

Was ist eigentlich los? Hat nicht die
Bertelsmann Stiftung / Initiative für
Neue soziale Marktwirtschaft (INSM)
vor ein paar Jahren zu „unver-
krampftem Patriotismus" aufgerufen!
Es muss doch möglich sein, Geheim-
dienstleistungen im Kampf für die
Freiheit öffentlich zu feiern. Ich bin
der Meinung, der deutsche Militär-
Geheimdienstkomplex hat ein PR-
Problem. Verantwortliche sind
scheinbar der Meinung, dass rechtes

Gedankengut in weiten Teilen der
Bevölkerung keinen Beifall finde, so-
dass wichtige Details vor der Öffent-
lichkeit verborgen werden, wie der
NSU-Prozess mit erschreckender
Häufigkeit bewies.

Nicht nur die USA wird von Politi-
kern regiert, die Krieg für eine ver-
tretbare oder gar gute Angelegenheit
halten. Rohstoffsicherung gehört
auch für deutsche und europäische
Politik zur Tagesordnung, seitdem die
Bertelsmann-Stiftung in Form des
Centrum für angewandte Politikfor-
schung (CAP) , einem von Steuergel-
dern finanzierten Institut der Lud-
wig-Maximilian-Universität (LMU) in
München, die BundespolitikerInnen
berät. Universitäten wurden umge-
staltet, um stärker von Drittmitteln,
also Industrieaufträgen, abhängig zu
sein. Mittlerweile wird Militärfor-
schung an einer bedeutenden Anzahl
von Hochschulen praktiziert. Doch
warum wird darüber, abgesehen von
Bundeswehroffizieren, die von Schu-
le zu Schule tingeln, so wenig ge-
sprochen? Der wirtschaftliche Süden
Deutschlands lebt von Militärindus-
trie und ein Blick auf die Hersteller
von Drohnentechnologie dokumen-
tiert die Abhängigkeit vom Erfolg der
US-amerikanischen Außenpolitik.

BND hilft CIA bei Drohnenmorden
kardan CIA verhört Asylbewerber*innen in Deutschland und BND übermittelt Mobiltelefondaten an die CIA

Elektronische Fehlsteuerungen führen
immer wieder zu Abstürzen von Predator-
Drohnen. Fernoperatoren in Nevada und
New Mexico sind ratlos.

Von Camp Lemonnier in Djibouti starten
US-Drohnenangriffe auf Somalia und
Yemen in klassifizierten Operationen

Auf den Militärbasen Creech und Cannon in Nevada und New Mexico werden
Drohnen bei vollautomatischen Tötungen überwacht, oder ggf. mit Joystick korrigiert
(rechts) . Oben: Nachempfindung des CIA-Hauptquartiers aus der Serie "Intelligence".

* Quellen: gruenes-blatt.de/index.php/2014-01:BND-CIA-Drohnenmorde

Bild: http://www.thetruthseeker.co.uk/?p=59032
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Fragen von Pussy Riot an Putin &

Obama zu den Olympischen Spielen
Übersetzung von democracynow.org (kardan)

Nach ihrer Entlassung aus dem Ge-
fängnis im Dezember hatten am
Dienstag zwei Aktivistinnen der russi-
schen Gruppe Pussy Riot ihr erstes öf-
fentliches Auftreten in den USA. Na-
dia Tolokonnikova und Maria Alyok-
hina haben fast ihre gesamte
zweijährige Haftstrafe für den Protest
in der Orthodoxen Kathedrale gegen
Vladmiir Putin abgesessen. Kurz nach
ihrer Ankunft sprachen sie auf einer
von Amnesty International organi-
sierten Pressekonferenz.

AMY GOODMAN: Masha und Nadia,
wilkommen in den Vereinigen Staa-
ten. Welche Nachricht habt ihr an
diesem Abend der Olympischen Spie-
le in Sochi für AmerikanerInnen?
Falls ihr die Gelegenheit hättet, eine
Frage an Präsident Obama und Präsi-
dent Putin zu richten, was würdet ihr
die beiden fragen?

MARIA ALYOKHINA: Wie wir alle
wissen, boykottiert die US-amerikani-
sche Führung die Olympischen Spiele.
Aber natürlich sprechen wir an dieser
Stelle über die politische Führung,
nicht die US-amerikanische Bevölke-
rung, von der während der Spiele ei-
nige in Russland sind. Also ist es
wichtig, ein paar Worte an diese
Menschen zu richten. Wir bitten alle
US-AmerikanerInnen einen genauen
Blick auf Rußland zu werfen, auf das
Rußland hinter den Bildern der
Olympischen Objekte und Gebäude.
Diese Objekte haben keinen Bezug zu
Rußland; sie sind fremd in Rußland.
Das einzige, was sie mit Rußland ver-
bindet, ist die Tatsache, dass sie mit
Steuergeldern errichtet wurden, Geld
das gestohlen wurde, um diese Olym-
pischen Objekte aufzubauen.

NADIA TOLOKONNIKOVA: Hinsicht-
lich Präsident Obama, ist es für mich
keine Frage, sondern ein Aufruf bzw.
ein Appell, sich ohne Angst öffentlich
zu äußern, was Sie bei den Ereignis-
sen während ihres kommenden Besu-
ches in Rußland fühlen. Die Frage an
Vladmir Putin: Haben Sie es nicht
langsam satt?

BUZZFEED REPORTER: Also ihr bei-
den habt als Performance-Künstlerin-
nen begonnen, bevor ihr zu den Akti-
vistinnen wurdet, die wir heute ken-
nen. Was denkt ihr, das durch

Aktivismus zu er-
reichen ist, das
sich durch Per-
formance-Kunst
nicht erreichen
lässt? Und wer-
den wir euch je-
mals wieder als
Künstlerinnen er-
leben?

NADIA TOLO-
KONNIKOVA:
Nun, wir wurden
nicht zu Aktivs-
tinnen, wir waren immer welche. In
dem Moment, als eine Person von
Pussy Riot eine Strumpfmaske über-
zog, hat sich nichts verändert, sie
hatte immer noch die Rolle einer po-
litischen Aktivstin, einer Umweltakti-
vistin, und bis jetzt hat sich nichts
daran geändert. Der einzige Unter-
schied ist, wer spricht und wie und
wann wir öffentlich ohne Maske
sprechen.

MARIA ALYOKHINA: Es wird Perfor-
mances geben, die sowohl in Bezug
zu unseren neuen Aktivitäten, als
auch zu unseren früherenen Aktivi-
täten als Pussy Riot stehen.

NADIA TOLOKONNIKOVA: Es ist ab-
solut unmöglich, dies von uns zu
trennen und ich empfinde dies jedes
Mal, wenn ich gute Musik höre und
sehe — z.B. The Clash.

RACHEL FELDMAN: Hier Rachel
Feldman, Fox News. Was ist euer
endgültiges Ziel? Habt ihr Angst, zu-
rück ins Gefängnis zu gehen?

MARIA ALYOKHINA: Nun, wir wer-
den immer gefragt, wie und ob wir
zurück ins Gefängnis gehen, und aus
irgend einem Grund denken alle,
dass wir Angst davor haben müssen.
Wenn eine Per-
son im Gefäng-
nis landet für
eine Kritik der
politischen
Führung des ei-
genen Landes,
demonstriert
das lediglich die
politische Si-
tuation in die-
sem Land. Also,

in diesem Fall, sind wir stolz, dass
wir im Gefängnis gelandet sind, da-
für, dass wir unsere politischen An-
sichten ausgedrückt haben und wir
sehen nichts Erschreckendes daran.

NADIA TOLOKONNIKOVA: Unser Ziel
ist Transparenz, Rußlands politisches
System und das russische Justizvoll-
zugssystem transparenter zu machen.
Das ist komplett mit allem verbun-
den, was wir im Moment tun.

Nachtrag
kardan Die Olympischen Spiele wur-
den überschattet von blutiger Re-
pression in der Ukraine. Nach einem
Treffen zwischen Janukowitsch und
Putin am 19. Februar eskalierten die
seit Monaten anhalten EuroMaidan-
Proteste gegen Korruption und
Fremdbestimmung am 20. Februar in
einem Brandanschlag auf das von der
Opposition besetzte Gebäude, wäh-
rend Verletzte und Bewegungsunfä-
hige darin schliefen. Obwohl die
Russische Föderation für ihren Hang
zur Niederschlagung von Aufständen
bekannt ist, stellt sicht sie die Frage
nach den NATO/EU-Interessen in der
Region. Dass der Termin der Neu-
wahlen im Mai mit den Neuwahlen
des EU-Parlaments zusammen fällt,
schürt Misstrauen.

Photomontage des Unabhängigkeitsplatzes in Kiev vor Beginn der
Proteste und während des blutigen Donnerstags am 20. Februar.
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„Berufsrevolutionäre“ - das

unerwartete Erbe Lenins

Von Lenin stammt die Idee einer
kleinen Elite bezahlter Funktionäre,
die die Arbeiter_innen organisieren
und zur Revolution führen. Nicht
zuletzt auch eine Frage des Bewusst-
seins – denn die Möglichkeit, dass
sich Arbeiter_innen auch ohne die
Führung von Seinesgleichen eine re-
volutionäre Haltung erarbeiten, hat
Lenin klar verneint. Seine Bezeich-
nung für die so gerechtfertigte Funk-
tionärselite: Berufsrevolutionäre.1

Das derselbe Begriff grob hundert
Jahre später zur Selbstbezeichnung
eines Teils der deutschen radikalen
Umweltbewegung wurde, lässt sich
auf den ersten Blick als Ironie der
Geschichte abtun. Schließlich han-
delte es sich jetzt um Anarchos, die
mutmaßlich nicht mal wussten, wie
Lenin das mit den Berufsrevolutio-
nären gemeint hatte. Jedenfalls wa-
ren sie so vernünftig, niemanden
durch ihre Führung beglücken zu
wollen. So weit, so gut.

Und doch findet sich auf dem zwei-
ten Blick eine andere Parallele: Die
neuen Berufsrevolutionäre (oder wie
auch immer sie sich inzwischen nen-
nen) sind Elite geblieben. Was als ihr
Ideal der Selbstorganisation daher-
kommt, meint die Verpflichtung auf
einen hoch-politisierten, dabei aber
sehr gleichförmigen Lebensstil. Es
gibt ziemlich viel, was es Leuten er-
schweren kann, diesen Lebensstil
nachzuahmen: Verantwortung für
Kinder, chronische Krankheiten, eine
schlechte körperliche Verfassung, „zu
hohe“ Ansprüche an Ernährung oder
Privatsphäre um nur ein paar Bei-
spiele zu nennen.
Vor allem aber: Es gibt ziemlich viele
Leute, die mit dem Bestehenden un-
zufrieden sind, aber trotzdem keine
Lust auf ein Leben haben, das ge-
kennzeichnet ist von Containern,
Trampen, Schnorren, Leben in Pro-
jekten, ziemlich beschränkten Bil-
dungsmöglichkeiten und dem noma-

dischen Immer-Weiter-Ziehen von ei-
ner Aktion zur nächsten.

In den Augen der neuen Berufsrevo-
lutionäre sind es natürlich andere
Ursachen, warum Leute sich ihnen
nicht anschließen oder -falls doch-
häufig nur ein paar Jahre durchhal-
ten. Wie wir vor ein paar Jahren im
Grünen Blatt lesen konnten,2 sind
diese Gründe allesamt selbstver-
schuldet. Konkret kommen in Frage:
„Mangel an Willensstärke, […] einge-
schleifte[r] Alltagstrott (Fremdbe-
stimmung als Routine) , Angst oder
Bequemlichkeit […] .“
Die alten Berufsrevolutionäre leug-
nen hartnäckig, dass Arbeiter_innen
auch schon mal ohne ihre Führung
ein revolutionäres Bewusstsein er-
reicht haben. Die neuen Berufsrevo-
lutionäre leugnen ebenso hartnäckig,
dass es außer Freiheitsunfähigkeit
andere Gründe gibt, warum Leute
nicht ihre Lebensweise und politische
Praxis aufgreifen. Beide Gruppen
haben sich so ganz gut in ihren eli-
tären Ideologien eingerichtet – nur
die Kommunikation mit der Außen-
welt ist manchmal schwierig.

Die Lücke wo mal die

Avantgarde war...

Es gibt aber noch einen großen Un-
terschied zwischen den beiden Kon-
zepten. Bei Lenin sollte zwar die
Masse der Bevölkerung nicht zu Be-
rufsrevolutionären werden, diese bil-
deten aber eine Avantgarde, der der
Rest folgen sollte. Trotz aller autori-
tären Vorzeichen ging es in der Pra-
xis also um eine konkrete Umwälzung
der gesamten Gesellschaft. Es ist oh-
ne Zweifel ein Fortschritt, dass sich
die neuen Berufsrevolutionäre von
dieser Avantgarde-Vorstellung verab-
schiedet haben. Ein mindestens
ebenso großer Rückschritt ist aber
die im selben Zug erfolgte Beerdi-
gung jeder gesamtgesellschaftlichen
Perspektive.
Moooment mal: Wir reden hier von
Anarchist_innen und die werden ja

wohl eine Vorstellung haben, wie eine
bessere Gesellschaft aussehen kann?
Ja, aber: Diese Ideen stehen seltsam
unverbunden neben ihren Aktionen.
Natürlich: Die Aktionskollektive ar-
beiten so hierarchiearm wie möglich
zusammen, Kritik wird nicht nur am
konkreten Aufhänger für die Aktion
formuliert etc.pp. Aber wie kann eine
Strategie aussehen, über die konkre-
ten Aktionen hinausgehend zu einer
Umwälzung des gesellschaftlichen
Rahmens zu kommen? Zugegeben
keine einfache Frage – aber die neuen
Berufsrevolutionäre versuchen meist
gar nicht, sie zu beantworten. So
wird etwa die Genfeldkampagne der
vergangenen Jahre zur Blaupause er-
folgreicher Politik schlechthin hoch-
stilisiert. Ihre technischen Erfolge
sind auch ohne Zweifel beeindru-
ckend und erfreulich. Das eine Kam-
pagne mit bestenfalls ein paar hun-
dert Aktiven aber weit davon ent-
fernt bleibt, an den sozialen
Verhältnissen in diesem Land etwas
grundlegendes zu ändern, wird aus-
geblendet. Denn sonst würden die
neuen Berufsrevolutionäre wieder
darauf gestoßen werden, dass ihr Le-
bensstil, ihre Projekte und Aktions-
formen für die meisten Menschen
schlicht unattraktiv sind. Daher ist
es nur logisch, dass im Grünen Blatt
schon die schlichte Parole, Kämpfe
„ums Ganze“ zu führen, grundlegend
abgelehnt wurde.3

...und warum das Elend der

Utopien sie nicht füllen

kann.

Es bleibt also eine tiefe Kluft zwi-
schen der konkreten Praxis und der
radikalen Kritik dahinter. Diese
ziemlich hässliche Aussicht wird
überpinselt mit so ziemlich allen
Farben aus dem utopischen Tusch-
kasten. Ein schlechter Ersatz, denn
sie teilen das Problem aller Utopien:
Zum größten Teil sind sie einfach nur
deprimierend. Das liegt nicht an
mangelnden Qualitäten ihrer Au-
tor_innen. Das Problem ist die

Die neuen Berufsrevolutionäre – Eine Kritik.

Brunnengert Der folgende Text ist eine – in meinen Augen überfä l l ige – Polemik. Er kriti-
siert daher etwas, was in dieser reinen und einheitl ichen Form wahrschein l ich auf keine einzelne
Person zutrifft, in vielen Fäl len der Real ität aber erschreckend Nahe kommt.
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grundsätzliche Unmöglichkeit, inmit-
ten dieser schlechten Verhältnisse das
Gute schon mit einer Menge konkre-
ter Details versehen zu beschreiben.

Ein ziemlich gutes Beispiel liefert der
kürzlich im Grünen Blatt nachlesbare
Versuch, die Utopie einer knastfreien
Gesellschaft vorzulegen.4 Bemerkens-
wert hellsichtig und reflektiert hat die
Autorin selbst das Unbefriedigende
der Utopie festgestellt. Die einzige
emanzipative Alternative wäre hier
aber eine Auseinandersetzung mit der
Strategiefrage gewesen – und die ist
ohne Infragestellung der neuen Be-
rufsrevolutionäre nicht zu haben.
Stattdessen legte eine Anarchistin in
diesem libertär gefärbten Blatt einen
Gesellschaftsentwurf vor, der in letz-
ter Instanz auf massiver sozialer
Kontrolle basierte.5 Einfach nur de-
primierend.

Leistung lohnt sich wieder.

Männlichkeit auch?

Zurück zur Praxis. Da das Endziel
der befreiten Gesellschaft in Himmel
oder Hölle der Utopien gefangen
bleibt, zählt hier nur der technische
Erfolg. Also nicht die Veränderung
der sozialen wie persönlichen Struk-
tur und damit verbunden die Umwäl-
zung aller gesellschaftlichen Verhält-
nisse, sondern das verhinderte Gen-
feld, das stillgelegte Kraftwerk usw.

Solche technischen Erfolge werden
weniger auf gesellschaftliche Bedin-
gungen, als vielmehr auf den persön-
lichen Einsatz der Aktiven zurückge-
führt. Im Stile des neoliberalen Leis-
tungswahns wird gegen „Loser“6

gehetzt, als könnte das die fehlende
soziale Perspektive der Kämpfe erset-
zen. Es werden mehr oder weniger
offen Kriterien formuliert, die die
Kämpfer(_innen?) erfüllen müssen,
um diese Auseinandersetzungen zu
gewinnen. Nochmal ein Teil des obi-
gen Zitats aus dem Artikel von jb,
was Leute von Selbstorganisation ab-
hält: „Mangel an Willensstärke, […]
Angst oder Bequemlichkeit […] .“ Das
heißt dann also umgekehrt: Willens-
stärke, Mut und Verzicht auf Be-
quemlichkeit machens möglich. Der
Leistungswahn mündet in die Ver-
herrlichung harter Männlichkeit.
Dies entspricht der inneren
Logik der Leistungsideolo-
gie. Zum Kotzen ist es
allemal!
Das übersetzt sich
nicht 1:1 in die All-

tagsebene. Harte Männlichkeit ist
auch in den Kreisen der neuen Be-
rufrevolutionäre (noch?) kein Kon-
zept, mit dem Mann sich langfristig
viele Freunde macht. Es hat sich un-
ter diesen Vorzeichen aber ein laten-
ter Anti-Feminismus breitmachen
können. Auf theoretischer Ebene ist
dafür der Artikel „Modernisiertes
Patriarchat“ wahrscheinlich das
krasseste Beispiel in letzter Zeit.7 Die
eigentlich ziemlich treffende Be-
schreibung des Patriarchats wird
grammatikalisch konsequent in der
Vergangenheit geliefert, denn der
Autor (! ) ist sicher: Das geht zu En-
de oder ist zumindest nicht mehr
prägend. Was dann als aktuelles
Muster von Herrschaft präsentiert
wird, hat mit einem (modernisierten)
Patriarchat eigentlich nichts mehr zu
tun. Wer auch immer den Artikel mit
einem „Stil loving feminism“-Logo il-
lustriert hat, denkt entweder ganz
schön subversiv oder hat einen ver-
dammt schwarzen Humor.

Diese theoretische Leugnung von
beinahe allgegenwärtiger Diskrimi-
nierung und Übergriffigkeiten von
Männern gegen Frauen findet
sich aber auch
im Alltag
der Szene.

Schon beinahe auf Stammtischniveau
(man wird ja wohl noch sagen dür-
fen. . . ) in der oben schonmal zitierten
E-Mail-Debatte: „Wenn ich einer
Person unanalytisches Vorgehen [. . . ]
nicht vorwerfen darf, weil sie eine
Frau ist, dann ist es nicht mehr
möglich, zu debattieren. Weil: Ich
muss ständig darüber nachdenken, ob
mein Gegenüber eine Frau ist. An-
statt sie als Mensch zu sehen.“
Dieselbe vulgäre Verkürzung der
queer-Theorie zum Anti-Feminismus
(das Leugnen der Relevanz von Ge-
schlechtern, während Geschlechterge-
walt sich live im eigenen Umfeld ab-
spielt) hat auch schon zum Ausblei-
ben von Solidarität nach Übergriffen
innerhalb von Szene-Freundeskreisen
geführt.

Me, myself and I bilden kei-

ne revolutionäre Bewegung!

Das Konzept der isoliert gedachten
Einzelkämpfe ohne Perspektive von
Umwälzungen auf einer höheren
Ebene, hat eine weitere unschöne
Nebenwirkung: Öffentliche Selbst-
inszenierung. Für manche Leute
scheint das Sich-Selbst-Erleben in

der Auseinandersetzung mit
dem Feind oder sogar öf-
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fentliche Aufmerksamkeit für die ei-
gene Person ein zentrales Kriterium
für Aktionen zu sein. Zentraler je-
denfalls als ihre gesamtgesellschaftli-
che Wirkung. Das führt zu manchen
ziemlich fragwürdigen Aktionen. Und
zu einem ganzen Spektrum mindes-
tens ebenso fragwürdiger Publikatio-
nen (Blogbeiträge, Presseartikel,
Buchbeiträge, eigenständige Bü-
cher. . . ) .

Dahinter steht zwar nicht nur und
bei manchen vielleicht noch nicht
mal besonders ausgeprägt der
Wunsch nach Selbstdarstellung. Die
meisten wollen so politische Inhalte
(mit! ) transportieren, und in vielen
Fällen gelingt das auch. Ich behaupte
aber, dass es diesen Preis nicht wert
ist. So radikal die enthaltende Kritik
im Detail auch manchmal (! ) ist –
ihrer Form nach wird sie bis zur Un-
kenntlichkeit entstellt. Denn wie in
den bürgerlichen Mediendiskursen
gerne gesehen, erscheint sie als An-
gelegenheit einzelner Exoten. Und
dementsprechend ungefährlich. Da
können noch so viele noch so enthu-
siastische Appelle zum Selbst aktiv
werden eingestreut werden – sie ver-
puffen ohne Konsequenz. Denn wer

sich einmal in die Pose des Einzel-
exoten stellt oder stellen lässt,
kommt da nicht mehr so schnell raus!
Radikale Kritik setzt an den Lebens-
realitäten konkreter Menschen an
und enthält das realistische Angebot
radikaler Praxis. So eine Kritik kann
deshalb nur in einem kollektiven
Prozess und aus einer Bewegung
heraus formuliert werden. Was Ein-
zelne aus dem Rampenlicht heraus
formulieren, kann zwar einzelne
Punkte richtig benennen. Unterm
Strich ist und bleibt es aber besten-
falls pseudo-radikal!

Versuch eines Fazits

Dieser Artikel behauptet einen inne-
ren Zusammenhang zwischen den
beschränkten Lebens- und Aktions-
formen und der fehlenden gesamtge-
sellschaftlichen Strategie der neuen
Berufsrevolutionäre. Aus diesem
grundlegenden Fehler versucht er
Utopismus, Leistungsideologie, Anti-
Feminismus und Selbstdarstellertum
innerhalb dieses Teils der radikalen
Umweltbewegung zu erklären. Wenn
das stimmt, haben wir dringenden
Diskussionsbedarf. Wenn nicht, auch.

1 Wer einen starken Magen hat, kann diese

Überlegungen in Lenins Schrift „Was tun?“

von 1 902 nachlesen. (Auch als PDF im Netz.)
2 Im Artikel „Was ist Selbstorganisierung?“ von

jb, erschienen in der Nr 55 im Sommer 201 0.
3 Im Artikel „Konsum-Kritik-Kritik-Kritik“ von

Floh, erschienen in der Nr. 59 im Frühjahr

201 2. Im Artikel wird ziemlich umfangreich

versucht, die Strategiefrage zu beantworten.

Im Resultat wird aber doch nur die Weigerung

begründet, über die Ebene einzelner Projekte

hinaus zu denken.
4 „Schöner leben ohne Knäste“ von hanna,

erschienen in der Nr 62 vom Herbst 201 3.
5 „Aber wenn die [Vergewaltiger] auf

Vorschläge nicht eingehen, dann gibt es

Outings. Das ist schon irgendwie auch Strafe.

So ganz überwunden haben wir das Konzept

Strafe wohl auch noch nicht. “
6 Zitat aus einer Diskussion, die im Mai 201 3

über eine E-Mail-Liste geführt wurde.
7 Erschienen im Grünen Blatt Nr 61 vom

Sommer 201 3, Autor ist jb.

Anzeigen
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Frühlingscamp im verdener
Waldgarten 23.3.-2.4.

Frühlingszeit – Campzeit! Wir la-
den dich ein, unser Projekt ken-
nenzulernen: Wir freuen uns über
Besuch von gärtnernden Menschen
aus anderen Projekten sowie von
unerfahrenen Interessierten, über
alt bekannte und neue Gesichter!

Außer den üblichen Pflanz-, Säh-,
Sens-, Gieß- und Gehölzarbeiten ist
viel Platz zum Austausch, Diskutie-
ren, Workshops machen, Kochen
und zusammen Zeit verbringen.
Folgende Wünsche haben wir an
die Teilis:
Melde Dich zügig und verbindlich
an. Du kannst auch nur für einen
Teil der Zeit teilnehmen. Sende bei
Interesse unbedingt eine Telefon-
nummer (es gibt dann nochmal ein
kurzes Telefonat zu bestimmten
Orga-Details).
Wir wünschen uns eine finanzielle
Beteiligung nach Selbsteinschät-
zung an Essenkosten (die werden
niedrig sein, es gibt einiges Contai-
nertes und Gespendetes). Die Un-
terbringung wird in geheizten Räu-
men in der Nähe des Waldgartens
sein (aber Du brauchst ein eigenes
Fahrrad oder Auto). Wetterfeste
Arbeitskleidung musst Du selbst
mitbringen.
Das Camp ist ein profeministischer
Schutzraum, in dem sich jede_r si-
cher vor Grenzverletzungen bewe-
gen können soll. Jede_r soll hier an
seinen Identitäten selbst basteln
können und in keine gedrängt wer-
den. Rumgemacker und Homopho-
bie wären also fehl an den Plätzen.
Dafür sollen alle gemeinsam Ver-
antwortung übernehmen.

allmendeperma@web.de
oder 017 66166 8718

A
n
z
e
ig
e

Anzeige
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WAA Neue Gruppe und Baustellen
Seit September '13 wird die Werk-
statt für Aktionen und Alternativen
in Düren weiter betrieben von einer
neuen Gruppe – inzwischen 10
Menschen, die die WAA für eine
wichtige Infrastruktur des Wider-
standes im Rheinland halten, und
sich deshalb vorgenommen haben
dort Baustellen voranzubringen,
und sie wieder zu einer offenen
Plattform für Projekte im Sinne von
Aktionen und Alternativen zu ma-
chen.
Nun im Februar '14 können wir sa-
gen, dass wir uns auf einem guten
Weg befinden, was diese Vorhaben
betrifft. Einige Räume haben wir
bereits durch „kleinere Arbeiten“
nutzbar(-er) machen können. So
zum Beispiel das neue Büro durch
Einrichtung und Ofeninstallation,
die Küche durch eine Teilrenovie-
rung und den Wohnbereich durch
Aufdoppelung der Fenster. Zudem
steht das „Kunstatelier“ kurz vor
der Einrichtung nach einer Reno-
vierung der Zimmer. Daneben gibt
es zwei große Baustellen die in An-
griff genommen wurden: Eine recht
große Gartenhütte und die Sanie-
rung zweier Räume im Erdgeschoss
des Haupthauses, die zu einem
Café werden sollen. Weitere Bau-
stellen sind für das Frühjahr ge-
plant: Die Dämmung des Daches
und die Installation einer Zentral-
heizung basierend auf einer Warm-

Wasser-Solar-Anlage und einem
Holzvergaser.

Offene Plattform für Aktionen und
Alternativen
Der Raum der durch die Renovie-
rungsarbeiten in der WAA geschaf-
fen wird, soll dann im nächsten
Schritt auch mit widerständigen
Projekten gefüllt werden, und zwar
nach dem Konzept einer offenen
Projektplattform, was heißt dass
die Infrastruktur zugänglich sein
soll für alle Gruppen und Einzel-
personen die sie für Projektarbeit
nutzen wollen unter konkreten Ab-
sprachen.
Wie der Name des Projekthauses
sagt, soll ein Schwerpunkt auf Al-
ternativen und Aktionen gesetzt
sein. Alternativen meint, dass wir
im Herzen des fossilen Kapitalis-
mus – dem rheinischen Braunkohl-
erevier – eine klimaneutrale Utopie
ein Stück weit umsetzten wollen,
genauso wie emanzipatorischere
Formen des Zusammenlebens. Ak-
tionen kann sich auf vieles bezie-
hen, zum Beispiel auf Aktionen ge-
gen die Totalzerstörung durch die
Tagebaue in der Region.
Den Winter über war die WAA kei-
ne offene Projektplattform, sondern
eine offene Baustelle, da die nutz-
baren Räumlichkeiten im Winter so
beschränkt sind, dass beides sehr
schwierig gewesen wäre. Ab dem
30. März soll die offene Nutzung

wieder auf Projektarbeit erweitert
werden. Das setzt für uns eine ge-
meinsame Auseinandersetzung mit
Konzepten offener Projektplattfor-
men voraus – und zwar mit mög-
lichst vielen Zukünftigen Nut-
zer_innen um Bedürfnisse aufein-
ander abstimmen zu können.
Eine gemeinsame Auseinanderset-
zung ist für uns auch notwendig
weil ein „offener Raum“ als festes
Konzept ein Widerspruch in sich
selbst wäre. Stattdessen muss es
ein flexibles Konzept bleiben, in
dem die Umgangsweisen sich an
den Bedürfnissen der Nutzer_innen
orientieren. Wir hoffen also im Zu-
ge der 'Wiedereröffnung der Pro-
jektplattform auf eine breite Aus-
einandersetzung mit diesem Thema
im Umfeld der WAA.

Wiedereröffnungsfeier?
Vom 28. bis zum 30. März findet in
der Werkstatt für Aktionen und Al-
ternativen eine große Feier mit
vielen Workshops, inhaltlichem und
kulturellem Programm statt. Soviel
steht fest. Was hingegen nicht ganz
klar ist, ist das Motto dieser Feier –
eigentlich als „Wiedereröffnungs-
feier“ gedacht, wurde dieser Be-
griff nun in Frage gestellt, weil die
WAA ja auch den Winter über zu-
mindestens als Baustelle offen war.
Auf jeden Fall wird sie – wie schon
erwähnt – anschließend wieder als
Projekteplattform offen sein. Wäh-
rend des Wochenendes wird des-
halb auch eine Auseinandersetzung
mit offenen Projektplattformen in-
haltlicher Schwerpunkt sein. Aus-
erdem stehen bisher folgende
Workshops fest: „Einleitung in Me-
dien- und Radioarbeit“, „Bau eines
Lehmofens“, „Mosaikkunst“ und ein
Vortrag zu „Klima und Rüstungsin-
dustrie“. Natürlich ist Platz, dass
ihr eigene Workshops anbietet.
Schreibt dazu an waa@riseup.net.
Schön wäre es übrigens auch, wenn
ihr Bescheid sagt, falls ihr kommt,
damit wir eine ungefähre Vorstel-
lung wegen Essen und Schlafplät-
zen haben.
Die WAA befindet sich in Düren in
der Kallsgasse 20. Wegbeschrei-
bung gibt’s auf dem Blog
waa.blogsport.de genauso wie dort
das aktuelle Programm für das Wo-
chenende zu finden sein wird.

WAAht's up?
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12./13. April, Braunschweig: Sagen, was Sache ist:
Pressearbeits- & Rhetoriktraining 

http: //www.oekoscouts.de/pages/projekte/aktivismus-akadamie.php

6. - 8. Mai, Frankfurt: Deutsches Atomforum, Congress Messe
Center: 3-Tage-Anti-Atom-Protest ++

vor dem Haupteingang / Main entrance ++ 1 Tag Anti Atom
Grossdemo - Abmarsch vom Haupteingang durch ganz Frankfurt

16. Mai, 8.30 Uhr, Gießen: Hauptverhandlung gegen einen jungen
Antifaschisten

wegen Teilnahme an Gegenkundgebungen gegen Nazi-Auftritte am
25.5.2013 bei in Allendorf / Lumda und Grünberg (Hessen), vor dem

AG Gießen im Raum 100 Gebäude A.

28. - 30. März, Düren: Wiedereröffnungsfeier der
Werkstatt für Aktion und Alternativen (WAA)

http: //waa.blogsport.de/

8. - 11. Mai, Rosia Montana, Rumänien:
Das vierte Forum gegen unnütze und

aufgezwungene Großprojekte
http: //drittes-europäisches-forum.de/wp-
content/uploads/201 4/02/Einladung.pdf

21. - 27. Mai, Döbeln:
grünes blatt Layout!

5. - 9. Juni, Döbeln: Aktionsklettertraining

12. April, Köln: Demonstration gegen Überwachung
http: //cologne.stopwatchingus. info/

12. April, Frankfurt: Demo für Tierrechte –
Frankfurt pelzfrei, 13:00 Uhr, Hauptwache

tirm.de

Termine und so Sachen...

23. März - 2. April, Verden:
Frühlingscamp im Waldgarten

http: //al lmende.de.vu

28. Mai - 8. Juni, Freiburg i.Br. : Das Autonome Zentrum KTS –
Kulturtreff in Selbstverwaltung – wird 20 Jahre alt!

Wir wollen das Jubiläum gebührend mit euch verleben und uns in
einer Kulturwoche voller Austausch, Streit und Spektakel

zusammenfinden.
http: //www.kts-freiburg.org

30. April, Heidelberg, Uni-Platz: Antifaschistisches Straßenfest.
Am Vorabend des internationalen Arbeiter_innenkampftag bestimmen unter
dem Motto "Fang den Schlapphut - Gegen Geheimdienste aller Couleur"
Inhalte link(sradikal)er Gruppen den öffentlichen Raum in der Altstadt.

12. - 25. April, Hambacher Forst: „Build
Resistance“ – Skill-Sharing Camp

http: //hambacherforst.blogsport.de/termine/

https://florableibt.blogsport.de/
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dr Ralf Gross ließ sich vom LKA Niedersachsen als sogenannte Vertrauensperson anwerben.

Daraufhin nahm er Anfang 201 2 Kontakt zu niedersächsischen Umwelt- und Tierbefreiungs-

aktivist_innen auf, um die Repressionsbehörden mit Informationen aus der Bewegung zu

versorgen. Im Januar 201 4 wurde er öffentlich enttarnt.




